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217. Sitzung 

Bonn, Freitag, den 6. Februar 1998 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Guten Morgen, lie-
be Kolleginnen und Kollegen. Die Sitzung ist eröffnet. 

Ich teile zunächst mit, daß der Kollege Ernst Hin-
sken als Mitglied aus dem Verwaltungsrat der Deut-
schen Ausgleichsbank ausscheidet. Die Fraktion der 
CDU/CSU schlägt als Nachfolger den Kollegen Ger-
hard Schulz (Leipzig) vor. Sind Sie damit einverstan-
den? - Das ist der Fall. Dann ist der Kollege Gerhard 
Schulz zum Mitglied im Verwaltungsrat der Deut-
schen Ausgleichsbank bestimmt. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 3 a bis 3 g auf: 

Forschungspolitische Debatte 

a) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Bildung, Wissen-
schaft, Forschung, Technologie und Technik-
folgenabschätzung (19. Ausschuß) 

- zu der Unterrichtung durch die Bundesre-
gierung 

- zu dem Entschließungsantrag der Abgeord-
neten Dr. Manuel Kiper, Simone Probst, Eli-
sabeth Altmann (Pommelsbrunn), Ma rina 
Steindor und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung 

Bundesbericht Forschung 1996 
- Drucksachen 13/4554, 13/6388, 13/7128 -

Berichterstattung: 

Abgeordnete Erich Maaß (Wilhelmshaven) 
Edelgard Bulmahn 
Dr. Manuel Kiper 
Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann 
Wolfgang Bierstedt 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Edelgard Bulmahn, Wolfgang Thierse, Hans

-

Werner Bertl, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD 

Neue Prioritäten zugunsten einer sozialver-
träglichen Forschungs- und Technologiepoli-
tik 
- Drucksache 13/7866 - 

c) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Bildung, Wissen-
schaft, Forschung, Technologie und Technik-
folgenabschätzung (19. Ausschuß) zu dem An-
trag der Abgeordneten Wolfgang Thierse, Mi-
chael Müller (Düsseldorf), A rne Börnsen (Rit-
terhude), weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD 

Innovative Forschungs- und Technologiepoli-
tik - Bündnis für Arbeit und Umwelt 

- Drucksachen 13/3979, 13/6181 - 

Berichterstattung: 

Abgeordnete E rich Maaß (Wilhelmshaven) 
Edelgard Bulmahn 
Dr. Manuel Kiper 
Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann 
Wolfgang Bierstedt 

d) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Bildung, Wissen-
schaft, Forschung, Technologie und Technik-
folgenabschätzung (19. Ausschuß) zu dem An-
trag der Abgeordneten Dr. Edelbert Richter, 
Ernst Schwanhold, Dr. Peter Glotz, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der SPD 

Risikokapital für junge Technologieunter-
nehmen 

- Drucksachen 13/3302, 13/6182 -

Berichterstattung: 

Abgeordnete Josef Holle rith 
Edelgard Bulmahn 
Simone Probst 
Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann 
Wolfgang Bierstedt 

e) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wi rtschaft 
(9. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Margareta Wolf (Frankfu rt), Antje 
Hermenau, Kristin Heyne, weiterer Abge- 
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ordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 

Für eine neue Innovationskultur - Stärkung 
des Risikokapitalmarktes 
- Drucksachen 13/5962, 13/7010 -

Berichterstattung: 

Abgeordneter Hans Martin Bury 

f) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Bildung, Wissen-
schaft, Forschung, Technologie und Technik-
folgenabschätzung (19. Ausschuß) zu dem 
Antrag der Abgeordneten Tilo Braune, 
Dr. Edelbert Richter, Wolfgang Thierse, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 

Neue Akzente bei der Förderung der Indu-
strieforschung in den neuen Ländern 
- Drucksachen 13/4967, 13/7768 -

Berichterstattung: 

Abgeordnete Dr.-Ing. Joachim Schmidt (Hals-
brücke) 
Dr. Edelbert Richter 
Dr. Manuel Kiper 
Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann 
Wolfgang Bierstedt 

g) Beratung der Großen Anfrage der Fraktion der 
CDU/CSU und F.D.P. 

Gründung innovativer Unternehmen aus 
Hochschulen, Großforschungseinrichtungen 
und Einrichtungen der Blauen Liste 
- Drucksachen 13/7771, 13/8813 - 

Es liegen Entschließungsanträge der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. sowie der Fraktion der SPD 
vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die Aussprache zwei Stunden vorgesehen. - Dazu 
höre ich keinen Widerspruch. 

Ich eröffne die Aussprache. Es beginnt der Kollege 
Christian Lenzer. 

Christian Lenzer (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich be-
grüße Sie zunächst alle sehr herzlich. Wir sind heute 
morgen wieder unter uns. Das kann der Sache nur 
dienlich sein. 

Ich möchte mit einem Zitat beginnen: 

„Zukunft möglich machen" lautet der kategori-
sche Imperativ des ausklingenden Jahrhunderts. 
Er ist kein philosophisches Konstrukt, sondern 
politisches Programm, Antwort auf die dreifache 
Herausforderung, vor der Deutschland an der 
Jahrtausendschwelle steht. 

Mit diesem Aufmacher beginnt der Bundesfor-
schungsbericht 1996, der ja ein wichtiges Dokument 
auch für die heutige Debatte ist, bevor er sich dann 
mit den Fragen der inneren Einheit, des weltwirt

-

schaftlichen Wandels und der weltpolitischen Verän-
derungen beschäftigt. 

In der Tat kann es nicht oft genug gesagt werden: 
Wissen ist der Rohstoff der Zukunft. Daraus entsteht 
Arbeit. Revolutionie rten an der Schwelle zum 
20. Jahrhundert Elektrizität und Maschinenbau die 
Gesellschaft, so sind es heute die Informationstech-
nik und Mikroelektronik, also Technologien, die mit 
der Erfindung des Transistors vor 50 Jahren begon-
nen haben. 

Die zweite revolutionierende Entwicklung, über 
die im Moment heftig diskutiert wird, ist die Bio-
oder Gentechnik. Konzentrierte sich die Forschung 
am Anfang dieses Jahrhunderts schwerpunktmäßig 
auf das Verstehen der unbelebten Materie und war 
geprägt durch die großen Fortschritte der Physik, so 
stehen heute die Biowissenschaften auf Platz eins der 
Hitliste. Die Geheimnisse des Lebens werden in zu-
nehmendem Maße entschlüsselt, was für die Besie-
gung bis jetzt unheilbarer Krankheiten, um nur ein 
klassisches Beispiel zu nennen, unzweifelhaft ein 
herausragender Fortschritt ist. Auf der anderen Seite 
aber - mit diesen Diskussionen haben wir uns immer 
stärker zu beschäftigen - stoßen die Forscher immer 
öfter an die Grenzen von Ethik und Moral, so daß 
sich die Frage stellt, ob der Mensch all das darf, was 
er kann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Der technische Fortschritt ist so rasant, daß es häu-
fig schwerfällt mitzuhalten. Es gibt aber keine Alter-
native. Stillstand hieße Rückschritt und Verlust von 
Wohlstand und Arbeitsplätzen. Damit wäre eine 
Fülle weiterer Probleme verbunden, wie wir alle wis-
sen. Uns bleibt nur eine Wahl: Wir müssen an der 
Spitze des Fortschritts mithalten. Nur dann können 
wir Zukunft zum Wohle der Menschen gestalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Dr.  Manuel Kiper [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Fortschritt in welche Richtung?) 

Die nötigen Voraussetzungen dazu haben wir. Das 
ist nicht selbstverständlich. Alles Wissen ist in unse-
rem Land; wir müssen es nur gezielt und punktuell 
besser nutzen. Ich empfehle in diesem Zusammen-
hang die Lektüre des Bundesforschungsberichtes 
1996. 1996 klingt zwar in einer so schnellebigen Zeit 
- heute sind wir bereits im Jahre 1998 - schon etwas 
antiquiert. Aber der Be richt enthält eine Fülle von 
statistischem Mate rial und von grundsätzlichen Aus-
sagen, die sicherlich von großer Bedeutung sind. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, man kann 
feststellen: Die deutsche Forschungslandschaft ist 
gut. Sie muß sich nur immer wieder - wie wäre es 
auch anders möglich - den wechselnden Herausfor-
derungen anpassen. Neue wissenschaftliche Ziele 
müssen aufgegriffen und alte aufgegeben werden, 
wenn ein Thema ausgeforscht ist. Das ist nicht immer 
einfach. Die Strukturen müssen sich dem anpassen, 
auch wenn schmerzhafte Einschnitte erforderlich 
sind. Als Folge des Ergebnisses einer Evaluation zum 
Beispiel haben wir das mehrfach erfahren. 
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auch einen entsprechenden finanziellen Rahmen. Ich 
möchte nichts beschönigen: Hier besteht ein wunder 
Punkt. Wir brauchen mehr Mittel für die Forschung. 

(Zurufe von der SPD: Richtig!) 

Wirtschaft und Staat müssen noch mehr tun, wenn 
wir ein wirkliches High-Tech-Land werden bzw. - 
das ist noch wichtiger - bleiben und wenn wir unsere 
technologische Wettbewerbsfähigkeit international 
sichern wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
der SPD - Tilo Braune [SPD]: 16 Jahre 

haben Sie Zeit gehabt!) 

Natürlich können wir uns der allgemeinen politi-
schen Forderung nach Sparsamkeit nicht verschlie-
ßen. Aber wir müssen sehr genau aufpassen, daß wir 
nicht an der falschen Ecke, nämlich gerade bei Bil-
dung und Forschung - in diesen wichtigen, zukunfts-
trächtigen Bereichen -, irgend etwas kaputtsparen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
der SPD - Antje Hermenau [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ihren Leuten müssen Sie 

das sagen!) 

- Nein, meine Damen und Herren von der Opposi-
tion, so einfach ist das nicht. Auch Sie müssen da mit-
wirken. Man kann nicht nur auf die Regierenden mit 
dem Finger zeigen. 

Ich komme in diesem Zusammenhang auf meinen 
Vorschlag, den prozentualen Zuwachs beim Bil-
dungs- und Forschungsetat an der Steigerung des 
Bruttosozialproduktes zu orientieren, zurück, den ich 
einmal bei der Diskussion über den Haushalt 1998 
gemacht hatte. Dies muß ja kein Automatismus sein. 
Aber man sollte sich schon bemühen, Forschung und 
Bildung mit den entsprechenden Mitteln auszustat-
ten. 

Ein besonderes Augenmerk muß auf die Industrie-
forschung in den neuen Bundesländern gelegt wer-
den. Hierzu wird noch ein spezieller Beitrag geleistet 
werden. Die Wiederansiedlung von Forschung und 
Entwicklung in den produzierenden Bet rieben muß 
weiterhin mit Nachdruck gefördert werden. Substan-
tielle Kürzungen der Fördermittel der öffentlichen 
Hände im Bereich der ostdeutschen Industriefor-
schung sind noch für längere Zeiträume nicht akzep-
tabel. Die Kooperationsmöglichkeiten zwischen 
KMU und Forschungseinrichtungen müssen verbes-
sert werden, und die Ergebnisse der wirtschaftsna-
hen Forschungen müssen der eigenen Wertschöp-
fung in den neuen Bundesländern noch besser zu-
gute kommen. 

Ich nenne als Beispiel nur einmal die „Personalför-
derung Ost" des BMWi, die „Marktvorbereitende In-
dustrieforschung" ebenfalls des BMWi und die „För-
derung und Unterstützung von technologieorientier-
ten Unternehmensgründungen" unseres eigenen 
Hauses, des BMBF. Sie müssen konsequent weiter-
geführt werden. 

Es wäre unvollständig, wenn ich an dieser Stelle 
nicht voller Stolz auf einen großen Erfolg verweisen  

würde, nämlich auf das - ich will es einmal so nennen 
- sächsische Silicon Valley, jedenfalls im Ansatz. 
Deutschland ist auf dem besten Weg zur Weltspitze 
in einem Teilbereich der Mikroelektronik. Das Re-
zept dazu ist innovatives Know-how, gut ausgebilde-
tes Personal, eine gute Infrastruktur und das Prinzip 
„Klotzen und nicht Kleckern". Daß sich jetzt Sie-
mens, Motorola und Wacker zusammengetan haben, 
um in Dresden mit dem Projekt „300 plus" eine Mi-
krochip-Produktion auf der Basis von 300 Millimeter 
Wafern aufzubauen, ist wirklich ein exzellentes Si-
gnal für den Standort Deutschland. Mehr als 8 000 Ar-
beitsplätze werden durch diesen Innovationssprung 
bei der Mikroelektronikfertigung gesichert. High-
Tech-Ausgaben in Höhe von 5,5 Milliarden DM, da-
von Investitionen in Höhe von 4,3 Milliarden DM 
werden angestoßen. Zirka 50 Firmen und Institute 
sind an den Forschungsarbeiten beteiligt - dies be-
deutet also eine gewaltige Breitenwirkung -, die das 
BMBF mit rund 250 Millionen DM fördert. Hier ist in 
einem großen Synergieeffekt zwischen Wi rtschaft, 
Wissenschaft und Staat ein Center of Excellence, wie 
das so schön heißt, geschaffen worden, das weltweite 
Bedeutung hat. 

(Horst Kubatschka [SPD]: Sagen Sie das 
einmal auf sächsisch!) 

- Ich bin der sächsischen Sprache nicht ganz so 
mächtig. Ich kann sie ein bißchen nachahmen, aber 
mehr nicht. 

An diesem Beispiel - Sie haben mir gerade das 
Stichwort gegeben - für gut angelegte Investitionen 
in die Zukunft könnte sich vielleicht ein gewisser Mi-
nisterpräsident Schröder einmal ein Beispiel nehmen. 
Ich denke noch voller Schrecken daran, welche Wo rt

-wahl er in dieser Woche in den Auseinandersetzun-
gen der Aktuellen Stunde gefunden hat. 

Überhaupt ist das Verständnis der Opposition von 
Innovation immer noch sehr innovationsbedürftig. 
Es kann ja schon als Fortschritt gewertet werden, daß 
der Parteivorsitzende im letzten Jahr in Düsseldorf 
die Genossen darum gebeten hat, zunächst die 
Chancen neuer Technologien zu sehen und nicht von 
vornherein immer nur die Risiken in den Vorder-
grund zu stellen. Dem ist nichts hinzuzufügen, dem 
kann man eigentlich nur zustimmen. Wir wollen hof-
fen, daß das noch weiter um sich greift. 

(Horst Kubatschka [SPD]: Auch bei Ihnen!) 

Schöne Reden auf Kongressen sind eine Sache; es 
muß aber auch auf allen Ebenen entsprechend ge-
handelt werden. Jede Verzögerungstaktik verspielt 
Chancen und damit Arbeitsplätze für den Standort 
Deutschland. 

Lassen Sie mich einige wenige Beispiele nennen: 
Die Blockadehaltung der SPD hat - das muß man 
ganz deutlich sehen - dem Bereich der Bio- und Gen-
technik lange Jahre sehr geschadet. Ich begrüße es, 
daß offensichtlich auch in Ihren Reihen ein gewisser 
Umdenkungsprozeß stattgefunden hat. Wir können 
heute voller Stolz feststellen, daß sich in der Bundes-
republik Deutschland inzwischen etwa 300 Unter-
nehmen dieses Bereichs angesiedelt haben. Der Bio-
regio-Wettbewerb des Bundesministers für For- 
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schung und Technologie war ein sehr großer Erfolg. 
Mit München, dem Rhein-Neckar-Gebiet, dem 
Rheinland und Jena - das ist besonders wichtig: eine 
Stadt aus den neuen Bundesländern - konnten wir 
Regionen auswählen, die sich durch besondere Kom-
petenz auf diesem Gebiet auszeichnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Zum Bereich der Energietechnik will ich nur soviel 
sagen: Ich bedauere es außerordentlich, daß die 
Energiepolitik der SPD und ihr halbherziges Be-
kenntnis zur Forschung im Kernenergiebereich dazu 
führen, daß Milliardenbeträge vergeudet werden. 
Statt dessen wird immer von Markteinführungshilfen 
bei der Solarenergie gesprochen. Niemand will das 
geringschätzen: Als Beispiel nenne ich die beiden 
neuen Firmen, die sich mit der Solarzellenfabrika-
tion beschäftigen: Shell/Pilkington in Gelsenkirchen 
und ASE in Alzenau. Aber ich meine, man muß die 
Dinge zurechtrücken; man darf sie nicht verzerrt se-
hen. 

Als persönliche Bemerkung darf ich einmal einfü-
gen: Nach fast 30 Jahren Abgeordnetendasein hier in 
Bonn kommt man manchmal in Verlegenheit, eine 
gewisse Rückschau zu halten. Ich greife deshalb 
gern ein Beispiel aus der Vergangenheit heraus: Was 
wäre wohl passiert, wenn sich Franz Josef Strauß vor 
Jahrzehnten nicht vehement - gegen das Heer aller 
Bedenkenträger - für den Airbus eingesetzt hätte? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

In diesen Tagen haben wir gerade Rückzahlungen in 
Höhe von 1,4 Milliarden DM bekommen, die in die 
Bundeskasse geflossen sind. Das ist zwar nur ein An-
fang. Aber ich glaube, es ist aller Ehren we rt  und ver-
dient eine lobende Erwähnung. 

(Heinz-Georg Seiffert [CDU/CSU]: Das ist 
wahr!) 

Wo wären wir gelandet, wenn wir - angesichts der 
enormen Wirtschaftskonzentration, insbesondere in 
den USA, in diesem Bereich - praktisch anstehen 
müßten? Ich nenne nur einmal Boeing, McDonnel 
Douglas und Rockwell auf der einen Seite, Lockheed 
Martin und Northrop Grumman sowie Raytheon und 
Hughes auf der anderen Seite. Ich glaube, wir müs-
sen in diesem Bereich erhebliche Anstrengungen un-
ternehmen. Forderung für die Zukunft ist daher, ei-
nen breiten Marktzugang zu sichern, ein großes 
Know-how zu garantieren und letztlich auch die da-
für notwendige starke Finanzkraft zu gewährleisten. 
In diesem Zusammenhang sollten wir die Airbus 
Single Corporate Entity, das einheitliche Manage-
ment mit klaren ökonomischen Prinzipien, lobend er-
wähnen. 

Nationale Unternehmen sind hier chancenlos. Ich 
freue mich, daß sich die Luft- und Raumfahrtindu-
strie im Aufwind befindet, daß die Krise der Branche 
nach vielen, vielen Diskussionen und großem Hin- 
und Hergezerre überwunden zu sein scheint. Nur am 
Rande will ich erwähnen, daß am 30. Oktober 1997 
durch den erfolgreichen Sta rt  der Ariane-5-Trägerra

-

kete praktisch ein neues Zeitalter in der Satellitenträ-
gerschaft eingeläutet wurde. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Es geht auf

-

wärts!) 

Das war ein sehr großer Erfolg, auf den wir alle mit-
einander - das gilt für jeden, der daran mitgewirkt 
hat - stolz sein können. 

Der Bundesforschungsbericht 1996 gibt einen ex-
zellenten Überblick über den Stand der Forschung in 
Deutschland. Ich möchte dabei besonders auch auf 
die einleitenden Kapitel verweisen. Leider ist es hier 
aus zeitlichen Gründen nicht möglich, weiter in die 
Details zu gehen. Aber lassen Sie mich, um über das 
Allgemeine etwas hinauszugehen, nochmals feststel-
len: Die deutsche Forschungslandschaft ist gut; sie 
braucht weltweit keine Konkurrenz zu scheuen. 
Aber sie kann und muß in Richtung Innovation noch 
besser, noch leistungsfähiger werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Zum Abschluß einige Wünsche für die Zukunft. 

(Jörg Tauss [SPD]: Eine neue Regierung!) 

- Das wollen wir erst einmal sehen. Es wird sicherlich 
eine neue Regierung geben. Aber ich glaube, jeder 
bleibt dort  sitzen, wo er jetzt sitzt und wo er sich ein-
gerichtet hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zuruf von der SPD: Das ist Ihre Auffassung 

von Erneuerung!) 

- Wir wollen es mit der Erneuerung nicht übertrei-
ben. 

Das Forschungspotential an den Hochschulen muß 
mit Blick auf Innovationen noch intensiver ausge-
schöpft werden. Frau Kollegin Bulmahn, Herr Kol-
lege Laermann und ich waren bei der Verleihung des 
Leibniz-Preises Anfang dieser Woche zugegen. Es 
war wirklich ein schönes und befriedigendes Erleb-
nis daß junge Forscher für außergewöhnliche Lei-
stungen ausgezeichnet wurden und daß do rt  nicht 
gekleckert wurde, sondern echt Geld hineingesteckt 
wurde. Auf diesem Wege sollten wir weitergehen. 

Dienstleistungen mittels neuer Technik sind noch 
extrem unterentwickelt. Hier ist ein großes brachlie-
gendes Feld für neue Arbeitsplätze, das es zu beak

-

kern gilt. 

(Dr. Manuel Kiper [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Und warum wird das dann so herun

-

tergefahren?) 

Lassen Sie mich die Existenzgründungen, High

-

Tech, Low-Tech erwähnen. Das muß weiter forciert 
werden. Voller Stolz kann ich auch an den Existenz-
gründerkongreß der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
am 28. Januar dieses Jahres in Hannover erinnern. 

Innovationsstrategien müssen systematisch ver-
folgt werden. So braucht auch Innovation - wie die 
Wachstumsprozesse - in vielen Fällen ihre Zeit und 
einen langen Atem. Unsere Forschungslandschaft 
muß deshalb höchst flexibel sein, um auf die Heraus- 
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forderungen der Zukunft angemessen und schnell 
reagieren zu können. Administrative Hemmnisse 
müssen deshalb auf das absolut Notwendige be-
schränkt werden. Die Verantwortlichkeiten im For-
schungsbereich sollten künftig noch klarer definie rt 

 werden. Das gilt insbesondere für die manchmal et-
was leidigen Mischfinanzierungen zwischen Bund 
und Ländern. 

Meine Damen und Herren, ich stelle abschließend 
fest: An der Schwelle zum nächsten Jahrtausend 
oder zum nächsten Jahrhundert, wenn wir es etwas 
kleiner machen wollen, ist Deutschland im Bereich 
von Forschung und Technologie gut gerüstet. Wir ha-
ben das Potential an Wissen, an gut ausgebildeten 
Menschen, Ideenreichtum und Initiative. Wenn wir 
es verstehen, in allen Bereichen den nötigen Frei-
raum zur Entfaltung zu geben, dann brauchen wir 
uns um die Zukunft keine Sorgen zu machen. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort hat der 
Kollege Wolfgang Thierse. 

Wolfgang Thierse (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Im Internet finden Sie auf der 
Homepage der CDU einen wunderbaren Satz. Do rt 

 steht: 

Wir werden durch ein überproportionales Wachs

-

tum  des Bundeshaushalts für Forschung und 
Technologie Spielräume für neue Initiativen ins-
besondere in den Spitzentechnologien eröffnen 
und eine kontinuierliche Förderung der Indu-
strieforschung in den neuen Bundesländern er-
möglichen. 

(Otto Schily [SPD]: Aber sie haben nicht 
geschrieben, wann! - Zuruf von der SPD: 
Das muß was mit der Karnevalszeit zu tun 

haben!)  

Die Aussage ist so richtig und so gut, daß sich in 
die erste Freude über soviel Konsens sofort ein Ver-
dacht einschleicht. Nachdem Sie, verehrte Kollegin-
nen und Kollegen der Koalition, seit über 15 Jahren 
regieren, fragt sich der Besucher dieser Homepage: 
Von welcher Zukunft sprechen die, und was macht, 
bitte schön, das Bundesministerium für Forschung 
und Technologie? 

(Beifall bei der SPD) 

Diese gute Botschaft kann also so neu nicht sein. Tat-
sächlich stammt sie aus der Koalitionsvereinbarung 
von 1994. 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Herr Thierse, 
machen Sie doch mal ein freundlicheres 

Gesicht!) 

So lernen wir nur eines daraus: Die CDU versendet 
in einem schnellen Medium ein höchst veraltetes 
Versprechen, das die Koalition nicht einhält. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der SPD: 
Damit bleiben sie sich aber treu!) 

Wahrscheinlich ist es keine Übertreibung, wenn 
ich feststelle: Ginge es allein nach Ihren Worten und 
Ihren Ankündigungen, Herr Minister und liebe Kol-
leginnen und Kollegen von der Koalition, gäbe es 
eine Menge forschungspolitischer Gemeinsamkeiten 
in diesem Hause. Aber wirk liche Gemeinsamkeit 
scheitert leider daran, daß die Koalition ihre eigenen 
Ankündigungen nicht ernst nimmt. Aus der ange-
kündigten überproportionalen Steigerung der Aus-
gaben ist ein bemerkenswe rter Abbau von Mitteln 
geworden. Das Lob, das Ihnen Professor Hube rt 

 Markl öffentlich erteilt, klingt vor diesem Hinter-
grund ziemlich schal. Es besagt in meinen Worten, 
die Verwaltung des Mangels sei diesem Minister 
ganz passabel gelungen. 

(Jörg Tauss [SPD]: Noch nicht einmal!) 

Der Gedanke erinnert mich an eine andere Bot-
schaft; sie enthält die „wirkliche Wahrheit" über die 
Politik dieser Bundesregierung und dementiert alle 
früheren Ankündigungen einschließlich des gelten-
den Koalitionsvertrages. Der Kollege Rüttgers hat 
diese Wahrheit hier im Bundestag ganz gelassen aus-
gesprochen. Wenn überall gespart werden müsse, so 
teilten Sie uns mit, könne und wolle - wolle! - Ihr 
Ressort  sich dem nicht entziehen. Dies ist der einzige 
Satz des Zukunftsministers, von dem ich guten Ge-
wissens sagen kann: Worte und Taten stimmen über-
ein. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN - Edelgard Bulmahn [SPD]: 

Leider!) 

Wir haben einen jahrelangen Rückgang des For-
schungsetats zu beklagen - von 1993 bis 1998 um 
760 Millionen DM. Die mittelfristige Finanzplanung 
des Bundes sieht bis zum Jahre 2001 eine weitere 
kontinuierliche Absenkung des Einzelplans 30 auf 
dann nur noch 14,3 Milliarden DM vor - also schon 
nominal weniger Ausgaben als 1991. Der Stifterver

-

band hat jüngst vorgerechnet, daß wir heute insge-
samt - also Staat und Wi rtschaft - weniger für die 
Forschung ausgeben als noch 1992. Er hat ebenfalls 
darauf aufmerksam gemacht - dies allen Deregulie-
rern und Marktideologen ins Stammbuch -, daß die 
Wirtschaft den Rückzug des Staates aus der For-
schungsfinanzierung nicht kompensiert, im Gegen-
teil. 

Der Koalitionsvertrag verspricht auch - ich erin-
nere daran - eine überproportionale Steigerung der 
FuE-Aufwendungen für Ostdeutschland. 1996 gaben 
Sie dafür 368 Millionen DM aus; 1998 geben Sie nur 
noch 280 Millionen DM aus. Dies ist die überpropor-
tionale Steigerung Ihrer Machart. Papier ist geduldig, 
hat man früher gesagt, das Internet auch. Man kann 
dort  hineinschreiben, was man will; stimmen muß es 
ja nicht. 

(Dr. Gerhard F riedrich [CDU/CSU]: Auch in 
Reden!)  

Auch die Struktur des Forschungsetats ist zweifel-
haft. Der Anteil der institutionellen Förderung be-
trägt fast 45 Prozent. Dafür gibt es sicher Gründe. 
Aber ein flexibler Mitteleinsatz ist das nicht. 
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Es ist bemerkenswe rt, daß aus Regierungskreisen 
immer wieder die Klage zu hören ist, unser Land sei 
technikfeindlich und nicht innovationsfreudig; es 
gebe einen Reformstau. Das klingt so, als würden Sie 
gar nicht regieren. Vor allem aber stimmt es so über-
haupt nicht. Was die Leistungen der Forschung, was 
die Entwicklung neuer Produkte betrifft, muß man 
die mittelständischen Bet riebe, zum Teil auch die 
Großindustrie, die Forschungsinstitute und die Uni-
versitäten geradezu in Schutz nehmen vor diesen 
Vorwürfen. 

(Beifall bei der SPD) 

Nicht in der Gesellschaft, nicht in den Bet rieben und 
Forschungseinrichtungen gibt es einen Stau; da wird 
ständig und mit respektablem Erfolg an Innovationen 
gearbeitet. Stau gibt es nur in der Politik. 

(Dr. Martin Mayer [Siegertsbrunn] [CDU/ 
CSU]: Bei der Opposition! - Weiterer Zuruf 

von der CDU/CSU: Im Bundesrat!)  

Er hemmt den Rest. 

Herr Minister Rüttgers, Sie haben selbst vor 14 Ta-
gen ein von Ihnen bestelltes Gutachten „Zur techno-
logischen Leistungsfähigkeit Deutschlands 1997 " der 
Öffentlichkeit präsentiert. Man muß sich das genau 
anschauen, und man wird bestätigt finden - dankbar 
bestätigt finden, Herr Lenzer -, daß wir uns der tech-
nologischen Leistungsfähigkeit von Wi rtschaft und 
Wissenschaft nicht zu schämen brauchen. Wahrlich 
nicht! 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Offensichtlich aber kommen diese Leistungen nicht 
wegen, sondern trotz Ihrer Politik zustande. Das zei-
gen die Daten, die ich eben vorgetragen habe. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Als Sie das Gutachten der Öffentlichkeit vorstellten, 
haben Sie der Presse mitgeteilt, Deutschland befinde 
sich „auf dem Weg zum High-Tech-Land". Daß wir 
uns nur auf dem Weg befinden, 

(Otto Schily [SPD]: Der Weg ist das Ziel!) 

heißt: Es wurden Chancen verpaßt. Eine Regierung, 
die 15 Jahre lang ihre Modernität betont und sich 
selbst aufforderte, weiter so zu machen, müßte nach 
dieser langen Zeit doch erklären können: Deutsch-
land ist ein High-Tech-Land. 

(Beifall des Abg. Dr. Martin Mayer [Sie

-

gertsbrunn] [CDU/CSU]) 

Nun gut, wir wollen festhalten, daß wir im interna-
tionalen Handel und bei Patentanmeldungen den 
Anschluß an die Weltspitze nicht verloren haben. 

(Edelgard Bulmahn [SPD]: Nein, venin

-

gert!) 

Wir wollen das dankend anerkennen. Aber wir müs-
sen auch festhalten, daß wir Anfang der 80er Jahre, 
zu Beginn Ihrer Regierungszeit, im internationalen 
Vergleich bei den Ausgaben für Forschung und Ent-
wicklung mit den USA gemeinsam weltweit Spitzen

-

reiter waren. Der Bericht der Institute hält fest, daß 
die Bundesrepublik in dieser Hinsicht auf Platz neun 
- hinter Japan, den USA, Schweden, Frankreich, der 
Schweiz, Korea, Finnland und Israel - zurückgefallen 
ist - eine stolze Bilanz. 

Der Anteil der Bildungsausgaben am Inlandspro-
dukt - so steht es auch im Gutachten - nimmt weiter 
ab. Schlimm genug, daß es so ist, aber es entspricht 
auch Ihren Plänen. Jedenfalls rechnet die Bundesre-
gierung mit einem weiteren Einsparvolumen allein 
beim BAföG von 300 Millionen DM in diesem Jahr. 
Dem Protest der Studierenden haben Sie rasch Ver-
ständnis und ein Trostpflaster von 40 Millionen DM 
für Bibliotheken entgegengebracht. Die 40 Millionen 
DM stehen inzwischen wieder in Frage, höre ich. 
Worte und Taten sind bei Ihnen eben nicht dasselbe. 

Ich bleibe bei dem Gutachten, um es ein letztes 
Mal zu zitieren. Zu den Forschungs- und Entwick-
lungsausgaben in Deutschland stellen die Institute 
fest: 

Kein Land muß auf einen dera rt  steilen und ein-
schneidenden Rückgang von FuE verweisen wie 
Deutschland. 

Kein Land! Deutlicher kann man es nicht mehr sa-
gen. Das ist die Bilanz Ihrer Forschungspolitik. 

Ein Wort  zu den Leitprojekten. Sie wissen, auch 
wir wollen die Forschungsförderung an Leitprojekten 
ausrichten. Wir wollen neue Produkte entwickeln, 
die am internationalen Markt wettbewerbsfähig sind. 
Wir sehen mit Ihnen durchaus gemeinsam das Pro-
blem, daß der Weg vom Forscher und Entwickler ins-
besondere zu den innovationsfreudigen mittelständi-
schen Betrieben viel zu weit ist. Vor allem hierin liegt 
die Gefahr für die zukünftige internationale Wettbe-
werbsfähigkeit Deutschlands. Die Ideen sind da; 
aber an der Umsetzung hapert es. 

Anders verhält es sich bei unseren Großunterneh-
men, die glücklicherweise auch über eigene große 
Forschungs- und Entwicklungsabteilungen verfü-
gen. Forschungspolitik müßte sich vor diesem Hinter-
grund also darauf konzentrieren, das Bindeglied zwi-
schen Forschung und mittelständischer Produktion 
herzustellen. 

Dazu gibt es ein ministe rielles Leitprojekt; es heißt 
„Innovative Produkte". Es enthält 271 Vorschläge, er-
arbeitet von über 1800 Partnern aus Indust rie, Ver-
bänden und Forschungseinrichtungen. In der ersten 
Phase gab es 15 Wettbewerbssieger. Sie erhalten zur 
weiteren Ausarbeitung ihrer Vorschläge eine Zuwen-
dung von bis zu 100 000 DM. 

Ich habe erwartet, do rt  eher weniger berühmte Na-
men von kleinen und mittelständischen Unterneh-
men, von selbständigen ostdeutschen Forschungs-
einrichtungen zu finden. Aber tatsächlich bekommen 
Daimler Benz, Siemens, Bosch, Thyssen, Volkswa-
gen, Porsche, Philipp Holzmann und die Fraunhofer 
Gesellschaft Fördermittel, um sich sozusagen selbst 
vorzuschlagen, wie sie ihre eigenen Forschungser-
gebnisse schneller in neue Produkte umsetzen kön- 
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nen. Mit Verlaub: Ich halte das für einigermaßen un-
sinnig. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, Forschungspolitik muß 
Teil eines gesamtpolitischen Konzepts sein. Sie muß 
selbstverständlich nach der internationalen Wettbe-
werbsfähigkeit unserer Produkte und unserer Dienst-
leistungen fragen. Denn nur mit innovativen Produk-
ten und intelligenten Dienstleistungen - nicht zum 
erstenmal schließe ich die Biotechnik ausdrücklich 
ein - wird die Bundesrepublik Deutschland im inter-
nationalen Wettbewerb das erreichte Einkommensni-
veau verteidigen, neue Arbeitsplätze schaffen und 
vorhandene Arbeitsplätze, so hoffe ich, sichern kön-
nen. Das allein reicht als Leitbild für die Forschungs-
politik aber nicht aus. Es ist viel, aber es reicht nicht 
aus. 

Wir sind uns einig - wir haben in diesem Hause 
schon öfter darüber debattiert - über die Bedeutung 
der modernen Kommunikationstechniken. Es stimmt 
aber auch, daß sie zunächst einmal Rationalisie-
rungstechniken sind. Bei Banken und Versicherun-
gen kann sich jedermann ein Bild davon machen, mit 
welcher Geschwindigkeit und in welcher Sichtbar-
keit menschliche Arbeit durch digitale Medien er-
setzt wird. 

Dieser Umbruch wirft viele Fragen auf, die wir 
längst noch nicht alle beantworten können. Deshalb 
brauchen wir - das ist aber nur einer der Gründe - 
wieder verstärkt sozialwissenschaftliche Forschung. 
Wir bewegen uns auf eine sehr konfliktreiche soziale 
Situation zu. Wir müssen dem vorbeugen. Wir müs-
sen gesellschaftlichen Zusammenhalt neu stiften - 
auch mit der Hilfe und mit den Mitteln der Wissen-
schaft. 

Wir müssen - ebenfalls mit der Unterstützung der 
Wissenschaft - Perspektiven entwickeln, damit junge 
Menschen begreifen können, daß Politik kein Unter-
nehmen zum Abbruch von Arbeitsplätzen sein muß. 
Wir müssen uns daranmachen, möglichst schnell 
möglichst viele neue Arbeitsplätze zu schaffen. Wir 
können uns nicht hinsetzen und erklären: Der Ge-
sellschaft geht die Arbeit aus; jeder muß selbst sehen, 
wie er klarkommt. Das ist keine Politik; das ist Zynis-
mus. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, wir können auch nicht 
so tun, als seien die Umweltprobleme gelöst. Wir 
müssen deswegen nicht nur nach innovativen Pro-
dukten fragen, sondern wir müssen auch ein Inter-
esse an den ökologischen Eigenschaften dieser Pro-
dukte haben. Ökologisch vernünftige Produkte und 
Technologien hätten einen großen Vorteil: Sie wer-
den weltweit nachgefragt. 

Unser Verständnis von Nachhaltigkeit ist nicht 
wirtschaftsfeindlich. Rohstoffe und Energie sparen, 
möglichst viel wiederverwerten - auch etwa beim 

Bauen -, das ist innovativ und hat auch Auswirkun-
gen auf die Beschäftigung. 

Friedrich Dürrenmatt hätte sich über die riesige 
Kluft zwischen Worten und Taten Ihrer Politik viel-
leicht nicht so sehr gewundert. Er hat in der ihm ei-
genen nachsichtig ironischen Art  mitgeteilt: 

Das Gute am Menschen ist, daß er über Einsich-
ten verfügt. Das Schlechte an ihm ist, daß er nicht 
danach handelt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich meine, wir können uns, was die Forschungs-
politik und die Bildungspolitik betrifft, diese Art  von 
Nachsicht nicht mehr leisten. Es wird Zeit, daß wir 
Worte und Taten wieder in Übereinstimmung brin-
gen. Dazu reichen Umschichtungen innerhalb des 
Forschungsetats nicht mehr aus. Wir müssen viel-
mehr dafür sorgen, daß wir bei den öffentlichen wie 
privaten Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
wieder internationales Niveau erreichen und die Zeit 
vom Forschungsergebnis bis zum Produkt erheblich 
verkürzen. Dazu braucht das Forschungsressort auch 
wieder finanziellen Handlungsspielraum, und zwar 
mehr als bisher. Den werden wir ihm verschaffen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Das ist ebenso versprochen wie die inhaltliche Aus-
richtung an den genannten Leitbildern: ökologische 
Verantwortung und Nachhaltigkeit, neue Technolo-
gien, die sich Lösungen in der Natur zum Vorbild 
nehmen, Kreislaufwirtschaft, Sparen und Wiederver-
werten von Energie und Rohstoffen, schnellere Um-
setzung von Forschungsergebnissen und internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit innovativer Produkte und 
Dienstleistungen. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Nächster Redner 
ist der Kollege Dr. Manuel Kiper. 

Dr. Manuel Kiper (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Kolleginnen 
und Kollegen! Anläßlich der Aufsetzung des For-
schungsberichtes und drei Jahre nach der Amtsüber-
nahme durch den „Zukunftsminister" Rüttgers ist es 
Zeit, über das Bilanz zu ziehen, was Herr Rüttgers in 
Gang gesetzt hat. Angetreten war der sogenannte 
Zukunftsminister mit Vorschußlorbeeren: Endlich 
hätte die Zukunft einen Lobbyisten in der Regierung. 

Der vorliegende Forschungsbericht macht aller-
dings deutlich, daß der mit Rüttgers eingeläutete Zu-
kunfts- und Innovationsjargon verlogene PR ist. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD - Edel

- gard Bulmahn [SPD]: Der Konjunktiv war 
schon richtig!) 

Statt die Tür für das nächste Jahrtausend aufzuma

-

chen, hinterläßt Dr. Rüttgers eine ausgedünnte For- 
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schungslandschaft. Die angekündigte Zukunftspoli-
tik ist ausgeblieben. Die eher dürftigen Aussagen in 
der Koalitionsvereinbarung von 1994 zeigten, wie 
wenig Priorität diese Regierung dem Bereich For-
schung und Wissenschaft beimißt. Das Bildungs- und 
das Forschungsministerium sind zusammengelegt 
worden. Synergieeffekte sind allerdings nicht er-
kennbar. Die Forschung wurde neu ausgerichtet, 
aber nicht auf Zukunftsfähigkeit und Nachhaltigkeit, 
sondern vorrangig auf kurzfristige wi rtschaftliche 
Verwertbarkeit. Die nach der Agenda 21 von Rio not-
wendige umfassende Umorientierung von Forschung 
und Bildung auf Nachhaltigkeit blieb aus. In Ihrer 
Forschungs- und Technologiepolitik, Herr Minister, 
wurde statt Problem- und Bedürfnisorientierung 
reine Technologieentfaltung zur Duftmarke. 

In der Koalitionsvereinbarung waren zwei Pläne 
und Vorhaben im Bereich Forschung und Wissen-
schaft konkretisiert, die es nunmehr zu bewe rten gilt: 
Erstens. Die angekündigte hochgestochene Akade-
mie der Wissenschaften wurde nicht errichtet. Dafür 
wurde der Bundesforschungsminister zum Ge-
schäftsführer eines Innovations- und Technologierats 
beim Bundeskanzler gemacht. Dieses exklusive Spit-
zenkränzchen ist Ausdruck eines elitären Wissen-
schaftsverständnisses. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ihr wolltet das 
doch auch!) 

Nötig wären allerdings dialogorientierte Innovations-
allianzen. 

Zweitens. Die Bundesausgaben für Bildung und 
Forschung - der Kollege Thierse hat bereits darauf 
hingewiesen - sollten laut Koalitionsvereinbarung 
überproportional gesteigert werden. Statt dessen 
wurden sie systematisch überproportional herunter-
gefahren. Ich erinnere an den Kollegen Lenzer - er 
hat es während der Haushaltsplanberatungen noch 
prononcierter ausgedrückt als heute -, der seinerzeit 
ein Signal gefordert hat, um keine Steilvorlage für 
den Wahlkampf der Opposition zu liefern. Der CDU 
drohe dann eine Glaubwürdigkeitslücke. Deshalb 
dürfe nicht weiter an Bildungs- und Forschungsaus-
gaben gespart werden. - Diese Glaubwürdigkeits-
lücke, Herr Lenzer, ist eine reale Lücke; sie ist auch 
mit Haushaltskosmetik nicht mehr zu schließen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD - Jörg 
Tauss [SPD]: Herr Lenzer hat völlig recht!) 

Es geht aber nicht nur um eine Glaubwürdigkeits-
lücke, es geht auch um eine Verläßlichkeitslücke. 
Kultusministerkonferenz und Hochschulrektoren-
konferenz haben Ende letzten Jahres hinsichtlich der 
Kürzungen bei der Deutschen Forschungsgemein-
schaft und der Max-Planck-Gesellschaft die man-
gelnde Verläßlichkeit der Bundesregierung beklagt. 
Mit der Deutschen Forschungsgemeinschaft und der 
Max-Planck-Gesellschaft waren angesichts der 
enorm angestiegenen Aufgaben in den neuen Bun-
desländern bei der Sicherung der Hochschulfor-
schung 5 Prozent Aufwuchs vereinbart worden. Von 
den Haushältern ist dies unrühmlich gekürzt worden. 
Wir stemmten uns als einzige Partei gegen die Kür

-

zung. Hubert  Markl, der langjährige Präsident der 
Max-Planck-Gesellschaft, hat bitter beklagt, daß 
diese Kürzungen wieder zehn Sonderforschungsbe-
reiche und ein ganzes Max-Planck-Institut in diesem 
Lande vernichten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er ist trotzdem 
kein Grüner geworden!) 

Auch den Helmholtz-Zentren wurden seit 1993 2000 
Stellen genommen. Nicht die Forschung in diesem 
Lande -ist verrottet. Verrottet, um das Wo rt  von Pro-
fessor Simon zu benutzen, ist Ihre Forschungspolitik, 
Herr Minister. Ihre Forschungspolitik schwächt die-
ses Land nachhaltig bei seinem Zukunftskapital For-
schung und Wissenschaft. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, die Neuorientierung 
der deutschen Forschungslandschaft auf mehr Wett-
bewerb, die Sie, Herr Rüttgers, bet rieben haben, ist 
überfällig gewesen. Um die Leistungen des BMBF 
würdigen zu können, empfiehlt es sich, zunächst die 
Forderungen des BDI zur Umgestaltung von For-
schung und Wissenschaft in Erinnerung zu rufen. 
Der BDI forde rte die Verbindung des deutschen Wis-
senschaftssystems mit dem industriellen Innovations-
und Produktionssystem; der BDI forde rte die Neu-
orientierung der direkten Forschungsförderung auf 
Leitbilder und Leitprojekte. Der BDI zielte auf mehr 
Wettbewerb der Forschungseinrichtungen unterein-
ander und die Herausbildung der Centers of excel-
lence. Dieses Programm hat der Herr Bundesminister 
abgearbeitet. 

Richtig daran war die Orientierung auf Wettbe-
werb. Ich kann hier nur die Worte von Professor 
Frühwald zitieren, dem langjährigen Präsidenten der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft - er ist gerade 
abgetreten -, es habe sich Speck bei der auskömmli-
chen Planfinanzierung angesetzt. Insofern ist die 
Orientierung auf Wettbewerb auch aus unserer Sicht 
richtig. Richtig am Konzept der Neuorientierung der 
deutschen Forschungslandschaft ist auch die Heraus-
bildung von Kompetenzzentren. 

Falsch allerdings ist die Infragestellung der öffent-
lich finanzierten Grundlagenforschung. Falsch ist 
der einseitig auf Konsens in der Wirtschaft orientierte 
Planungsprozeß bei Leitprojekten an Stelle eines 
breiten Dialogs von Wissenschaft, Gesellschaft und 
Wirtschaft, wie er beispielhaft in den Niederlanden 
mit dem „sustainable technology program" angefan-
gen worden ist. Hier, Herr Minister, hätten Sie sich 
eigentlich einmal ein Vorbild nehmen können. Das 
haben Sie nicht gemacht. 

Falsch ist es, den Forderungen des BDI nachzuge-
ben, zu 50 Prozent über den Strategiefonds bei der 
HGF verfügen zu können und ihn personell quasi zu 
majorisieren. Falsch ist die von Ihnen bet riebene 
kurzatmige Anwendungsnähe, statt die Wirtschaft zu 
verstärkten Forschungs- und Entwicklungsausgaben 
zu ermuntern. Falsch ist auch dieses strangulierende 
Windhundrennen der Forschungsinstitute. Wenn 
große Töpfe angekündigt werden, viel Arbeit der An-
tragsteller wie der Gutachter in die Anträge fließt, 
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die Töpfe sich dann aber bereits am ersten Tag oder 
nach einer Woche als leer erweisen, weil die Töpfe 
nicht einmal halb gefüllt worden sind, verschafft sich 
der Ankündigungsminister nur auf Kosten der Wis-
senschaft einen PR-Auftritt. Wettbewerb mit solchen 
leeren Töpfen, Herr Minister, führt zu einem büro-
kratischen Leerlauf und legt unsere Forschungsland-
schaft und unsere Wissenschaft eher lahm. Wettbe-
werb braucht die Unterfütterung durch längerfristig 
angelegte Personalstrukturen und ausreichende 
Grundfinanzierung. 

Herr Rüttgers, Ihre Forschungspolitik hat diesem 
Lande einen zweifachen Bärendienst erwiesen. Ihre 
Eröffnungsbilanz 1995 war durch eine katastrophale 
Miesmache des Standortes gekennzeichnet. Ihre 
kürzliche Abschlußbilanz war Beschönigung hoch 
drei. Ihre Eröffnungsbilanz erklärte den Forschungs- 
und Technologiestandort Deutschland schlichtweg 
zur Ruine; Sie sprachen davon, daß das technologi-
sche Erbe verspielt worden sei. Herrn Riesenhuber 
klingelten seinerzeit die Ohren. Dies konnte zwar 
der internationalen Investitionsfreudigkeit hierzu-
lande, nicht aber der glänzenden High-Tech-Expo rt

-bilanz aus diesem Standort Abbruch tun - zum Glück 
nicht. Die rote Karte für Schwarzmaler mußte Ihnen 
aus der Wissenschaft entgegengehalten werden. 

Der zweite Bärendienst: Die jüngste Expertise der 
Wirtschaftsforschungsinstitute weist entgegen Ihrer 
Lobhudelei, die Sie jetzt im Wahlkampf hinsichtlich 
der Forschungs - und Technologiesituation dieses 
Landes betreiben - wo Sie immer davon reden, daß 
Deutschland inzwischen wieder Nummer eins in der 
Welt ist oder zumindest auf dem besten Wege, die 
Nummer eins in der Welt zu werden -, auf den Um-
stand hin - Kollege Thierse hat gerade darauf hinge-
wiesen - , daß in keinem anderen Industrieland die 
Ausgaben für Forschung und Entwicklung real „so 
zügig" zurückgenommen wurden wie in Deutsch-
land und daß damit die Grundlagen für Langfrist-
prosperität aufs Spiel gesetzt würden. Ihre Versäum-
nisse, Herr Minister, werden sich später leider rä-
chen. 

Herr Rüttgers, Sie setzen auf Prestige und Spitzen-
technologien. Zukunftsfähigkeit muß sich aber auf 
eine breite Innovationskultur stützen. Hierzu möchte 
ich ein paar Stichworte geben. Stichwort Weltraum-
fahrt: Sie setzen auf die bemannte Weltraumstation 
Alpha statt auf Erkundungs- und Kommunikations-
satelliten. 

(Thomas Rachel [CDU/CSU]: Das ist auch 
richtig so! Dazu fehlt das Geld!) 

- Das Geld dazu fehlt nicht, Kollege Rachel; Sie wis-
sen das genau. Der BDI hat es Ihnen ins Stammbuch 
geschrieben. Lesen Sie das nach! 

Stichwort Fusionsreaktor Wendelstein und Festhal-
ten an ITER statt an Solarenergie. Stichwort KMU- 
Förderung: Nach wie vor sind nur 637 Millionen DM 
vorhanden, dazu zahlreiche bürokratische Hürden. 
Selbst der BDI beklagt: „Die Bundesregierung ver-
nachlässigt die kleinen und mittleren Unternehmen." 
Stichwort Existenzgründer: Die Selbständigenrate ist 
in den letzten 20 Jahren von 18 auf 9 Prozent abge

-

sackt; eine neue Kultur der Selbständigkeit wäre nö-
tig. Das 3. Finanzmarktförderungsgesetz ist diesbe-
züglich nur ein Tropfen auf den heißen Stein. 

Auch das von Ihnen immer wieder bemühte Bei-
spiel der Gentechnik, mit der sich mittlerweile inter-
national 300 Firmen befassen, hat nicht ändern kön-
nen, daß über die Unterkapitalisierung dieser Firmen 
gelacht wird, weil die meisten dieser Firmen nicht 
einmal 1 Million DM an Risikokapital zur Verfügung 
haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt doch 
gar nicht!) 

International wird davon ausgegangen, daß mit we-
niger als 10 Millionen Dollar Risikokapital in der Hin-
terhand keine Firma im Bereich der Gen- und Bio-
technologie zukünftig irgendein Produkt auf dem 
Markt mit Gewinn absetzen kann. Stichwort Dienst-
leistungsforschung: In diesem für Arbeitsplätze ent-
scheidenden Feld wird Forschung auf Sparflamme 
gefördert. Das gleiche gilt für das Unterprogramm 
„Beschäftigung durch Innovation". 

Lassen Sie mich noch ein Wo rt  zur Technologie-
feindlichkeit sagen. Der Vorwurf der Technologie-
feindlichkeit wird uns von Ihnen immer wieder ge-
macht. Eduard Oswald hat erst kürzlich in schriftli-
cher Form geäußert: 

(Dr. Martin Mayer [Siegertsbrunn] [CDU/ 
CSU]: Das ist ein kluger Kopf!) 

„Bündnis 90/Die Grünen sind und bleiben eine fort
-schritts- und technologiefeindliche Partei." 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo er recht hat, 
hat er recht!) 

Ich möchte dieses dumme Geschwätz zurückwei-
sen. Die Grünen sind eine technikkritische Partei. 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Sie sind eine 
technikfeindliche Partei!) 

Wir sind die Vorreiter von IuK-Technologien; wir sind 
die Vorreiter einer sanften Chemie und auch einer 
sanften Biotechnologie. 

(Widerspruch des Abg. Dr. Ma rtin Mayer 
[Siegertsbrunn] [CDU/CSU]) 

- Herr Mayer, das muß insbesondere Ihnen einmal 
gesagt werden, weil Sie immer meinen, die Grünen 
seien gegen Biotechnologie. 

Richtig ist, daß wir in der Atomtechnik 15 000 Ar-
beitsplätze in Frage stellen. Dafür schaffen wir allein 
im Energiebereich 200 000 technologiebasierte Ar-
beitsplätze 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Mehr, mehr!) 

durch das Paket „Ökosteuer, Energieeinsparung, re-
generative Energien. " 
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Lassen Sie mich zusammenfassen: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber bitte kurz!) 

Dieses Land braucht eine offensive Forschungspoli-
tik. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Es braucht eine 
neue Regierung!) 

- Was Sie zurufen, ist sehr richtig; das Land braucht 
auch eine neue Regierung. 

(Günter Rixe [SPD]: Die werden wir ja bald 
haben!) 

Herr Rüttgers redet zwar davon, mit der Forschung 
die Zukunft zu gewinnen; doch diese marode Bun-
desregierung betreibt die Demontage der Zukunft. 
Diese Regierung hat den Rückfall der Forschungs-
ausgaben von 2,9 Prozent auf 2,3 Prozent des Brutto-
sozialprodukts zu verantworten. Während die USA 
die Mittel für Bildung um 20 Prozent auf 51 Milliarden 
Dollar erhöhen, während in Japan die Verdoppelung 
der öffentlichen Ausgaben für Forschung und Ent-
wicklung bis zum Jahre 2000 beschlossen ist, organi-
siert diese Bundesregierung den Rückzug des Lan-
des aus der Zukunftsfähigkeit. 

Dieses Land braucht nicht nur wieder mehr Inve-
stitionen in Forschung und Bildung. Dieses Land be-
darf statt einer Langfrustorientierung endlich einer 
Langfristorientierung auf nachhaltige FuT-Politik. 
Nicht Prestige- und reine Spitzentechnikorientierung 
braucht dieses Land, sondern breite Innovationsalli-
anzen. Statt schwammiger Slogans von Innovationen 
für Deutschland brauchen wir eine Innovationskul-
tur. Technische, soziale und kulturelle Innovation 
muß endlich als integ rierter und als integrativer Pro-
zeß organisiert werden. 

Meine Damen und Herren, Herr Treusch, der lang-
jährige Vorsitzende der HGF, sprach bei seinem Ab-
schied von dem Forschungsminister als BMBF: Bun-
desminister mit beschränkten Finanzen. Man müßte 
eigentlich ergänzen: Bundesminister mit beschränk-
ten Forschungsinteressen. 

Herr Rüttgers, Sie sind der nächsten Generation 
aber etwas anderes schuldig. Das BMBF muß wieder 
ein Synonym für Boom in Bildung und Forschung 
werden. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS - Zuruf von der 

CDU/CSU: Reiner Wahlkampf!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: In der Debatte 
nimmt jetzt unser Kollege Professor Dr. Karl-Hans 
Laermann das Wort . 

Dr.- Ing. Karl -Hans Laermann (F.D.P.): Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kolle-
gen! Natürlich zieht ein Forschungsbericht eine Bi-
lanz. Insofern müssen wir uns auch mit einem Rück-
blick auseinandersetzen. Ich möchte aber weitge-
hend auf Perspektiven - Stichwort: Zukunft - einge-
hen und einige Überlegungen, die aus unserer Ar

-

beitsgruppe in der F.D.P. kommen, im Zusammen-
hang mit zukünftigen Entwicklungen vortragen. 

Der Bundesforschungsbericht stellt eine, wie ich 
meine, umfassende Bestandsaufnahme dar. Er liefert 
einen guten Überblick über die Struktur der For-
schungslandschaft in der Bundesrepublik. Dabei 
möchte ich besonders die positive Bilanz im Aufbau 
der Forschungsstruktur in den neuen Bundeslän-
dern herausstellen, den Auf- und Ausbau der Hoch-
schulen und der außeruniversitären Forschungsinsti-
tutionen. 

Dabei will ich die nach wie vor bestehenden 
Schwierigkeiten in der industriellen oder industrie-
nahen Forschung nicht verschweigen. Hier besteht 
weiterhin Handlungsbedarf. Dazu liegt ja zur Be-
schlußfassung eine Beschlußempfehlung unseres 
Ausschusses vor. Ich will darauf inhaltlich nicht nä-
her eingehen, sondern nur die Erwartung ausdrük-
ken, daß die Bundesregierung ihre Bemühungen um 
Verbesserungen weiter intensiviert und die in der Be-
schlußempfehlung geforderten Maßnahmen und Vor-
schläge in vollem Umfang umsetzt. 

Der Bundesforschungsbericht belegt darüber hin-
aus die umfangreichen internationalen Kooperatio-
nen, die internationalen Verflechtungen in Wissen-
schaft und Forschung, insbesondere innerhalb der 
EU und mit den mittel- und osteuropäischen Staaten. 
Hinsichtlich der EU-Erweiterung werden die Kon-
takte zu den Beitrittsländern gewiß weiter intensi-
viert werden müssen. Dies ist eine auf der Hand lie-
gende Aufgabe. 

Unter Berücksichtigung der gegebenen Umstände 
möchte ich den vorliegenden Be richt als eine gute Bi-
lanz bezeichnen. Er zeigt aber auch - das darf und 
soll der Ehrlichkeit halber nicht verschwiegen wer-
den, wenn wir uns nicht selbst belügen wollen -, daß 
es Defizite gibt und daß die Situation von Wissen-
schaft und Forschung nicht optimal und nicht befrie-
digend ist. Vor allem im Hinblick auf die Finanzlage 
ist es dringend geboten, in den öffentlichen Haushal-
ten Prioritäten zugunsten von Bildung, Wissenschaft 
und Forschung neu festzusetzen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Aber um auch dies deutlich zu sagen: Es geht nicht 
nur um das Geld. Eine Vielzahl von Gesetzen, Vor-
schriften und Reglementierungen, die allenfalls noch 
ihre Berechtigung und ihren Sinn in der Wirtschafts-
welt haben, wirken sich außerordentlich hemmend 
und hinderlich - ja verhindernd - in Wissenschaft 
und Forschung aus. Ich halte es für eine der drin-
gendsten Aufgaben der Forschungspolitik, das Rege-
lungsgestrüpp zu durchforsten und endlich solche 
rechtlichen, administrativen und finanziellen Rah-
menbedingungen zu schaffen, die wissenschafts- 
und forschungsadäquat sind, 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Sehr gut!)  

und das gleichermaßen für Hochschulen, For-
schungsinstitutionen und die Forschungs- und Ent-
wicklungsabteilungen der Industrie. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
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In diesem Zusammenhang sei eine Feststellung er-

laubt. Die Festlegung im öffentlichen Bereich, die 
Personalstellen jährlich um 2 Prozent abzubauen, ist 
richtig und nachdrücklich zu unterstützen. Für öf-
fentliche Einrichtungen jedoch, die wissenschafts- 
und forschungsorientiert sind, führt ein solcher jährli-
cher Stellenabbau zu einer Überalterung des For-
schungspersonals und verbaut jungen Nachwuchs-
kräften die gebotenen Entwicklungsmöglichkeiten. 
Ich mahne hier Revision an. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU und der SPD) 

Lassen Sie mich an dieser Stelle eines mit Nach-
druck feststellen - und ich bin Herrn Thierse dankbar 
dafür, daß er Gleiches getan hat -: Der Leistungs-
stand der Forschung in Deutschland ist entgegen 
manchen Unkenrufen und trotz vielfältiger Restrik-
tionen und Schwierigkeiten noch immer und Gott sei 
Dank sehr hoch, dank der ungebrochenen Begeiste-
rung, ja, lassen Sie mich sagen: dank der ungebro-
chenen Besessenheit der Forscher und Wissenschaft-
ler, dank ihrer Kreativität und ihres Engagements, 
Schwierigkeiten und Engpässe zu überwinden. Da-
für gebührt unseren Wissenschaftlern und Forschern 
auch einmal unser Dank. Wir sollten ihnen unsere 
Anerkennung dafür aussprechen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ihre Leistungen genießen in hohem Maße Ansehen 
in der internationalen Wissenschaftsgemeinschaft. 

(Jörg Tauss [SPD]: Nur nicht hier!) 

Das ist natürlich nicht in allen Forschungs- und Ent-
wicklungsfeldern gleichermaßen der Fall. Das kann 
es auch gar nicht sein, denn auch in der Wissenschaft 
ist internationale Arbeitsteilung, ist Konzentration 
auf Felder der Exzellenz gefordert und damit auch 
eine Intensivierung der Wechselbeziehungen uner-
läßlich. Verlangen wir also nicht, auf allen Feldern 
exzellent sein zu müssen, aber reden wir auch den 
Leistungsstand und die Leistungsfähigkeit der For-
schung in Deutschland nicht herunter. Reden wir die 
deutsche Forschung doch nicht schlecht! Das würde 
letztlich nur zu Entmutigung, zu Demotivation und 
zum Nachlassen des begrüßenswerten Engagements 
der Forscher und Wissenschaftler führen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Es ist das gegenwärtige zentrale Thema der Politik, 
die hohe Arbeitslosigkeit zu überwinden. Deshalb 
muß sich auch die Forschungspolitik auf dieses Ziel 
hin orientieren. Das ist unbest ritten. Sie muß Metho-
den entwickeln, um Wachstum und Beschäftigung 
durch Innovation zu stimulieren. Es kommt darauf 
an, dem Innovationsprozeß eine stärkere Dynamik zu 
geben. Dabei gilt es einerseits, zur schnelleren Um-
setzung von Grundlagenwissen in anwendungs-
orientierte Entwicklung und Innovation das Zusam-
menspiel zwischen Forschungsinstitutionen und Un-
ternehmen zu verbessern, insbesondere die Koopera-
tion mit den innovationsbereiten kleinen und mittle-
ren Unternehmen zu fördern, und andererseits auch  

die Gründung neuer, meist high-tech-intensiver Un-
ternehmen zu unterstützen. 

Innovative Technologiepolitik ist das gemeinsame 
Leitthema der Anträge von SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen wie auch der Großen Anfrage der Koaliti-
onsfraktionen. In ihrer Antwort auf die Große An-
frage hat die Bundesregierung sehr ausführlich die 
Maßnahmen und Instrumente zur Förderung und 
Motivation von Existenzgründungen dargelegt, ins-
besondere auch die Möglichkeiten der finanziellen 
Unterstützung. Aber auch hier gilt, daß nicht in erster 
Linie oder ausschließlich die Verfügbarkeit von Wag-
nis- oder Risikokapital der ausschlaggebende Faktor 
für die Entscheidung zur Selbständigkeit ist - darauf 
wird Herr Kolb wohl noch eingehen -, sondern zum 
einen das persönliche Risiko und die individuelle Be-
reitschaft, ein solches Risiko einzugehen, und zum 
anderen - eher hinderlich - die Vorschriftenflut auch 
hier, die manchen Gründer zur Verzweiflung bringt. 

Ich habe mit einer Reihe von Existenzgründern, 
die inzwischen mehr oder weniger erfolgreich sind, 
Kontakt und habe erst vor einem Jahr zwei meiner 
wissenschaftlichen Mitarbeiter an der Bergischen 
Universität zur Existenzgründung ermutigt, mit sanf-
tem Übergang aus dem öffentlichen Dienst. Ich habe 
hautnah und unmittelbar erfahren, was da an büro-
kratischen, administrativen Anforderungen auf junge 
Gründer zukommt. Manch ein Unsinn kommt da auf 
die Leute zu. Auch hier muß Innovationspolitik an-
setzen. Damit müssen wir uns dringend einmal be-
schäftigen. Das halte ich für wichtiger als Geld. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich möchte mich schließlich einem Thema zuwen-
den, das mir besonders am Herzen liegt. Nach mei-
ner Meinung sind wir in der Forschungs- und Tech-
nologiepolitik zu sehr auf Technik, auf neue Produkte 
und materielle Güter, fixiert. Es gibt aber viele 
Gründe, unsere Aufmerksamkeit auf die Rolle und 
Bedeutung der Geistes- und Gesellschaftswissen-
schaften im Innovationsprozeß zu richten. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P., der 
CDU/CSU, der SPD, des BÜNDNISSES 90/ 

DIE GRÜNEN und der PDS) 

Denn schließlich wissen wir, daß infolge weiter fo rt
-schreitender Automatisierung und damit steigender 

Produktivität neue Arbeitsplätze überwiegend im 
Dienstleistungssektor entstehen müssen - unter dem 
erweiterten Begriff Dienstleistung; das ist nicht nur 
der Dienst im Krankenhaus und die Pflege am Men-
schen. Hier liegen doch - unbestritten, meine ich - 
Defizite vor. 

Machen wir uns die Definition von Technologie ei-
nes Wissenschaftsphilosophen zu eigen, der zwi-
schen einer Maschinentechnologie - der Technologie 
der Hardware also -, einer sozialen Technologie, wie 
zum Beispiel der Organisation einer Klinik oder eines 
Versicherungssystems, und einer intellektuellen 
Technologie unterscheidet, welche die Bereiche von 
Service und Wartung - kurz: den weitgefaßten Be-
reich von Software - umfaßt. So mag deutlich wer- 
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den, daß der Begriff Technologie gerade im Hinblick 
auf den Dienstleistungssektor eine notwendige Er-
weiterung unter Einbeziehung der Geistes- und Ge-
sellschaftswissenschaften erfahren muß. 

Abschließend möchte ich feststellen, daß Innova-
tion und damit Innovationspolitik am Ende einer 
Kette ansetzt. Voraussetzung ist zunächst, daß jun-
gen Menschen eine ausgezeichnete Ausbildung zu-
teil wird und daß sich daraus der wissenschaftliche 
Nachwuchs, eine hochmotivierte, leistungsfähige 
und leistungsbereite Elite herausbildet. Damit erst 
werden die Voraussetzungen für neue wissenschaftli-
che Grunderkenntnisse geschaffen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU und der SPD) 

Auf diese wiederum bauen zweck- und zielorien-
tierte Entwicklungen auf, die zu Innovationen füh-
ren, zu Innovationen führen müssen. Bei aller unbe-
stritten aktuellen Bedeutung und Notwendigkeit von 
Innovationen zur Sicherung bestehender und zur 
Schaffung neuer Arbeitsplätze - an dieser Notwen-
digkeit läßt auch die F.D.P. keinen Zweifel - vernach-
lässigen wir Bildung und Ausbildung nicht und räu-
men wir der Suche nach neuen Erkenntnissen in al-
len Wissenschaftsdisziplinen den ihr zukommenden, 
in die Zukunft gerichteten Stellenwert in der For-
schungspolitik ein. 

Ich möchte mit einem Satz von Popper schließen: 
Wir können die Zukunft nicht vorhersehen, aber wir 
müssen sie möglich machen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 

PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  erhält 
jetzt der Kollege Wolfgang Bierstedt. 

Wolfgang Bierstedt (PDS): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen! 
Kollege Lenzer, wenn ich einmal ganz kurz auf eine 
Bemerkung von vorhin aus Ihrer Rede zurückkom-
men darf: Sie haben Franz Josef Strauß dafür gelobt, 
daß er weitaus mehr als 1 Milliarde DM im Zusam-
menhang mit der Airbusgeschichte einfahren wird. 
Haben Sie schon einmal ausgerechnet, was der Kre-
dit von Franz Josef Strauß an die DDR in Höhe von 
1 Milliarde DM für die Bundesrepublik eingebracht 
hat? Es wäre vielleicht ganz interessant, auch das 
einmal auszurechnen. 

Wenn in öffentlicher Diskussion um Stand und 
Stellenwert staatlicher Forschungs- und Technologie-
politik gestritten wird, kann man im wesentlichen 
zwei gegensätzliche Herangehensweisen konstatie-
ren. Einerseits wird, getragen von einer alles über-
deckenden Standort-Deutschland-Psychose, einer 
schier zügellosen Wachstumsphilosophie und einer 
an Götzenverehrung grenzenden Technikgläubig-
keit, dennoch nur ungehemmten Kapitalverwer-
tungsinteressen das Wort  geredet. 

Darüber hinaus wird im Vergleich mit den anderen 
OECD-Staaten mit sich verschlechternden Platzzif-
fern  für die Bundesrepublik bei den originären For-
schungsausgaben, jeweils anteilig am Bruttosozial-
produkt, argumentiert. Die absolute oder relative 
Menge des bereitgestellten oder ausgegebenen Gel-
des oder auch die Platzziffer bei den Exporterlösen 
oder allein die Anzahl der Patente sagt jedoch noch 
nichts über die Inhalte von staatlicher FuE-Förde-
rung aus, womit ich bei der anderen Herangehens-
weise im Zusammenhang mit der öffentlichen Dis-
kussion wäre. 

Vor dem Hintergrund eines gegenwärtig unter 
dem Stichwort Sustainable Development diskutierten 
und allgemein als unumgänglich betrachteten sozial-
ökologischen Umbaus des vorherrschenden ressour-
cen- und energieintensiven Produktions- und Kon-
summodells ergeben sich eben auch andere inhaltli-
che Anforderungen. Die Zunahme der globalen Um-
weltprobleme, des Raubbaus an den natürlichen Res-
sourcen zu Lasten kommender Generationen und die 
anhaltende bzw. sich mehr und mehr verschärfende 
Krise auf dem Arbeitsmarkt stellen Herausforderun-
gen einer völlig neuen Qualität dar, denen nicht mit 
herkömmlichen Denk- und Verhaltensweisen beizu-
kommen ist. 

Damit Sie mich nicht falsch verstehen: Auch ich 
wünschte mir deutlich mehr Geld für die Bereiche 
der Forschung, der Wissenschaft und der Bildung, 
nur eben nach anderen Schwerpunkten verteilt. 
Auch ich hege für eine Vielzahl von Techniken und 
Technologien eine nicht unerhebliche Begeisterung, 
allerdings vorbehaltlich einer fundierten präventiven 
Technologiebewertung bzw. einer objektiven Tech-
nikfolgenabschätzung. 

Ohne ein maßvolles Wachstum, ohne die Stärkung 
der Binnennachfrage werden wir der Arbeitslosigkeit 
nicht Herr werden, obwohl dazu andere Arbeitszeit-
modelle - Verkürzung der Lebensarbeitszeit und der 
Wochenarbeitszeit, der Abbau der Überstunden und 
die Schaffung von Arbeitsplätzen im soziokulturel-
len, im medizinischen und im Bildungsbereich, 
sprich: Auswertung des öffentlichen Beschäftigungs-
sektors - den Hauptanteil leisten müssen. 

Auch wir sprechen vom Standort Deutschland, al-
lerdings vom Lebens-, Arbeits- und Wirtschaftsstand-
ort. Die Besinnung der Gesellschaft auf ihre sozialen 
Verpflichtungen und der Wandel zu einer nachhalti-
gen Wirtschaft beginnen mit dem Wandel in der For-
schungs- und Technologiepolitik. 

In diesem Zusammenhang stellt sich nun die 
Frage, ob die aktuelle Forschungs- und Technologie-
politik nach dem Bundesforschungsbericht 1996 ei-
nen Beitrag dazu leistet. Der 96er Be richt nahm zu-
mindest die Notwendigkeit eines ökologischen Um-
baus des Industriesystems zur Kenntnis und widmete 
- zum erstenmal in einem Bundesforschungsbericht 
überhaupt - umweltrelevanten Themen ein eigen-
ständiges und abgeschlossenes Kapitel. 

Positiv war in diesem Zusammenhang auch das da-
mals neu entwickelte Konzept der Leitprojekte zu be-
werten, nahm es doch die in der Debatte um eine 
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nachhaltige Umorientierung der FuE-Förderungen 
geforderte Problemorientierung zum Teil auf und bot 
auch für sozialökologische Ansätze einen potentiel-
len Rahmen. Die Ausführungen im Bundesfor-
schungsbericht ließen allerdings nicht erkennen, ob 
dieses Instrument prioritär auf die Stimulierung so-
zialökologischer oder ausschließlich ökonomisch ver-
wertbarer Innovation zielte. Die aktuelle Entwick-
lung des Haushaltes des Forschungsministeriums hat 
diese Frage mittlerweile beantwortet. 

Forschungs- und Technologieförderung versteht 
sich mehr denn je als Unternehmen Forschung und 
zielt mit ihren Maßnahmen primär auf die Stärkung 
des wirtschaftlich verwertbaren FuE-Potentials im in-
ternationalen Konkurrenzkampf. Darüber hinaus 
kann von einer Ausrichtung der Forschungs- und 
Technologieförderung auf Beschäftigungswirksam-
keit überhaupt nicht gesprochen werden. Im Gegen-
teil: Mehr und mehr ergeben sich gerade im Bereich 
der menschlichen Arbeit erhebliche Synergieeffekte, 
die unmittelbar zur Kostensenkung, sprich: zu massi-
vem Abbau von Arbeitsplätzen, genutzt werden. 

Innovationen werden überwiegend als technologi-
sche Innovationen beg riffen; sozialtechnologische In-
novationen, die etwa im Bereich des motorisierten In-
dividualverkehrs unumgänglich wären, werden mar-
ginalisiert. 

(Beifall des Abg. Dr. Winfried Wolf [PDS]) 

Der technikoptimistische Grundtenor des BFB '96 
führt insbesondere im Bereich der Energieforschung 
zu einer positiven Bewe rtung der Atomenergie und 
Kernfusion. Zudem wird die Technikfolgenabschät-
zung zu einem Instrument der Akzeptanzerzeugung 
und zur Identifizierung sogenannter innovations

-

hemmender Rahmenbedingungen, sprich: Gesetzes-
folgenabschätzung, degradiert. Daß sich das TAB des 
Deutschen Bundestages dieser Tendenz bisher er-
folgreich erwehren konnte, ist einer der wenigen 
Lichtblicke. 

Aus den im BFB '96 festgestellten Trends und Defi-
ziten, die sich, wie wir meinen, auch in der bundes-
deutschen Forschungs- und Technologieförderung 
der Folgejahre fortsetzten bzw. gar verschärften, las-
sen sich folgende Ansatzpunkte für ihre Veränderun-
gen ausmachen: Generell müssen die Mittelansätze 
für sozialökologisch bedenkliche Bereiche wie Rü-
stungsforschung gestrichen bzw. bei der bemannten 
Weltraumforschung sowie der nuklearen Energiefor-
schung auf ein für die Grundlagenforschung notwen-
diges Maß reduziert oder begrenzt werden. 

Ich habe mir eine Vielzahl von Vorschlägen aufge-
schrieben; da ich sie aber bereits im Ausschuß zu 
Protokoll gegeben habe, verzichte ich in Anbetracht 
der fortgeschrittenen Zeit und der Tatsache, daß wir 
ohnehin unter uns sind, darauf, sie noch einmal aus-
zuführen. Sie können sie nachlesen. 

Zusammenfassend möchte ich sagen: Forschungs- 
und Technologiepolitik als „Zukunftswerkstatt" kann 
generell nur als offenes und diskursiv angelegtes 
Politikmodell einen angemessenen Beitrag zum Auf-
bau einer nachhaltigen und zukunftsfähigen Produk-
tions- und Konsumweise leisten. 

Meine Damen und Herren, ich möchte noch einige 
Bemerkungen zur speziellen Situation in den neuen 
Bundesländern machen. Im sogenannten Jahr 8 der 
deutschen Einheit befinden sich nicht nur Wi rtschaft 
und mit ihr der Arbeitsmarkt, sondern auch For-
schung und Bildung am Boden. Brachliegendes Inno-
vations- und Qualifikationspotential, fehlende Aus-
bildungs- und Bildungschancen für Jugendliche und 
die flächendeckende Vernichtung des Kapitalstocks 
haben die neuen Länder zu einer wirtschaftlich rück-
ständigen Region in der Europäischen Union ge-
macht. 

Bei einer offiziellen Arbeitslosenquote in Höhe von 
mehr als 21 Prozent ist es jedem fünften Menschen in 
Ostdeutschland nicht mehr möglich, die eigene Exi-
stenz durch Erwerbsarbeit zu sichern. 1998 wird eine 
reale Arbeitslosigkeit in Höhe von mehr als 30 Pro-
zent erwartet. Bei einem Bevölkerungsanteil von 
19 Prozent, einem Anteil am Bruttoinlandsprodukt 
von 10 Prozent und einer Industrieproduktion in 
Höhe von 5 bis 6 Prozent liegen die Ausfuhr- und For-
schungspotentiale der neuen Länder bei 5 bzw. 3 Pro-
zent der gesamtdeutschen Werte. 

Produktinnovationen mit hohem Wertschöpfungs-
anteil und die für Marktreife und überregionalen Ab-
satz erforderlichen Forschungs- und Entwicklungs-
potentiale sind im Zuge der Treuhandprivatisierun-
gen vernachlässigt bzw. zerstört worden. Nur 17 400 
der insgesamt rund 284 000 in wirtschaftsnaher For-
schung und Entwicklung in der Bundesrepublik Täti-
gen arbeiten in Ostdeutschland. 1989 gab es do rt 

 noch über 86 000 Beschäftigte. - Über den Sinn und 
Zweck des einen oder anderen Beschäftigten kann 
man sicherlich nachdenken. Aber die Zahl von 
17 400 möchte ich doch bitte relativiert sehen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auch auf 
den Antrag der PDS-Bundestagsgruppe „Konse-
quente Ausrichtung der staatlichen Instrumente zur 
Förderung wirtschaftlicher Tätigkeit auf Beschäfti-
gungswirksamkeit" verweisen, in dem wir ein vorerst 
auf zehn Jahre begrenztes Zukunftsinvestitionspro-
gramm vorschlagen. Dieser programmatische Vor-
schlag berücksichtigt natürlich die Belange der Bun-
desrepublik im allgemeinen, allerdings die Ost-
deutschlands im besonderen. 

Die in diesem Antrag von uns entwickelten Vor-
stellungen korrespondieren, zumindest aus unserer 
Sicht, mit den Vorstellungen von SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen. Aus diesem Grunde stim-
men wir einer Vielzahl von Anträgen, die Sie hier 
eingereicht haben, auch zu. 

Eine weitere Bemerkung: Im Interesse der Sache 
haben wir uns sogar entschlossen, dem Kompromiß-
antrag von CDU/CSU, F.D.P. und SPD „Neue Ak-
zente bei der Förderung der Industrieforschung in 
den neuen Ländern" beizupflichten - all dies, weil je-
der noch so kleine Schritt angesichts der Situation in 
den neuen Bundesländern ein notwendiger Schritt 
ist. 

Dem vorliegenden Entschließungsantrag der SPD 
zum Bundesforschungsbericht 1996 können wir den- 
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noch nur mit Enthaltung begegnen. Einer Vielzahl 
von dort  aufgeführten Argumentationen und Vor-
schlägen stimmen wir vorbehaltlos zu - vorbehaltlos! 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Donner

-

wetter!)  

Allerdings, Kollege Catenhusen, entspricht die völlig 
unkommentierte Präferierung der Gentechnologie 
doch nicht so ganz unseren Vorstellungen. Diese 
eine kleine Differenz muß man doch ausmachen kön-
nen. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Es schärft 
unser Profil, wenn Sie das sagen!) 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Es spricht jetzt der 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft, For-
schung und Technologie, Dr. Jürgen Rüttgers. 

Dr. Jürgen Rüttgers, Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie: Frau Prä-
sidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! Ich bin 
heute morgen hier hingekommen, um über Zukunft 
zu diskutieren. Ich habe gehört, was Herr Doktor 
Thierse hier gesagt hat. 

(Jörg Tauss [SPD]: Das war auch deutlich! - 
Bodo  Seidenthal [SPD]: Das hat Ihnen gefal

-

len, Herr Minister!)  

Es war eine Reflexion über die Vergangenheit, ohne 
Perspektive in die Zukunft, mit dem Tenor: Alles, 
was schlecht ist, verantwortet der Bundesminister; al-
les, was gut ist, kommt trotz des Bundesministers. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn es doch so 
einfach wäre! Aber lassen Sie sich eines zu Beginn 
sagen: So einfach gewinnt man die Bundestagswahl 
nun doch nicht. 

Ich will mich mit den Einzelheiten nicht auseinan-
dersetzen. Der Vorwurf, Worte und Taten stünden 
nicht in Übereinstimmung, geht ins Leere; er trifft 
mich nicht. 

Ich will mich heute in dieser großen forschungs-
politischen Debatte den Ergebnissen von dreieinhalb 
Jahren Innovationspolitik in Deutschland stellen. 
Der jüngste Bericht zur technologischen Leistungs-
fähigkeit spricht dazu eine klare Sprache: Deutsch-
land hat im vergangenen Jahr mit Platz drei auf dem 
Weltmarkt für forschungsintensive Güter wieder zu 
Japan und den USA aufgeschlossen. Deutschland ist 
der größte Technologielieferant Europas. Bei den Pa-
tenten liegt Deutschland mit 190 Triadenpatenten 
auf 1 Million Beschäftigte weltweit auf Platz eins. In 
der Umwelttechnik haben wir mit einem Anteil von 
19 Prozent am Weltmarkt den Platz eins von den USA 
zurückgewonnen. 

(Thomas Rachel [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Die Zahl innovativer Unternehmensausgründun-
gen wächst. Während 1990 nur 30 innovative Unter-
nehmen aus außeruniversitären Forschungseinrich-
tungen ausgegründet wurden, hat sich die Zahl bis 

1996 auf 90 pro Jahr verdreifacht. Im Jahr 1997 - so 
die ersten Schätzungen - werden es wohl mehr als 
160 Ausgründungen sein. Das heißt, im vergangenen 
Jahr war der Zuwachs größer als in den sechs Vorjah-
ren zusammengenommen. 

Wir haben mit dem Meister-BAföG - das einzige 
neue Leistungsgesetz in dieser Legislaturpe riode - 
für 70 000 angehende Meister die Möglichkeit zur 
Selbständigkeit eröffnet. 

Wir haben beim Wagniskapital - eines der großen 
Probleme bei der Gründung neuer Unternehmen - 
den  Absprung inzwischen geschafft. Deutschland 
hat - übrigens fast unbemerkt in der Öffentlichkeit - 
inzwischen einen Spitzenplatz in Europa errungen. 
64 Prozent aller Seed-Capital-Finanzierungen in Eu-
ropa entfielen 1996 auf Deutschland. 

Alleine 1997 sind über unser BTU-Programm 
460 Millionen DM an Kapitalbeteiligungen für kleine 
High-Tech-Unternehmen mobilisiert worden. 

Im Bereich der Biotechnologie hat sich die Zahl der 
Unternehmensgründungen von 1995 auf 1996 ver-
doppelt und von 1996 auf 1997 noch einmal verdop-
pelt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Minister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Caten-
husen? 

Dr. Jürgen Rüttgers, Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie: Nein, ich 
gestatte keine Zwischenfrage, weil der Kollege Ca-
tenhusen nur diese Erfolgsbilanz unterbrechen will. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.- 
Lachen bei der SPD) 

Im Bereich der Mikroelektronik holen wir weiter 
auf. Wir werden jetzt in Dresden ein Kompetenzzen-
trum von Weltformat bekommen. 300-Millimeter-Sili-
ciumscheiben, die Wafer-Technologie - das sind tolle 
Sachen. Im Bereich der Solartechnologie werden wir 
durch den Bau zweier Fabriken mit einer Kapazität 
von 40 Megawatt - das entspricht übrigens 200 000 
Solardächern in zehn Jahren - die USA überholen. 
Damit machen wir mehr, als Sie hier mit all Ihren 
Subventionsprogrammen je gefordert haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

In Ostdeutschland fördern wir Wissenschaft und 
Innovation mit 3 Milliarden DM. 

Meine Damen und Herren, dies ließe sich noch 
fortsetzen. All das ist gegen die SPD und gegen die 
Grünen durchgesetzt worden. Wir haben in Deutsch-
land Multimedia möglich gemacht, als SPD und 
Grüne noch über die Gefahren der Informationstech-
nologie räsoniert haben. 

(Dr. Manuel Kiper [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ
-

NEN]: Sie sollten einmal etwas zu Pluto 
sagen! Was sagen Sie dazu?) 
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Wir haben auch die Biotechnologie in Deutschland 
möglich gemacht, als Rotgrün noch Kongresse von 
Gentechnikgegnern in Hessen mit Steuermitteln fi-
nanziert hat. Wir haben den Transrapid vorangetrie-
ben, als Rotgrün noch dagegen gekämpft hat. Wir 
haben die Beteiligung Deutschlands an der interna-
tionalen Raumstation durchgesetzt, als Rotgrün noch 
gegen die bemannte Raumfahrt polemisiert hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Wolf-Michael  Catenhusen [SPD]: Die Rede 
haben Sie doch schon einmal auf Ihrem Par

-

teitag gehalten!) 

Wir haben die Dienstleistungsmärkte geöffnet. Jede 
einzelne Liberalisierung bei Bahn, Post und Telekom 
ist letztlich gegen die SPD und gegen die Grünen 
nach vielen langen Diskussionen durchgesetzt wor-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Wolf-Michael  Catenhusen [SPD]: Die Rede 
haben Sie doch schon einmal auf Ihrem Par

-

teitag gehalten!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wer eben gehört 
hat, was hier wieder in Doktor Thierses Vorlesung 
vorgetragen worden ist, 

(Horst Kubatschka [SPD]: Und jetzt ist Rütt

-

gers Märchenstunde!) 

der muß doch eines ganz deutlich sehen: Die SPD hat 
noch immer nicht verstanden, daß die Zeiten von Big 
government endgültig vorbei sind. Es kann nicht 
mehr vom Ministerschreibtisch nach unten gehen. 

(Jörg Tauss [SPD]: Da kommt nichts! Das ist 
wahr! 

Es geht vielmehr darum, die Kreativität der Leute un-
ten, vor Ort , freizusetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das macht man nicht mit Zuschüssen, nicht mit Re-
gulierungen. 

Wer einer Partei angehört, die in diesen Tagen, im 
Jahre des Herrn 1998, noch ein großes Industriewerk 
wie die Preussag Stahl verstaatlicht - man höre und 
staune: verstaatlicht -, der hat kein Recht, sich hier 
hinzustellen und von Zukunft zu reden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Jörg Tauss [SPD]: So ein Unsinn!) 

Selbst in Sachen Finanzen lasse ich mir von Ihnen 
überhaupt nichts sagen. 

(Dr. Manuel Kiper [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Warum müssen Sie all das der Regie

-

rungskoalition vortragen? - Wolf-Michael 
Catenhusen [SPD]: Warum trauen Sie sich 

nicht, uns anzugucken, Herr Rüttgers?) 

Es ist wahr: Es wäre schöner - jeder von uns hier im 
Saal würde dies begrüßen -, wenn die Mittel für 
Forschungsinvestitionen stärker erhöht worden wä-
ren. Sie haben aber die ganze Zeit, in all Ihren Re-
den, wohlweislich verschwiegen, daß im Jahre 1998 
100 Millionen DM mehr eingestellt worden sind. Dies 

ist einer der wenigen Haushalte, die gestiegen sind. 
Wir haben auch da den Versuch gemacht, dies in Zei-
ten knapper Kassen zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]) 

Meine Damen und Herren, gestern haben wir in 
diesem Hohen Hause über Arbeitslosigkeit geredet. 
Heute reden wir von den Arbeitsplätzen der Zukunft. 
4,8 Millionen Arbeitslose - das stellt uns vor die 
größte Herausforderung bis zum Ende dieses Jahr-
hunderts. 

Ich habe mir gestern nachmittag, gestern abend 
und heute morgen einmal überlegt, wie auf die Men-
schen, die arbeitslos sind, die wirtschaftspolitisch in-
teressiert sind, Debatten wirken, wie sie gestern hier 
etwa vom saarländischen Ministerpräsidenten ge-
führt worden sind. 

(Jörg Tauss [SPD]: Das war eine gute Rede!) 

- Herr Tauss, hören Sie doch mit diesem Blöken auf. 
Ohne Substanz den Mund aufzumachen ist nun 
wirklich etwas, was wehtut. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Wolf-Michael Catenhusen 

[SPD]: Aber, Herr Oberlehrer!) 

Ich versuche mich mit dem auseinanderzusetzen, 
was hier gestern an ökonomischer Debatte geführt 
worden ist. Ich bin von einem fest überzeugt, nämlich 
davon, daß der Kampf um die Arbeitsplätze der Zu-
kunft nicht im Grabenkrieg zwischen Angebots- und 
Nachfragetheoretikern und auch nicht mit üppigen 
Konjunkturprogrammen entschieden wird. 

Neue Arbeitsplätze, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, entstehen nicht da, wo die alten verlorengehen. 
Sich hier hinzustellen und den Eindruck zu verbrei-
ten, als müsse man nur die Binnennachfrage ankur-
beln, als müsse man durch höhere Lohnabschlüsse 
dafür sorgen, daß Menschen mehr ausgeben, und 
dann gäbe es automatisch eine Bewegung auf dem 
Arbeitsmarkt, zeigt - - 

(Otto  Schily [SPD]: Sie haben es nicht 
begriffen, Herr Rüttgers! Es geht um eine 
Kombination von Angebots- und Nachfra

-

gepolitik!) 

- Verehrter Herr Kollege Schily, das geht auch nicht 
durch eine Kombination von Angebots- und Nachfra-
georientierung. Kollege Schily, wir haben gegenwär-
tig die Besonderheit, daß es Wachstum bei einer sehr 
geringen Inflationsrate gibt und daß der Export 
boomt, 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Trotzdem 
klappt es nicht!) 

zugleich aber die Arbeitslosigkeit hoch ist. Das heißt, 
alle Ziele, die Karl Schiller seinerzeit im Stabilitätsge-
setz niedergelegt hat, sind mit Ausnahme der Ar-
beitslosigkeit erreicht. Das Problem dieser Zeit ist, 
daß wir eine Entkoppelung von Wachstum und Ar-
beitsmarkt haben, daß also trotz höheren Wachstums 



19848 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 217. Sitzung. Bonn, Freitag, den 6. Februar 1998 

Bundesminister Dr. Jürgen Rüttgers 

keine Arbeitsplätze entstehen. Es ist keine Konjunk-
turfrage, sondern eine Strukturfrage. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Wolf-Michael  Catenhusen [SPD]: Es ist 
doch Ihr Problem, daß Sie das nicht kapie

-

ren!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Schily? 

Dr. Jürgen Rüttgers, Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie: Ja, natür-
lich. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Schily. 

Otto Schily (SPD): Herr Minister, können Sie nicht 
einsehen, daß es ein schwieriges Problem darstellt, 
wenn sich die Lohnentwicklung von der Produktivi-
tätsentwicklung abkoppelt, und zwar sowohl dann, 
wenn die Lohnentwicklung über den Produktivitäts-
zuwachs hinausgeht - das ist dann für die Wi rtschaft 
ein Problem -, als auch dann, wenn die Lohnentwick-
lung hinter der Produktivitätsentwicklung zurück-
bleibt, was ein Problem für die Binnenwirtschaft dar-
stellt? Es gibt dann nämlich ein sektorales Auseinan-
derdriften: Man hat einen Exportboom, und zugleich 
lahmt die Binnenwirtschaft. Ist das für Sie nicht ein-
sehbar? 

Dr. Jürgen Rüttgers, Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie: Aber 
selbstverständlich. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Dann 
geben Sie Oskar Lafontaine doch recht!) 

- Herr Catenhusen, halten Sie doch schlichtweg ein-
mal den Rand. 

Natürlich ist es richtig, was Sie sagen, Herr Schily. 
Dies kritisiere ich überhaupt nicht. Ich kritisiere aber 
die Konsequenz, die daraus gezogen wird und die 
heißt, wir müßten jetzt zu höheren Lohnabschlüssen 
kommen, um die Nachfrage zu stabilisieren. Notwen-
dig sind vielmehr strukturelle Reformen, die dafür 
sorgen, daß bei den Lohnzusatzkosten - Sie wissen 
genau, die Arbeitskosten bestehen zu 50 Prozent aus 
Lohnkosten und zu 50 Prozent aus Lohnzusatzkosten 
- gespart wird, damit mehr in den Po rtemonnaies der 
Arbeitnehmer verbleibt. Das ist die richtige Strategie. 
Ohne strukturelle Veränderungen ist das nicht zu 
machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Man darf nicht immer nur versuchen, mehr Geld in 
den Kreislauf zu pumpen. Das halte ich für den öko-
nomischen Irrtum bei dem, was hier gestern vorge-
tragen wurde. Es sind strukturelle Reformen notwen-
dig. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Gestatten Sie eine 
weitere Zwischenfrage des Kollegen Schily, Herr Mi-
nister? 

Dr. Jürgen Rüttgers, Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie: Ja. 

Otto Schily (SPD): Herr Minister, wir sind doch 
darin einig. Möglicherweise hätten sich die beiden 
großen Volksparteien darüber einigen können, daß 
die Lohnnebenkosten gesenkt werden. Da gibt es in 
der Tat ein strukturelles Problem, das auch ein Ange-
botsproblem ist. Die Frage ist nur, ob die Lohnent-
wicklung - auch im europäischen Vergleich - so weit 
hinter der Produktivitätsentwicklung zurückbleiben 
darf, wie es im Moment geschieht. Es muß im Kreis-
lauf der Wirtschaft auch Konsum vorhanden sein, da-
mit das, was produziert wird, abgenommen wird. Sie 
müssen also beides tun: auf der einen Seite die Ange-
botsbedingungen verbessern, indem Sie die Lohnne-
benkosten senken, und auf der anderen Seite einen 
im Rahmen der Produktivitätsentwicklung angemes-
senen Anteil für die Lohnabhängigen erreichen, um 
die Binnenwirtschaft zu stabilisieren. Wenn Sie das 
nicht tun, kommen Sie eben zu der gegenwärtigen 
sektoralen Spaltung. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Wo ist denn die 
Frage?) 

- Ja, das ist meine Frage: Sehen Sie das auch so, Herr 
Minister? 

Dr. Jürgen Rüttgers, Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie: Nein. Sie 
haben in Ihrer langen, thesenhaften Frage mehrere 
Behauptungen aufgestellt, und ich möchte jetzt deut-
lich machen, wo ich anderer Meinung bin. Die Ange-
botsorientierung, verehrter Herr Kollege Schily, wer-
den Sie auch im Zusammenhang mit strukturellen 
Reformen, die Sie gerade bejaht haben, nicht da-
durch stärken, daß Sie etwa in die sozialen Siche-
rungssysteme mehr Geld hineinpumpen. Zum ande-
ren bestreite ich angesichts der Globalisierung die 
These, daß einfach dadurch, daß den Menschen in 
unserem Land via Lohn mehr Geld gegeben wird, 
die Binnennachfrage steigt. Wenn Sie heute irgend 
jemandem Geld in die Hand geben und derjenige 
ein Auto kauft, dann wissen Sie eben nicht, ob das 
Auto in Köln, in Gent oder in Granada produziert 
worden ist. Deshalb ist es ein Irrtum, zu glauben, 
man könne mit diesen Methoden der Wachstumsför-
derung - egal, ob angebots- oder nachfrageorientiert 
- mit dem Problem der Arbeitslosigkeit fertig wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir brauchen vielmehr strukturelle Reformen. Das ist 
genau der Punkt, den ich hier ansprechen wollte. 
Daß wir dies von seiten der Bundesregierung und der 
Koalition versuchen und tun, ist bekannt. Daß wir da-
für länger brauchen, als wir uns dies wünschen, ist 
auch wahr. 

Ich möchte auf einen Aspekt hinweisen, der ge-
stern in der Diskussion überhaupt nicht angespro-
chen worden ist. Es werden - das ist sehr erfreulich - 
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wieder zunehmend junge Ingenieurinnen und Inge-
nieure auf dem Arbeitsmarkt gesucht. 

(Edelgard Bulmahn [SPD]: Es ist doch schon 
erstaunlich, daß Sie nichts zur Forschungs

-

politik sagen!) 

Das ist ein Punkt, über den wir noch vor drei Jahren 
mit großer Sorge gesprochen haben. Wir wissen 
heute, daß der Beruf des Ingenieurs in den nächsten 
Jahren eine ausgesprochen nachgefragte Tätigkeit 
sein wird. 

Wir haben im vergangenen Jahr das erstemal seit 
1984 eine Trendwende, einen realen Zuwachs, bei 
den Lehrstellen gehabt. Die Zahl der Arbeitslosen, 
die unter 25 Jahre alt sind, liegt im Januar dieses 
Jahres um 4476 unter der des Vorjahres. Wir haben 
bei den jungen Leuten eine Entwicklung gegen den 
Trend, die zusammen mit den beiden anderen Ent-
wicklungen zeigt, daß wir auf dem richtigen Weg 
sind. Ich möchte diesen Weg fortsetzen und will ihn 
noch zuspitzen und verstärken. 

Kollege Schily, das ist einer der Punkte, bei dem 
ich ein Stück weit mit vielen hadere. Das ist übrigens 
jetzt nicht nur parteipolitisch einzusortieren. Das 
richtet sich vielmehr auch an die Eliten in diesem 
Lande. Wir alle gehören dazu. Wir alle miteinander 
haben die strukturellen Veränderungen noch nicht 
so beherzt angepackt, wie es notwendig ist. 

Ich will dies mit einem Dreipunkteprogramm für 
Arbeit durch Innovationen versuchen: 

Punkt eins: Initiative für mehr Selbständigkeit. 
Wir wissen, daß junge High-Tech-Unternehmen in 
den ersten fünf Jahren durchschnittlich zwölf neue 
Arbeitsplätze schaffen. Deshalb habe ich den Wett-
bewerb für Ausgründungen aus Hochschulen ausge-
schrieben. Die Bewilligungen werden noch in diesem 
Jahr erteilt. Deshalb gibt es den Wettbewerb für 
Neugründungen im Multimediasektor, um die inzwi-
schen bei 150 pro Jahr liegende Zahl der Gründun-
gen noch weiter zu erhöhen. 

Was wir allerdings zusätzlich brauchen, ist ein pri-
vates Netzwerk von Menschen und Finanzen, die po-
tentielle Gründer unterstützen. Jeder von uns weiß, 
daß in den Vereinigten Staaten eine Viertelmillion 
privater Investoren Jahr für Jahr rund 15 Milliarden 
US-Dollar in jährlich etwa 30000 Neugründungen 
von innovativen Unternehmen investiert. Die Ameri-
kaner nennen diese Leute „business angels". Ich bin 
fest davon überzeugt, daß es solche Menschen auch 
in Deutschland gibt. Das sind Unternehmer, Senior

-

manager, in Wirtschaftsdingen erfahrene Hochschul-
lehrer, Finanzexperten und Anwälte. Das sind Men-
schen mit Erfahrung und Kapital, die bereit sind, 
Geld und Wissen zur Verfügung zu stellen, um Exi-
stenzgründern den Weg zum Erfolg zu ebnen, die 
dann allerdings später auch an ihrem Erfolg teilha-
ben möchten. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Minister, ge-
statten Sie eine weitere Zwischenfrage des Kollegen 
Schily? 

Dr. Jürgen Rüttgers, Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie: Kollege 
Schily, Sie können das gleich tun. Ich möchte jetzt 
erst diesen Punkt zu Ende bringen. 

Dahinter steckt viel mehr Idealismus und viel mehr 
privates Engagement als bei einem einfachen Inve-
stor oder Geldanleger, der heute hier und morgen da 
spekuliert und dem es nur um die Rendite geht. Die-
sen Idealismus, diese „business angels" gibt es auch 
in Deutschland. Solche Gründungsmentoren gibt es 
mehr, als man meint. 

Ich möchte dieses Potential nutzen und deshalb die 
Gründung einer Stiftung für private Förderung von 
Existenzgründern initiieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese Stiftung soll Gründern dera rtige Mentoren ver-
mitteln und auf regionaler Ebene fördern. Die Grün-
der sollen für diese Unterstützung zunächst nichts 
bezahlen. Ist das Unternehmen erfolgreich, werden 
Mentoren und Stiftung an den Gewinnen beteiligt. 
Ich bin fest davon überzeugt, daß eine solche Stif-
tung für das Gründungsgeschehen in Deutschland 
nicht nur von großem materiellem Wert ist. Ich 
glaube auch, daß diese Stiftung der Kristallisations-
kern einer neuen Kultur der Selbständigkeit in 
Deutschland sein wird. 

(Jörg Tauss [SPD]: Ankündigungsminister!) 

Otto Schily (SPD): Herr Minister, wir sind sicherlich 
einverstanden, daß für uns mehr Selbständige und 
Existenzgründungen gerade in bezug auf mittlere 
und kleine Unternehmen angesichts der Bedeutung 
des Mittelstandes für unser Bruttosozialprodukt 
wichtig sind. Das ist gar keine Frage. Aber worauf 
führen Sie es zurück, daß in Ihrer Regierungszeit, ge-
rade in dieser Legislaturpe riode, die Selbständigen-
quote ganz erheblich zurückgegangen ist? 

Dr. Jürgen Rüttgers, Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie: Nach 
meinen Erkenntnissen - allerdings habe ich die Zah-
len im Moment nicht hier - ist dies so nicht richtig, 
Herr Kollege Schily. Die Zahl ist gestiegen, genauso 
wie die Anzahl der Beschäftigten gestiegen ist. 

Wenn Sie sich auf die Quote beziehen, müssen wir 
genauer hinschauen. Vermutlich meinen Sie die 
Quote von abhängig Beschäftigten zu Selbständigen. 
Man muß sehen, daß in dieser Zeit 4,6 Millionen 
Menschen in unser Land gekommen sind. Diese ma-
chen sich natürlich nicht als erstes selbständig, son-
dern sind abhängig beschäftigt. Insofern hat sich der 
Sockel erhöht. Es mag also sein, daß Ihre Aussage 
auf den prozentualen Anteil zutrifft. Nur, die Anzahl 
der Firmengründungen steigt von Jahr zu Jahr, und 
zwar gerade und besonders in den neuen Bundeslän-
dern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch des Abg. Otto Schily [SPD]) 

- Doch, Herr Schily, das ist immer eine Frage der 
Ausgangsbasis. 
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Das ändert aber nichts daran - darauf werden wir 
uns einigen können -: Wir brauchen mehr Selbstän-
dige in Deutschland. 

(Edelgard Bulmahn [SPD]: Das ist wohl 
wahr!) 

Wenn wir das Mittel der OECD-Länder erreichen 
wollen, heißt das: 500 000 neue Existenzgründungen. 
Und damit lägen wir nur im Mittel aller OECD-Län-
der. 

(Jörg Tauss [SPD]: Das ist aber eine schwa

-

che Bilanz!) 

Ich bin sicher, daß wir über diesen Weg auch mit 
dem Problem der Arbeitslosigkeit fertig werden kön-
nen. 

Punkt zwei: Initiative für mehr Dienstleistungen. 
Es sollte gelingen, in diesem Sektor zu mehr Arbeits-
plätzen zu kommen. Von 1982 bis 1991 gab es 2,6 Mil-
lionen neue Arbeitsplätze im Dienstleistungsbereich. 
Das entspricht dem Neunfachen der Anzahl in der In-
dustrie. 

Ich glaube, daß es in Deutschland zu wenig kon-
krete Initiativen im Bereich der Dienstleistungen 
gibt. Noch viele Punkte müssen da angepackt wer-
den. 

(Dr. Manuel Kiper [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Sie aber auch! Im Ministerium gibt 
es zu wenig Initiativen!) 

Dazu kann jeder etwas beitragen. Ich will drei kon-
krete Vorschläge machen: 

Erstens. Im Patentrecht können Dienstleistungsin-
novationen - die gegenwärtig vom Patentschutz aus-
geschlossen sind - mit Produktinnovationen gleich-
gestellt werden. Das hat übrigens auch etwas mit der 
Frage zu tun, wieviel Kapital für Existenzgründer zur 
Verfügung steht und ob man Dienstleistungsinnova-
tionen in handelbare Produkte umwandelt. 

Zweitens. Die Bilanzierungsvorschriften können so 
geändert werden, daß die Aktivierung von immate-
riellen Vermögensgegenständen, wie Patenten und 
Software, zulässig wird. Dies würde innovativen 
Dienstleistungsunternehmen die Beschaffung von 
Fremdkapital erleichtern. 

Drittens. Tarifrechtliche Regelungen müssen den 
neuen Arbeitsbedingungen in virtualisierten Unter-
nehmensstrukturen, zum Beispiel im Bereich der 
Teleheimarbeit, angepaßt werden. 

(Jörg Tauss [SPD]: Ach, da gibt es doch 
schon längst Tarifverträge, Kollege! Vor 
zehn Jahren haben wir dazu Vereinbarun

-

gen gemacht!) 

Ich bin dankbar dafür, daß diese Debatte in den Ge-
werkschaften geführt wird. 

Punkt drei: Initiative für die Infrastruktur der Zu-
kunft. Wir haben - auch darüber ist gesprochen wor-
den - mit der strategischen Neuorientierung den 
Startschuß für mehr Wettbewerb und weniger Büro-
kratie zwischen den Forschungseinrichtungen gege-
ben. Die HRG-Novelle ist ein Reformwerk mit dem

-

selben Ziel. Stichworte sind hier: Installation eines 
Strategiefonds, Schaffung von Innovationszentren, 
Zusammenführung von DLR und DARA, haushalts-
rechtliche Flexibilität und Eigenständigkeit, Budge-
tierung bei der Max-Planck-Gesellschaft und der 
DFG. 

Infrastruktur in der Wissensgesellschaft ist für 
mich genauso wichtig wie in der Industriegesell-
schaft der Bau von Straßen, Wegen, Kanälen und Ei-
senbahnen. Deshalb ist es wichtig, daß wir in 
Deutschland eine Teleservice-Infrastruktur aufbauen 
und daß wir in Deutschland die modernste Wissens-
datenbahn der Welt bekommen, damit vom Schüler 
bis zum Ingenieur alle über alles Wissen dieser Welt 
verfügen können. 

Mit dem DFN-Netz steht ein modernes Intranet zur 
Verfügung, die modernste Einrichtung der Welt in 
diesem Bereich. Wir liegen da weit vor den Amerika-
nern, weit vor den Japanern, weit vor allen anderen 
europäischen Ländern. 

(Jörg Tauss [SPD]: Ach, du lieber Himmel, 
sind das Fehleinschätzungen!) 

Aber dieses Netz muß natürlich weiter ausgebaut 
werden. Die erste Testleitung für die Übertragung 
von einer Milliarde Signalen pro Sekunde wurde 
Ende vergangenen Jahres geschaltet; die zweite folgt 
in wenigen Wochen. Eine solche Gigabit-Leitung ist 
16000mal schneller als ISDN. Mein Ziel ist es, das 
gesamte Wissenschaftsnetz auf diese Gigabit-Ge-
schwindigkeit auszubauen. Damit wären wir die er-
sten weltweit. Ich finde, auch dies ist eine große Auf-
gabe, die gar nicht hoch genug eingeschätzt werden 
kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Gestatten Sie noch 
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Kiper? - 
Nein. 

Dr. Jürgen Rüttgers, Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie: Meine 
Damen und Herren, diese forschungspolitische De-
batte ist für mich die eigentliche Debatte über die Zu-
kunft der Arbeit in Deutschland. 

Wir gestalten nichts Geringeres als den Übergang 
unserer Gesellschaft von einer Industriegesellschaft 
zu einer Wissensgesellschaft. Wir sind in den letzten 
dreieinhalb Jahren ein großes Stück weitergekom-
men. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich bin mir wie bei allen Innovationen ganz sicher: 
Die Opposition wird irgendwann hinterherkommen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zurufe von der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort hat die 
Kollegin Edelgard Bulmahn. 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 217. Sitzung. Bonn, Freitag, den 6. Februar 1998 	19851 

Edelgard Bulmahn (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Herren und Damen! Wenn sich 
der Bundesforschungsminister schriftlich an die Mit-
glieder dieses Hauses wendet, hat er uns - so sollte 
man zumindest meinen - etwas Wichtiges mitzutei-
len. Deutschland - will uns der Minister mit einem 
Schreiben vom 12. Januar dieses Jahres glauben ma-
chen - sei auf Erfolgskurs, auf dem Weg, ein High-
Tech-Land zu werden. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Das ist besonders 
schön!) 

Wie dieser Erfolgskurs aussieht, läßt sich dem als 
Anlage beigefügten Bericht „Zur technologischen 
Leistungsfähigkeit" entnehmen. Ich zitiere jetzt aus 
diesem Bericht. 

1990 hatte Deutschland bei den forschungs - und 
entwicklungsintensiven Waren einen Welthandels-
anteil von 19,1 Prozent. 1995 lag der Anteil des inzwi-
schen um ein Viertel größeren Deutschlands bei 17,1 
Prozent, also minus 2. In demselben Zeitraum stieg 
der Anteil Japans von 18,6 Prozent auf 19,5 Prozent 
und derjenige der Vereinigten Staaten von 17,5 auf 
17,8 Prozent. Während also unsere Hauptkonkurren-
ten auf dem Weltmarkt ihre Position bei forschungs- 
und entwicklungsintensiven Gütern ausbauen konn-
ten, hat sich die Position der Bundesrepublik deutlich 
verschlechtert. So sieht der Erfolgskurs des Bundes-
forschungsministers aus! 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Der Bundesforschungsminister kommentiert dann 
diese aus unserer Sicht alles andere als erfreuliche 
Entwicklung mit den Worten - Zitat -: 

Erfolgskurs bei High-Tech-Produkten ... Auf dem 
Weltmarkt für technologische Güter hat sich 
Deutschland dicht an die Spitzenreiter Japan und 
USA herangearbeitet. 

(Zuruf von der SPD: Ein Witz!) 

Ein zweites Beispiel: Herr Minister Rüttgers hat 
vorhin darauf hingewiesen, daß die Bundesrepublik 
Deutschland bei den Patenten auf Platz 1 liege. Das 
war 1982 unter der sozialdemokratischen Regierung 
auch schon der Fall. Damals entfielen in Deutschland 
auf 1 Million Beschäftigte 200 weltmarktrelevante 
Patente. 1995 entfielen auf 1 Million Beschäftigte in 
Deutschland noch 190 Patente. So sieht der Erfolgs-
kurs des Bundesforschungsministers aus! 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Im gleichen Zeitraum stieg in den USA die Zahl 
der Patente pro 1 Million Beschäftigte von 100 auf 
140, in Japan von 80 auf 180. 

Herr Minister Rüttgers, wenn Sie eine dera rtige 
Definition von Erfolgskurs haben, kann ich nur sa-
gen: Gnade Gott, Deutschland. Dann ist es wirklich 
überfällig, dann ist es wirklich an der Zeit, daß diese 
Bundesregierung abgelöst wird und wir endlich eine 
SPD-Regierung bekommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ein drittes Beispiel: Herr Minister Rüttgers, Sie ha-
ben darauf hingewiesen - ich habe das vorhin schon 
zitiert -, daß sich die Bundesrepublik auf dem Welt-
markt an die Spitzenreiter Japan und USA herange-
arbeitet habe. Ich habe vorhin dargestellt, wie dieses 
Heranarbeiten aussieht. Sie haben aber verschwie-
gen - deshalb ist es das dritte Beispiel, das deutlich 
macht, daß Sie wirklich nach dem Prinzip „Schein 
statt Sein" Politik machen -, daß in dem Be richt aus-
drücklich davor gewarnt wird, den Umfang der Ex-
porte im Jahre 1995 zu hoch zu bewe rten, weil dieser 
Umfang zu einem beträchtlichen Teil auf die Höher-
bewertung der D -Mark, also nicht auf die technolo-
gische Leistungsfähigkeit, zurückzuführen ist. Der 
Bericht warnt ausdrücklich vor dem Prinzip „Schein 
statt Sein", das Sie angewandt haben. 

Sehr geehrte Damen und Herren, deshalb kann ich 
nur sagen: Alle Schönrederei kann nicht darüber hin-
wegtäuschen, daß wir in der Bundesrepublik zuneh-
mend von der Substanz leben und versäumen, die 
Zukunft durch Investitionen zu sichern. Es kann 
doch keine erfolgreiche Regierungspolitik sein, wie 
Sie das hier machen, die Fakten einfach zu ignorie-
ren und Politik nach dem Prinzip durchzuführen: 
nicht sehen, nicht hören, aber trotzdem reden! - Das 
kann doch wirklich keine erfolgversprechende Re-
gierungspolitik sein! 

(Beifall bei der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Fehlentwick-
lung der letzten Jahre ist einfach unübersehbar, und 
die Forschungspolitikerinnen und Forschungspoliti-
ker mußten sie leider jedes Jahr wieder zur Kenntnis 
nehmen. Die Bundesrepublik hatte im Jahr 1987 
noch einen Gesamtanteil der FuE -Ausgaben am 
Bruttoinlandsprodukt von 2,88 Prozent. Damit lagen 
wir gemeinsam mit den USA weltweit an der Spitze. 
Inzwischen sind wir auf Platz neun abgesackt. Man 
kann es nicht oft genug wiederholen: Wir liegen in-
zwischen hinter Ländern wie Schweden, Japan, der 
Schweiz, Korea, den USA, Frankreich, Finnland und 
Israel. Ist das etwa eine erfolgreiche Forschungs- und 
Entwicklungspolitik? 

(Jörg Tauss [SPD]: Nein!) 

So definieren Sie Erfolg! 

Seit 1991 sind die Ausgaben der Wirtschaft für For-
schung und Entwicklung real nicht mehr gestiegen. 
Seit 1982 sind die Ausgaben dieser Bundesregierung 
für Forschung und Entwicklung real nicht mehr ge-
stiegen. Das führt dazu, daß wir jetzt - in den Preisen 
von 1991- real weniger zur Verfügung haben 1982. 

Wissenschaft und Forschung - daran gibt es leider 
keinen Zweifel - sind in der Bundesrepublik unterfi-
nanziert - von öffentlicher und von privater Seite. In 
keinem anderen Land - so die Gutachter in dem Be-
richt - sind in den vergangenen Jahren die realen 
FuE-Anstrengungen so stark zurückgefahren wor-
den wie in Deutschland. Der Bundesregierung 
schreiben sie ins Stammbuch, daß ein weiterer Ab-
bau der öffentlichen Forschung in Deutschland mit-
tel- und langfristig mit Gefahren verbunden sei, die 
um so gravierender seien, je mehr die Unternehmen 
selbst den Trend verstärkten. Genau das geschieht. 



19852 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 217. Sitzung. Bonn, Freitag, den 6. Februar 1998 

Edelgard Bulmahn 

Es sei schwer vorstellbar - so die Gutachter -, daß 
Deutschland im Alleingang - denn in den USA und 
in Japan werden die Forschungs- und Entwicklungs-
budgets der Wirtschaft wieder kontinuierlich und mit 
beachtlicher Geschwindigkeit ausgebaut - über ei-
nen längeren Zeitraum hinweg einen grundsätzlich 
anderen Weg gehen könnte, ohne im Wettbewerb 
um Einkommen und Beschäftigung an Boden zu ver-
lieren. 

Haben wir in der Bundesrepublik mit knapp 5 Mil-
lionen nicht bereits wirklich viel zu viele Arbeitslose? 
Können wir es uns denn tatsächlich leisten, noch wei-
ter an Boden zu verlieren? - Wir meinen: nein. Die 
Bundesregierung ficht jedoch dieses alles überhaupt 
nicht an; sie setzt unverdrossen weiter den Rotstift 
bei den Zukunftsausgaben an. Die mittelfristige Fi-
nanzplanung zeigt, daß die Ausgaben auch noch 
weiter gekürzt werden sollen. Wenn es nach der 
Bundesregierung geht, werden im Jahr 2001 nominal 
670 Millionen DM weniger zur Verfügung stehen als 
in dem ersten Jahr mit einem gesamtdeutschen 
Haushalt, 1991. 

Wer so handelt, setzt die Zukunft unseres Landes 
aufs Spiel. Wer so handelt, der unterstreicht zugleich, 
daß er von Innovationen so viel versteht wie ein Ele-
fant vom Fliegen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ohne höhere Ausgaben für Bildung und For-
schung läßt sich die Wettbewerbsfähigkeit unserer 
Volkswirtschaft mittelfristig nicht sichern. Ohne ver-
stärkte Ausgaben für Bildung und Forschung wird 
sich in der Bundesrepublik das erreichte Einkom-
mensniveau weder halten lassen, noch wird man es 
ausbauen können. Ohne eine deutliche Erhöhung 
der Forschungs- und Entwicklungsausgaben lassen 
sich dauerhaft keine neuen Arbeitsplätze schaffen, 
die wir so dringend benötigen. Vielmehr wird die 
Massenarbeitslosigkeit noch weiter zunehmen. Ohne 
zusätzliche Mittel wird die ökologische Erneuerung 
unseres Wirtschaftssystems nicht gelingen. Deshalb 
sind nicht Sonntagsreden über eine Erhöhung der 
Bildungs- und Forschungsausgaben gefragt, sondern 
es sind Zukunftsinvestitionen gefragt - und zwar 
jetzt. 

Höhere Ausgaben für Bildung und Forschung sind 
nicht nur ein Gebot der ökonomischen Vernunft, sie 
sind auch eine Verpflichtung gegenüber der jungen 
Generation. Wenn wir von dieser Generation erwar-
ten, daß sie später unsere Renten und Pensionen auf-
bringt, wenn wir von ihr erwarten, daß sie mit unse-
ren Hinterlassenschaften, den ökologischen Altlasten 
und der immensen Staatsverschuldung, fertig wird, 
dann kann diese Generation von uns erwarten, daß 
wir ihr die bestmögliche Ausbildung zukommen las-
sen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Zukunftssicherung erfordert mehr als nur Geldaus
-geben. Sie erfordert Gestaltungswillen und Gestal-

tungskraft; das vermisse ich bei dieser Bundesregie-
rung. Dieses ist gerade von der Politik zu fordern. Sie 
muß im Dialog mit Wirtschaft, Wissenschaft und Ge-

sellschaft Zukunftsvisionen formulieren, Kräfte bün-
deln und die Rahmenbedingungen für die Entfaltung 
wissenschaftlicher und unternehmerischer Kreativi-
tät und Initiative schaffen. Dem Bundesforschungs-
minister ist in diesem Zusammenhang aber nicht nur 
das Geld, sondern es sind auch die Ideen ausgegan-
gen. Mit nichtssagenden Sprüchen wie „Multimedia 
- möglich machen" lassen sich Zukunftsentwürfe je-
doch nicht anstoßen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Sie belegen allenfalls die Einfalt desjenigen, der sie 
gebetsmühlenartig wiederholt. 

Meine Damen und Herren, wir brauchen in 
Deutschland endlich einen Politikwechsel, eine Of-
fensive für Arbeitsplätze, eine Offensive für die Ver-
söhnung von Umwelt und Ökonomie. Weil diese 
Bundesrepublik trotz aller Probleme über gute Vor-
aussetzungen verfügt, kann dieser Aufbruch in die 
Zukunft gelingen. Wir verfügen wie kaum ein ande-
res Land über motivierte, hochqualifizierte Arbeits-
kräfte. Wir verfügen über eine gute Ausbildung in 
Schulen, Unternehmen und Hochschulen. Die tech-
nologische Leistungsfähigkeit unserer Wissenschaft-
ler und Ingenieure ist unbest ritten. 

Nicht der Standort ist schlecht, sehr geehrte Da-
men und Herren, sondern die Politik der Bundesre-
gierung. 

(Beifall bei der SPD - Widerspruch bei der 
F.D.P.) 

Sie ist dafür verantwortlich, daß die Potentiale unse-
res Landes nicht ausreichend genutzt und ausgebaut 
werden. Sie redet den Standort schlecht und erweckt 
Zweifel an dem Ausbildungsstand der jungen Men-
schen in unserem Lande, statt eine innovative Auf-
bruchstimmung zu vermitteln und die Weichen auf 
Innovation zu stellen. Deshalb brauchen wir endlich 
eine innovative Bundesregierung. 

Vielen Dank, meine sehr geehrten Herren und Da-
men. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort erhält 
jetzt der Kollege Dr. Ma rtin Mayer. 

Dr. Ma rt in Mayer (Siegertsbrunn) (CDU/CSU): Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich hätte Ih-
nen, Frau Bulmahn, etwas mehr Phantasie zugetraut. 
Außer einer gebetsmühlenartigen Wiederholung der 
Forderung nach mehr Geld ist von Ihnen eigentlich 
nichts gekommen. Sie haben hier - wie die übrigen 
Redner der Opposition - den untauglichen und miß-
lungenen Versuch unternommen, die gute Politik der 
Bundesregierung schlechtzureden. 

(Edelgard Bulmahn [SPD]: „Gebetsmühlen
- artig"!) 

Wir haben heute die Debatte zum Forschungsbe-
richt der Bundesregierung und zu den ergänzenden 
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Anträgen, die sich im Grunde mit der Umsetzung 
von Forschungsergebnissen in wi rtschaftlichen Er-
folg befassen. 

Forschung ist zwar in erster Linie eine kulturelle 
Aufgabe; aber angesichts der 4,8 Millionen Arbeits-
losen, meine ich, muß im Zentrum der heutigen De-
batte die Frage stehen: Wie können wir in Deutsch-
land die Ergebnisse einer hervorragenden Wissen-
schaft und Forschung zahlreicher und schneller in 
neue Produkte und Dienste und damit in neue Ar-
beitsplätze umsetzen? In der Tat können viele neue 
Arbeitsplätze in unserem Land entstehen, wenn wis-
senschaftliche und technische Erkenntnisse und Er-
findungen vermehrt und beschleunigt zu marktgän-
gigen Innovationen werden. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Mayer, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Kiper? 

Dr. Mart in Mayer (Siegertsbrunn) (CDU/CSU): Ja, 
wenn sie nicht auf meine Redezeit angerechnet wird. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Nein. Ich habe die 
Uhr schon gestoppt. 

(Horst Kubatschka [SPD]: Das müßten Sie 
inzwischen kennen!)  

Dr. Manuel Kiper (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Kollege Mayer, uns liegt der jüngste Bericht 
über die technologische Leistungsfähigkeit Deutsch-
lands vor. Interessant ist - ich hoffe, auch Ihnen ist 

I das aufgefallen -, daß gerade in den forschungs- und 
entwicklungsintensiven Branchen die Rationalisie-
rungseffekte besonders hoch sind und der Arbeits-
platzabbau ganz besonders schnell vorangeht. Das 
heißt: Je mehr Forschung, je mehr Innovation wir in 
diesen Branchen betreiben, desto mehr Arbeitslosig-
keit produzieren wir. Wie wollen Sie mit noch mehr 
Innovation aus diesem Kreislauf herauskommen? Ha-
ben Sie da vielleicht ein Patentrezept? Ich habe von 
Ihnen eben verlauten hören, Sie wollen weiter auf 
diesen Mechanismus setzen. 

Dr. Ma rt in Mayer (Siegertsbrunn) (CDU/CSU): Herr 
Kollege Kiper, Ihre Fragestellung ist falsch. Natürlich 
ist es so, daß Innovation, Forschung und Entwicklung 
im Bereich der Güterproduktion zu immer mehr Ra-
tionalisierung führen. Im Wettbewerb wird sich der-
jenige durchsetzen, der am billigsten produziert. Sie 
übersehen dabei aber völlig, daß es beispielsweise 
bei der Informationstechnik eine Fülle von neuen 
möglichen Dienstleistungen gibt. Da müssen die Er-
gebnisse von Forschung und Entwicklung möglichst 
schnell umgesetzt werden. Das Land, das in dieser 
Entwicklung führend ist, Amerika, hat die meisten 
neuen Arbeitsplätze. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Dr.  Manuel Kiper [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-
NEN]: Also Dienstleistungen! Sehr richtig!) 

Auf dem Weg von den Ergebnissen der Forschung 
zum Kunden am Markt ist es wie bei einer steinernen 
Bogenbrücke: Wenn ein Stein fehlt, stürzt alles zu

-

sammen; dann war die Sache erfolglos. Viele Bau-
steine sind notwendig: Forscher, Entwickler, Kapital-
geber, Projektleiter, Kaufleute und Unternehmer, die 
die Arbeit koordinieren und Wagnisse eingehen. 
Deutschland braucht viele neue Brücken von der For-
schung zum Markt. Denn die Schaffung neuer Ar-
beitsplätze durch Innovationen, die am Weltmarkt Er-
folg haben, ist zukunftsgerichtet und außerdem we-
niger begrenzt als die durch Kostensenkung. Auch 
dieses Thema muß angesprochen werden. 

Herr Thierse, daß Sie in diesem Zusammenhang 
große und kleine Unternehmen auseinanderdividie-
ren wollen, halte ich für absolut falsch. Ich meine, 
daß es uns nur durch eine Symbiose von großen, 
weltumfassenden Konzernen und vielen kleinen Un-
ternehmen gelingen kann, neue Arbeitsplätze zu 
schaffen und Innovationen umzusetzen. 

(Wolfgang Thierse [SPD]: Die kleinen brau

-

chen mehr Unterstützung!) 

Die Frage ist, wo in Deutschland die Schwachstelle 
liegt. Ich sage gleich: sie liegt nicht in der Forschung. 

(Jörg Tauss [SPD]: Bei Kohl und Rüttgers!) 

Auch in Zeiten, als öffentliche und p rivate Mittel für 
die Forschung in Fülle flossen, war diese Schwach-
stelle in Deutschland schon vorhanden. Ich nenne 
das immer wieder zitierte Beispiel des Faxgerätes. 
Das Problem waren nicht mangelnde Forschung oder 
mangelnde technische Entwicklung, sondern man-
gelnde Umsetzung und mangelndes Marketing. Hier 
müssen wir in Deutschland in besonderer Weise an-
setzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn die Schwachstelle also nicht in der For-
schung liegt, wäre es falsch - ich möchte hier meine 
persönliche Meinung sagen -, eine Forschungsför-
derung durch Steuervorteile einzuführen, weil das 
letztlich dazu führt, daß neue legale Steuerschlupflö-
cher entstehen und weil wir den Bereich fördern wür-
den, der bei uns nicht die Schwachstelle ist, und den 
vernachlässigen würden, der die Umsetzung und das 
Marketing betrifft. Deshalb halte ich es für notwen-
dig, daß wir die Entwicklung zur Marktreife und das 
Marketing dadurch fördern, daß wir die Rahmenbe-
dingungen insgesamt fördern. Deshalb müssen die 
Steuern insgesamt bei uns gesenkt werden. Ich halte 
es für unverantwo rtlich, daß Sie die Steuerreform, 
die der Deutsche Bundestag verabschiedet hat, blok

-

kiert haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Horst  Kubatschka [SPD]: Was hat das mit 

Forschung zu tun?) 

- Herr Kubatschka, Sie begreifen eben manche 
Dinge nicht. Das ist wirk lich wahr. 

Zwischen den Fraktionen gibt es eine weitgehende 
Übereinstimmung über die Notwendigkeit der För-
derung folgender Bereiche: besserer Wissens- und 
Technologietransfer, Nutzung von Geräten in öffent-
lichen Forschungslabors durch Unternehmen, An-
passung des Insolvenzrechts, mehr Wagniskapital für 
Unternehmensgründungen. Aber auch hier sind wir 
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I auf einem guten Weg. Beispiele sind die neuen Bör-

sen Neuer Markt und EASDAQ, die kleinen europäi-
schen Geschwister der großen amerikanischen NAS-
DAQ, der Börse für innovative Unternehmen, die an-
fangen und wachsen. Es sollte uns mit Hoffnung er-
füllen, daß wir in den Bereichen, in denen Europa 
traditionell schwach ist, aufholen. 

Ich möchte noch anfügen: Diese positiven Entwick-
lungen werden durch die Änderungen des Insol-
venzrechts und das Finanzmarktförderungsgesetz 
unterstützt. Der Unterschied zwischen Koalition und 
Opposition liegt in diesem Bereich eher in Nuancen: 
Die Opposition setzt mehr auf staatliche Eingriffe, 
wir mehr auf die Kräfte des Marktes sowie auf die 
Antriebskräfte und die Verantwortung der Beteilig-
ten. 

Weniger Übereinstimmung - Herr Kollege Kiper, 
ich kann dies in einer solchen Debatte nicht auslas-
sen - gibt es bei der Einstellung zur Technik und 
dem Umgang mit erfolgreichen Unternehmen. Bei-
spiel Bio- und Gentechnik: In Martinsried bei Mün-
chen gibt es seit kurzem ein neues Gründerzentrum 
mit Unternehmen der Pharmaforschung, die zur 
europäischen Spitze gehören. Das war möglich, weil 
die Koalition in Bonn das Gentechnikgesetz entrüm-
pelt und damit ein Zeichen gesetzt hat, weil Bund 
und Freistaat Bayern bei der Bereitstellung von Wag-
niskapital viel erreicht haben, weil sich der Freistaat 
mit dem betroffenen Landkreis und der Gemeinde 
bemüht hat, das Genehmigungsverfahren schnell ab-
zuwickeln, und nicht darüber nachgedacht hat, wie 
er denen Knüppel zwischen die Beine werfen kann - 
in Hessen haben wir dafür entsprechende Beispiele -, 
und weil  das gesellschaftliche Umfeld überwiegend 
durch ein positives Meinungsbild über die Bio- und 
Gentechnik in diesem Bereich geprägt ist. Nur die 
Grünen als Ewiggestrige sind noch auf der Blockade-
seite. Sie kämpfen weiter gegen die Gentechnik. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sakra, Teufel!) 

Ich kann Ihnen eine Pressemitteilung der grünen 
Kreisvorsitzenden und Landtagskandidatin aus dem 
Landkreis München zeigen, in der sie sich gegen die 
Zusammenarbeit von Schulen und Unternehmen 
ausspricht. Darin diffamiert sie die Wi rtschaft mit sol-
chen klassenkämpferischen Begriffen wie Profitgeier. 
Mit solchen Parolen machen Sie die Stimmung ka-
putt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Joseph  Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Ozapft is!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Kiper? 

Dr. Martin Mayer (Siegertsbrunn) (CDU/CSU): Nein. 
- Nicht weit weg von Martinsried polemisieren zum 
Beispiel Grüne und SPD gemeinsam gegen eine 
wichtige und leistungsfähige Forschungseinrichtung, 
den Forschungsreaktor München II - Gott sei Dank  

erfolglos, denn es handelt sich um eine wichtige Ein-
richtung. 

(Zuruf von der SPD) 

Der 30 mm Wafer von Wacker stellt einen Quanten-
sprung in der Materialforschung dar. Dazu sind Neu-
tronenquellen notwendig; sie sind eine wichtige Vor-
aussetzung, daß sich Deutschland auch bei der Pro-
duktion von Mikrochips weiter weltweit eine Spit-
zenstellung sichern kann. 

(Dr. Karlheinz Guttmacher [F.D.P.]: Das 
begreifen die Grünen aber nicht!) 

In Deutschland bekämpft die kleine Oppositions-
fraktion mit Militanz viele Anwendungen von neuen 
wissenschaftlichen und technischen Erkenntnissen, 
angefangen bei der Freisetzung gentechnisch verän-
derter Pflanzen 

(Dr. Manuel Kiper [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Wenn Sie solche Angriffe fahren, 
müssen Sie auch Zwischenfragen zulassen!) 

über Mobilfunkstationen - dagegen kämpfen Sie ja 
auch immer an vorderster Front - bis hin zum Trans-
rapid. Die große Oppositionspartei schwimmt in die-
sem Fahrwasser mit oder hält allenfalls lau dagegen. 
Heute haben wir ja gehört, daß sich die SPD aus-
drücklich zur Anwendung der Bio- und Gentechnik 
in der Pharmazie bekennt. 

(Jörg Tauss [SPD]: Lesen Sie doch einmal 
nach, was die Enquete-Kommission dazu 
sagt! - Horst Kubatschka [SPD]: Bei Ihnen 

dauert es Jahre, bis etwas ankommt!) 

- Herr Thierse hat es ja gesagt. - Man braucht kein 
Prophet zu sein, um vorauszusagen, daß dann, wenn 
Mitte oder Ende des nächsten Jahrzehnts der Trans-
rapid fährt, die SPD sagt: 

(Zuruf von der SPD: Das ist erst in 100 Jah

-

ren!) 

Wir haben immer schon an vorderster Front um den 
Transrapid gekämpft! - So sieht Ihre Politik aus. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

In diesem Klima ist es nicht leicht, junge Leute für 
die Forschung und für die Anwendung der Ergeb-
nisse zu begeistern. Forschung und Unternehmen 
brauchen aber Begeisterung für das Neue, Neu-
gierde und Einsatz. 

Meine Damen und Herren, das Beispiel des Faxge-
rätes darf sich nicht wiederholen. Von dem, was wir 
in der Forschung säen, müssen wir auch die Ernte in 
Form marktfähiger Innovationen einfahren, die neue 
Arbeitsplätze nach Deutschland bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  zu einer 
Kurzintervention hat der Kollege Dr. Manuel Kiper. 

Dr. Manuel Kiper (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Lieber Kollege Mayer, Sie meinten wieder einmal de-
monstrieren zu müssen, daß Sie von einer differen- 
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zierten Technologiekritik überhaupt nichts verste-
hen. Deshalb meinen Sie, auf den Grünen herum-
hacken zu können, wir seien technologiefeindlich. 
Sie haben jetzt auch noch so schön das Argument 
eingeführt, daß die Grünen etwas gegen die Gen-
technik hätten, weil es dabei Profitgeier gebe. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Mayer ist ein Geier!) 

- Genau. Herr Mayer, wollen Sie nicht zur Kenntnis 
nehmen, daß die Gentechnikbranche keine Profit-
branche ist, sondern eine extreme Zuschußbranche, 
die ausgesprochen viel Risikokapital - Hunderte von 
Millionen DM - braucht, um ein einziges Produkt am 
Markt plazieren zu können? Dies als erstes. 

Zweitens mögen Sie zur Kenntnis nehmen, daß un-
sere Partei nicht gegen Biotechnologie ist, sondern 
sehr selektiv einzelne, evolutiv bedenkliche Techno-
logien aus dem Bereich der Biotechnologie, insbeson-
dere die rekombinanten DNS, auf den Prüfstein stellt 
und etwas dagegen hat, weil hier evolutive Grenzen 
übersprungen werden. Unsere Partei hat auch allen 
Grund dazu, kritisch gegenüber diesen biologischen 
Grenzüberschreitungen zu sein. Ich möchte nur an 
das Klonen von Menschen - ich nenne den Namen 
Seed in den USA - und an das Herstellen von kopflo-
sen Fröschen durch Professor Slack in England erin-
nern. 

Es gibt viel Fragwürdiges bei diesen biologischen 
Grenzüberschreitungen, so daß ein technikkritisches 
Herangehen an die Gentechnik und auch an die Bio-
technologie uns und auch Ihnen gut zu Gesicht steht. 
Gerade von Ihrem christlichen Ansatz her wäre es ei-
gentlich angemessen. 

(Zuruf von der SPD: Wo ist Herr Hüppe?) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Dr. Mayer. 

Dr. Martin Mayer (Siegertsbrunn) (CDU/CSU): Herr 
Kollege Kiper, über einen christlichen Ansatz brau-
che ich von Ihnen keine Belehrungen. Ich erteile Ih-
nen in dem Punkt auch keine Belehrungen. Darüber 
müssen wir hier nicht diskutieren. 

Nehmen Sie bitte zur Kenntnis, daß nach wie vor 
seitens der Grünen zu konkreten Vorhaben, zum Bei-
spiel denen der Freisetzung von gentechnisch verän-
derten Pflanzen, massive örtliche Kampagnen durch-
geführt werden, die im einzelnen sogar so weit ge-
hen, daß es zur Gewaltanwendung kommt. Nehmen 
Sie bitte zur Kenntnis, daß das Wo rt  Profitgeier im 
Zusammenhang mit Gentechnikunternehmen nicht 
von mir stammt, sondern von einer Ihrer Parteikolle-
ginnen oder Genossinnen, wie Sie selbst vielleicht 
sagen. 

(Widerspruch bei der SPD - Horst Ku

-

batschka [SPD]: Auf diesen Begriff sind wir 
stolz! Über 100 Jahre!) 

Nehmen Sie bitte zur Kenntnis, daß dieser Aus-
druck aus Ihren Reihen stammt. Deshalb sollten Sie 
alles, was Sie hier vorwurfsvoll an mich gerichtet ha

-

ben, an Ihre eigenen Genossen und Parteimitglieder 
richten. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich setze die De-
batte fort  und erteile das Wort  dem Kollegen Edelbert 
Richter. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: „Mit dem nächsten Klon" 

müssen wir demnächst sagen!)  

Dr. Edelbert Richter (SPD): Verehrte Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte etwas zu den 
zwei Anträgen „Risikokapital für junge Technologie-
unternehmen " sowie zur Fortsetzung der gezielten 
Förderung der Industrieforschung in den neuen Län-
dern sagen, die Ihnen schon länger vorliegen. Auf 
Grund der Kürze der Zeit, die mir zur Verfügung 
steht, kann ich den Inhalt der Anträge zwar nicht im 
Detail erläutern; vielleicht kann ich aber ihren exi-
stentiellen Hintergrund ein Stück weit deutlich ma-
chen. 

Deshalb möchte ich Sie bitten, sich mit mir einmal 
in die Situation eines innovativen Unternehmers aus 
den neuen Bundesländern zu versetzen. Wer solche 
Unternehmer besucht, der wird feststellen, daß es an 
hervorragenden technischen Ideen nicht fehlt. Den-
ken Sie an den ersten FCKW-freien Kühlschrank von 
Foron aus Sachsen oder an das erste quecksilberfreie 
Thermometer aus Geraberg in Thüringen oder an 
das erste Gerät für drahtlose weltweite ISDN-Kom-
munikation aus Berlin. Die Frage, der wir uns stellen 
müssen - nach meinem Eindruck haben wir uns die-
ser Frage bisher zuwenig gestellt -, ist, warum Unter-
nehmen mit solchen Ideen nicht expandieren, warum 
die Umsetzung der Ideen meistens so schwierig ist 
und warum Unternehmen oft sogar scheitern. 

Eine sehr verbreitete Auffassung ist die, daß die 
ostdeutschen Unternehmen einfach zu träge, zu un-
erfahren und zuwenig selbstbewußt im Marketing 
sind. Das liege daran, daß in den 40 Jahren der Be-
fehlswirtschaft die unternehmerische Tradition verlo-
rengegangen sei. Ein anderer angeblicher Grund ist, 
daß es sich um Forscher- und Tüftlercharaktere han-
dele, also um Leute, die ihren Spaß am Entdecken 
und Erfinden haben, verständlicherweise aber nicht 
so recht den Sinn dafür haben, ihre Produkte auch an 
den Mann zu bringen. 

Ich bin zu einem anderen Schluß gekommen. Ich 
bin zu dem Schluß gekommen, daß das alles im ein-
zelnen zwar zutreffende Gründe sein mögen, daß es 
sich darüber hinaus aber um tiefer liegende innere 
Gründe handelt, an denen wir in absehbarer Zeit 
wahrscheinlich nichts ändern können. Oder es han-
delt sich sogar um vorgeschobene Gründe, mit denen 
sich politisches Nichtstun wunderbar rechtfertigen 
läßt. 

Wir sollten von der Maxime ausgehen, daß an der 
beklemmenden Situation etwas zu ändern ist. Me-
thodisch sollten wir uns in dieser Frage daher prag-
matisch verhalten, indem wir uns auf das konzentrie-
ren, was tatsächlich verändert werden kann. Das ist 
immer noch genug. Es sind offensichtlich die ein- 
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engenden äußeren Bedingungen, also weniger die 
inneren Beschränkungen, unter denen der ostdeut-
sche Unternehmer tätig sein muß. An den äußeren 
Bedingungen muß sich etwas ändern. 

Der wichtigste Punkt ist der chronische Eigenkapi-
talmangel der ostdeutschen Unternehmen. Hierauf 
muß man beharren, auch wenn das bekannt ist. Ich 
will das folgendermaßen belegen: Der Anteil von Un-
ternehmen mit Eigenkapitalquoten von unter 10 Pro-
zent beträgt nach einer Studie der Deutschen Aus-
gleichsbank 45 Prozent, nach einem Be richt der 
Deutschen Bundesbank sogar 60 Prozent. Das sind 
katastrophale Zahlen. Wer sich auf diesem Gebiet 
auskennt, der weiß das. 

Gewiß, ich weiß, daß dieses Problem auch bei den 
kleinen und mittleren Unternehmen in den alten 
Bundesländern besteht; doch hier beträgt die Eigen-
kapitalquote im verarbeitenden Gewerbe durch-
schnittlich immerhin 23 Prozent. Das ist auch niedrig. 
Aber in den neuen Bundesländern beträgt die Quote 
nur 10,4 Prozent. 

Nun wird immer noch die These vertreten, wegen 
Eigenkapitalmangels werde keine Existenzgründung 
verhindert; Hauptsache, der Unternehmer sei kom-
petent und das Konzept stimme. Aber diese These ist 
grundfalsch - das muß man hier einmal ausdrücklich 
sagen -, denn alle jungen - zumal die technologie-
orientierten - Unternehmen müssen sogenannte 
Sprunginvestitionen tätigen, und fast alle machen 
zunächst Anlaufverluste - es wurde vorhin die Bio-
technologie erwähnt -, ganz unabhängig davon, ob 
das Unternehmen gut oder schlecht geführt ist. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer) 

Ich will noch auf die schon erwähnten inneren, 
also mentalen, Ursachen für die Schwierigkeiten der 
ostdeutschen Selbständigen zurückkommen. Da be-
obachtet man zum Beispiel ihre geringere Initiative 
und Risikobereitschaft und sagt dann: Sie sind eben 
selbst schuld. - Es ist aber eine der am besten fun-
dierten Erkenntnisse der Risikotheorie, daß die Aver-
sion gegen Risiken erst mit steigendem Vermögen 
abnimmt. Ausnahmen gibt es vielleicht im Bereich 
der Kriminalität. Es ist also gar nicht verwunderlich, 
daß der ostdeutsche Unternehmer eher auf Nummer 
Sicher geht. Diese Haltung hat offenbar sehr viel mit 
der schwachen Eigenkapitalbasis zu tun, auf der er 
steht. 

Was der Neugründer mitbringt, ist meistens nur 
eine Idee oder eine Konzeption, er hat aber weder 
genügend Geld noch genügend Sachkapital, um sie 
auch wirklich umzusetzen; denn in der Zeit des 
„realen Sozialismus" hatte er bekanntlich nicht die 
Möglichkeit, ausreichend p rivates Vermögen zu bil-
den. Man muß sich daran erinnern - solche Zahlen 
sind immer noch eindrücklich -, daß das durch-
schnittliche Geldvermögen pro Haushalt 1991 in den 
neuen Bundesländern 19,5 Prozent von dem in den 
alten Bundesländern betrug. 

Zur Zeit der Wende, also 1989/1990, hatte der 
potentielle Selbständige kurze Zeit zwar einmal die 
Hoffnung, vom erarbeiteten Volksvermögen über 
Anteilscheine endlich etwas abzubekommen und  

dann wirtschaftlich mitentscheiden zu können - oder 
er hatte die Hoffnung, etwa durch ein Vorkaufsrecht 
beim Erwerb von Grundeigentum vor der übermäch-
tigen westlichen Konkurrenz geschützt zu werden -, 
aber diese Hoffnung wurde ja, wie wir wissen, bald 
enttäuscht. Sie wurde nicht erfüllt wegen der skepti-
schen Beurteilung in bezug auf den We rt  des Volks-
vermögens, aber auch wegen des Fernbleibens gro-
ßer Investoren aus dem Westen. 

Diese Investoren wollten natürlich ohne die Mög-
lichkeit des freien Erwerbs von Grund und Boden 
nicht kommen. Als sie dann - freilich zögerlich - ka-
men, führte das prompt zu einem Eigentumstransfer 
von Ost nach West, so daß vom Firmenvermögen der 
alten DDR für die Ostdeutschen - ich erwähne wie-
der eine eindrucksvolle Zahl - nur ganze 6 Prozent 
übrigblieben. Da die Anlage in Immobilien für die 
Westdeutschen offenbar interessanter war als die An-
lage in Produktivkapital, kam es zu einem Anstieg 
der Bodenpreise. Dieser war für die ostdeutschen 
Selbständigen eine zusätzliche Belastung. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Sehr rich

-

tig!) 

Wenn man das alles bedenkt - ich habe nur wenige 
dieser an sich bemerkenswe rten Zahlen genannt -, 
dann ist man geneigt, ein Hoheslied auf den innova-
tiven Unternehmer in den neuen Bundesländern zu 
singen, denn er ist ein wahrer Heros der Marktwirt-
schaft, sozusagen ein neuer David, der es mit Goliath 
sogar aufnimmt, ohne eine Steinschleuder zu haben. 
Zugespitzt gesagt, vollbringt er das Wunder, Kapita-
lismus ohne Kapital zu spielen. 

Ich habe an  die  Zeit der Wiedervereinigung erin-
nert, weil .angesichts der Förderbemühungen der 
Bundesregierung heute oft vergessen wird, daß es 
auch ihre damaligen Fehlentscheidungen waren, die 
uns in diese prekäre Situation gebracht haben. Die 
Bundesregierung muß mit ihrer Förderpolitik heute 
oft das zusammenflicken, was sie damals selber an 
Löchern gerissen hat. 

Bevor ich nun auf die Förderinstrumente des Bun-
des zu sprechen komme, möchte ich noch ein Wort 
zu den Banken sagen. Die Meinung ist immer noch 
verbreitet, sie müßten in der Eigenkapitalfrage doch 
helfen können. Sie können das aber hauptsächlich 
deshalb nicht, weil das Vorhandensein von Eigenka-
pital schon eine Bedingung dafür ist, von ihnen Kre-
dit zu bekommen. Sie können aber auch deshalb 
nicht helfen, weil ihnen oft der technische Sachver-
stand fehlt, um Ideen beurteilen zu können. 

Auch die allgemeine öffentliche Förderung kann 
das Eigenkapitalproblem nicht lösen - höchstens in-
direkt -, weil sie bekanntlich einen Investor voraus-
setzt, der über mindestens 50 Prozent der jeweiligen 
Investitionssumme verfügt. Die allgemeine öffentli-
che Förderung setzt also im Grunde voraus, daß das 
Eigenkapitalproblem gelöst ist. 

Nun noch etwas zu den besonderen Eigenkapital-
hilfeprogrammen des Bundes und der Länder. Wenn 
ich es recht sehe, werden nur zwei von ihnen erfolg-
reich angewandt: Beteiligungskapital für kleine 
Technologieunternehmen, BTU, und das noch junge 
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Programm FUTOUR. Hier ist demnach das BMBF 
ausdrücklich zu loben, denn das sind zwei Pro-
gramme, die aus diesem Hause kommen. Beim Betei-
ligungsfonds Ost entspricht das Antragsvolumen bei 
weitem nicht den Erwartungen. Das liegt aber nicht 
etwa am mangelnden Bedarf der Unternehmen - das 
habe ich deutlich gemacht -, sondern höchstwahr-
scheinlich am mangelnden Engagement der Haus-
banken. Darüber müßte man einmal diskutieren. Ich 
habe eine Anfrage an die Bundesregierung gerichtet, 
um zu erfahren, wie sie das einschätzt. 

Das Eigenkapitalhilfeprogramm der Deutschen 
Ausgleichsbank liefert bekanntlich kein echtes Ei-
genkapital. Auch das Eigenkapitalhilfe-Partner-
schaftsprogramm hat die Erwartungen nicht erfüllt, 
wahrscheinlich deshalb - auch ich möchte das gerne 
einmal wissen -, weil der Unternehmer bzw. sein 
Partner für das Darlehen der Deutschen Ausgleichs-
bank voll haften muß. Man müßte einmal darüber 
nachdenken, ob das zu ändern ist. Die Mittelständi-
schen Beteiligungsgesellschaften der Länder wie-
derum spielen zwar in Ostdeutschland eine bedeu-
tende Rolle, sind aber im innovativen Bereich zu we-
nig aktiv, weil sie keine risikoreichen Beteiligungen 
übernehmen dürfen. 

Zum Schluß noch etwas zu den privaten Wagnis-
kapitalgesellschaften; das Thema wurde vorhin 
schon gestreift. Sie engagieren sich in Ostdeutsch-
land nur unterproportional und scheinen sogar auf 
dem Rückzug zu sein. Es gibt da rückläufige Raten. 
Der Grund ist wieder nicht, daß es hier keine interes-
santen Projekte gäbe, sondern der Grund ist, daß der 
Betreuungsaufwand höher ist und man zur Betreu-
ung am besten vor Ort präsent sein muß. Diese Ven-
ture-capital-Gesellschaften sind jedoch in den neuen 
Ländern kaum präsent, eigentlich kenne ich nur in 
Leipzig eine, die wirklich eine bedeutende Funktion 
hat. Hauptsächlich sind sie in München. 

Die Paradoxie - um das noch einmal auf den Punkt 
zu bringen -, in der wir uns gesamtdeutsch befinden, 
besteht da rin, daß wir zwar einerseits eine Fülle von 
guten technischen Ideen und andererseits wahrlich 
auch eine Fülle von Geldkapital haben. Dennoch 
können die Ideen oft nicht - jedenfalls nicht schnell 
genug - umgesetzt werden, weil das Kapital nicht zu 
den Unternehmern findet. In diesem Schlüsselbe-
reich müssen wir zu Lösungen kommen, wenn der 
Aufschwung Ost - um den ging es mir zunächst, aber 
es ist auch ein gesamtdeutsches Problem - nicht zur 
Phrase werden soll. 

Ich habe in den Anträgen einige Vorschläge ge-
macht. Ein Teil davon - die Vorschläge sind immer-
hin schon zweieinhalb Jahre alt - ist inzwischen auf 
den Weg gebracht, ein anderer Teil noch nicht. Ich 
will das jetzt nicht noch einmal im einzelnen darle-
gen, das liegt Ihnen schon lange vor. Ich habe heute 
zu dem Antrag „Industrieforschung Ost" explizit 
nichts gesagt. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege, 
Ihre Redezeit ist schon weit überschritten. Sie müs-
sen jetzt wirklich zum Schluß kommen. 

Dr. Edelbert Richter (SPD): Gut. Dann will ich nur 
noch sagen: Das liegt einfach daran, daß ich tiefer in 
das Eigenkapitalproblem einsteigen wollte. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Erich Maaß. 

Erich Maaß (Wilhelmshaven) (CDU/CSU): Frau 
Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! 
Wenn ich den Verlauf der Debatte heute an mir vor-
beifließen sehe, bemerke ich als einer, der doch 
schon relativ lange in diesem Parlament ist: Früher 
hatten wir in vielen Punkten Grundkonsens, heute 
wird vieles durch Wahlkampfplatitüden überschattet 
und überbetont. 

Ich werde mich nicht an mein Konzept halten, son-
dern versuchen, einmal einige Punkte aufzuarbeiten. 
Vor fünf, sechs, sieben Jahren glaubte ich, daß wir 
alle den Wunsch hatten, zu versuchen, Konsens in 
der Forschungs- und Technologiepolitik hinzube-
kommen und zusammenzuführen. Deshalb ist der 
Technologierat beim Bundeskanzler gegründet wor-
den. Ich glaube, das war eine gute Einrichtung. Sich 
heute davon zu distanzieren und zu sagen, das sei 
ein elitärer Club, ist ein Nachtarocken, das uns nicht 
weiterhilft. 

Ich will einen weiteren Punkt aufgreifen: Wir ha-
ben vor Jahren das Problem gehabt, daß wir zwar un-
erhörtes Wissenspotential in den Forschungseinrich-
tungen ansammelten, aber nicht in der Lage waren, 
dieses Potential in marktreife Produkte und Gerät-
schaften umzusetzen. Jetzt haben wir das gemacht - 
dank  der Unterstützung von Jürgen Rüttgers -, mit 
Marktausgründungen etc. Jetzt läuft das; die ersten 
Früchte sind da. Und nun wird das hier wieder her

-

untergeredet. 

(Jörg Tauss [SPD]: Wahlkampf macht der!) 

- Nein, ich versuche nicht, hier Wahlkampf zu ma-
chen. 

Ich will auch auf folgendes hinweisen: Wir haben 
beispielsweise die gesamten einschlägigen Vorschrif-
ten entrümpelt und mehr Flexibilität in die Großfor-
schungseinrichtungen hineingebracht und dadurch 
die Basis dafür geschaffen, daß wir Ausgründungen 
vornehmen können. Jetzt müssen wir bitte versu-
chen, auch an den Universitäten und Hochschulen 
das Weitere zu tun. 

Aber was höre ich? Ich höre immer wieder Klagen 
von Hochschulprofessoren, die sagen: Wir müssen 
An-Institute gründen, damit wir aus der überschwap-
penden Bürokratie der Hochschulen herauskommen, 
damit wir schneller werden, flexibler werden. - Das 
sind Ansatzpunkte, auf die wir gemeinsam hinarbei-
ten können. 

Wenn Sie mir jetzt vorwerfen „Wahlkampf macht 
der", wenn Sie Jürgen Rüttgers kritisieren - natürlich 
kann man hier Statistiken heranziehen -, dann will 
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ich das einmal auf den Punkt bringen: Wenn ich 
sehe, was in dieser Woche hier im Bundeshaus gelau-
fen ist, dann sehe ich doch deutliche Unterschiede zu 
dem Bundesland, in dem die SPD zunächst allein re-
giert hat und in dem jetzt Rot-Grün regiert. Das ist 
das Land Niedersachsen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Willfried Penner [SPD]) 

- Herr Penner, ich spreche es einfach einmal an.  - 
Was  machen wir in Baden-Württemberg oder in Bay-
ern? Dort  privatisieren wir, do rt  verkaufen wir Staats-
vermögen - im Freistaat Baye rn  im Wert von 5,4 Mil-
liarden DM -, verkonsumieren dieses aber nicht, son-
dern stecken es in innovative Zukunftsprojekte in 
Forschung und Entwicklung. 

In Niedersachsen - dort  hatte die SPD zunächst ja 
die Alleinverantwortung - geschieht genau das Ge-
genteil: Dort  verstaatlichen Sie ein Unternehmen, 
dessen Arbeitsplätze nicht gefährdet sind, und bin-
den damit für die nächsten Jahre 1 Milliarde DM. 
Selbst der niedersächsische Ministerpräsident, Ger-
hard Schröder, sagt dazu: Wir werden in den näch-
sten Jahren kaum Geld haben, um Zukunftsinvesti-
tionen in Forschung und Entwicklung machen zu 
können. Das sind die Unterschiede. Das muß man 
doch bitte sehen. 

(Jörg Tauss [SPD]: Sie haben Schröder nicht 
zugehört!) 

- Ich habe Gerhard Schröder ganz genau zugehört. 
Ich kann diesen Sündenkatalog noch weiter fortfüh-
ren. In Niedersachsen hat die SPD mal Alleinverant-
wortung gehabt. 

Ich greife einen anderen Punkt auf: Wir haben in 
Niedersachsen, in Braunschweig, die einzige Groß-
forschungseinrichtung der Bundesrepublik zur Bio-
technologie. Wir alle glaubten, daß das südliche Nie-
dersachsen mit dabeisein würde, als Jürgen Rüttgers 
die große, flächendeckende Initiative der BioRegio in 
Gang setzte. Was passiert? Die Initiative geht an Nie-
dersachsen vorbei. Das muß uns doch nachdenklich 
machen, liebe Freunde. So geht es doch bitte nicht! 
Bei Ihnen sind so viele, die die Bedenkenfahne vor 
sich hertragen, weil sie sich nach wie vor in Risiken 
verstricken und damit die Chancen verpassen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Bul-
mahn? 

Erich Maaß (Wilhelmshaven) (CDU/CSU): Lassen 
Sie mich bitte im Zusammenhang fortfahren; danach, 
Edelgard, jederzeit gern. 

Es gibt manchmal auch Situationen in Niedersach-
sen, in denen wir am gleichen Strang in die gleiche 
Richtung ziehen. Aber das ist seltener geworden; das 
muß ich einfach zu bedenken geben. 

Wenn Sie hier statistisch aufgreifen, was Sie Jür-
gen Rüttgers vorhalten wollen, erinnere ich daran: 
Gerhard Schröder trat in Niedersachsen in dieser Le-
gislaturperiode mit einem riesigen Technologiepro-
gramm von 400 Millionen DM an. Was ist davon  

übriggeblieben? 23 Millionen DM. Wer im Glashaus 
sitzt, darf nicht mit Steinen werfen. Hier haben Sie 
Verantwortung; aber Sie nutzen sie nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Zuruf des Abg. 
Jörg Tauss [SPD]) 

- Mein lieber Herr Tauss, das sind ja wieder - ei der 
Tauss - Sprechblasen, die Sie da von sich geben. 
Mein lieber Freund, Niedersachsen hat die schlech-
teste Technologieförderung in Deutschland. - Der 
niedersächsische Wirtschafts- und Technologiemini-
ster lobt sogar den Bundesminister. - Ich erinnere 
zum Beispiel an die Förderung der Existenzgründer: 
Niedersachsen stellt sein Existenz- und Eigenkapital-
hilfeprogramm ein, weil der Bund so exzellente Kon-
ditionen bietet und so exzellent fördert. Das ist doch 
die Realität! Wo rt  und Tat stimmen bei Ihnen nicht 
mehr überein. 

Meine Freunde, ich nehme wieder Niedersachsen, 
Risikokapital in Niedersachsen: Unter allen Bundes-
ländern liegt Niedersachsen mit 19 Beteiligungen an 
letzter Stelle. Ich wünsche mir, daß wir, wenn wir sol-
che großen Reden in diesem Parlament halten, wie-
der zu etwas mehr Wahrhaftigkeit kommen. 

Liebe Freunde, man kann das nicht isoliert sehen 
und sagen: Hier ist allein der Bund zuständig. Nein, 
es ist unsere Aufgabe als Parlament, eine große ge-
sellschaftliche Initiative voranzutreiben. Wir müssen 
auch in unseren Köpfen endlich wieder frei werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hier sehe ich nach wie vor Defizite. Warum kann sich 
in den USA ein junger Unternehmer im Technologie-
bereich einen Flop leisten, warum kann er einmal auf 
die Nase fallen, warum kann er Pleite machen? Er 
kann etwas riskieren und neu anfangen. 

(Zurufe von der SPD) 

- Das hat doch nichts mit dem Recht zu tun. Das hat 
mit dem Denken in unseren Köpfen zu tun. Das fängt 
in unseren Köpfen an! - Wenn bei uns einer pleite 
geht, ist er für sein ganzes Leben stigmatisiert. 

(Horst Kubatschka [SPD]: Das ist das Pro

-

blem!)  

Das ist doch der Punkt, an dem wir ansetzen müssen, 
meine Freunde. 

Auch an den Hochschulen bekommt man immer 
wieder zu hören, daß junge Akademiker sagen: Wir 
werden in Deutschland erdrückt, wir gehen raus. 

Wir haben es doch auch - ich spreche mich nicht 
frei von Schuld - im Bereich der Gentechnologie er-
lebt: Wir sahen es als das größte Werk an, eines der 
besten Gentechnikgesetze der Welt geschaffen zu 
haben. Pustekuchen! Wir haben damit den Industrie-
standort Deutschland kaputtgemacht und alle Wis-
senschaft aus dem Lande getrieben. Wir mußten 
ganz schnell eine Novellierung machen, um die 
Leute zurückzuholen. Da helfen keine Lippenbe-
kenntnisse, sondern wir müssen zur Kenntnis neh-
men, liebe Freunde, daß hier gesündigt worden ist. 
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Ich wünschte mir, daß alle gesellschaftlich relevan-
ten Gruppen - Wissenschaft, Wi rtschaft, Politik und 
Gewerkschaften - überlegen - nicht miesmachen -, 
welche unerhörten Chancen wir bei dem Potential, 
über das wir in Deutschland verfügen, haben und 
wie wir die Zukunft gemeinsam gestalten können. 
Dazu können auch Sie Ihren Beitrag leisten. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P. - Jörg Tauss [SPD]: 
Sprechblasen!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Bulmahn, 
möchten Sie jetzt eine Kurzintervention machen? 

(Edelgard Bulmahn [SPD]: Ja!) 

- Bitte. 

Edelgard Bulmahn (SPD): Lieber Kollege E rich 
Maaß, Sie haben an den Anfang Ihrer Rede gestellt, 
daß Sie keinen Wahlkampf machen wollen, aber ge-
nau das haben Sie getan. Sie haben zwar keinen 
Bundestagswahlkampf gemacht, dafür aber einen 
niedersächsischen Wahlkampf. Deshalb werde ich 
einige Punkte richtigstellen. 

Erstens. Das Land Niedersachsen hat seine For-
schungs- und Entwicklungsausgaben und seine Aus-
gaben für die Hochschulen im Vergleich zur Bundes-
republik Deutschland stärker erhöht, obwohl die 
Bundesrepublik um ein Viertel gewachsen ist. 

Zweitens. Das Land Niedersachsen hat sein For-
schungs- und Entwicklungspotential in den For-
schungs- und Entwicklungseinrichtungen, die öffent-
lich finanziert werden, also Hochschulen und außer-
universitären Forschungseinrichtungen, im Gegen-
satz zur Bundesregierung nicht verringert, sondern 
es gibt Personalzuwächse. 

Drittens. Niedersachsen hat die höchste Zahl von 
Existenzgründungen in der Bundesrepublik 
Deutschland. Sie werden das feststellen, wenn Sie 
die Pressemitteilungen des gestrigen Tages nachle-
sen. 

Dies alles einfach ins Gegenteil umzukehren oder 
unter den Tisch fallen zu lassen ist nicht nur nicht 
korrekt, sondern auch in einer Wahlkampfauseinan-
dersetzung nicht zulässig. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Sie möchten 
antworten? - Bitte. 

Erich Maaß (Wilhelmshaven) (CDU/CSU): Liebe 
Freunde, ich will nicht in den Niedersachsen-Dialog 
eingreifen, aber eines stimmt doch: Der Kahlschlag, 
der an den Hochschulen vorgenommen wurde, hat 
auch den Präsidenten der Hochschulrektorenkonfe-
renz veranlaßt, zu sagen: Um Gottes Wi llen, wir ver-
sündigen uns an der Zukunft. Einige sozialdemokra-
tische Hochschuldozenten haben gesagt: Natürlich 
ist das ein Beitrag, damit wir mehr Aktivitäten und 
mehr Energien an unseren Hochschulen umsetzen 
können. 

Ich stelle leider fest, daß in den letzten Wochen ge-
rade aus Niedersachsen fatale, falsche Signale gege-
ben wurden. Ich muß sagen: Wenn wir im Rahmen 
der Preussag-Debatte - diese gab es in dieser Woche 
- Signale senden, daß wir ausländische Investoren 
lieber aus dem Feld schlagen und statt dessen ver-
staatlichen, dann senden wir die falschen Signale für 
Europa. Damit schaden wir unserem Standort, auch 
dem Wissenschafts- und Wirtschaftsstando rt ; denn 
dann hat keiner mehr Interesse daran, nach Nieder-
sachsen zu kommen. Das ist doch die Realität! 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Horst Kubatschka. 

Horst Kubatschka (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Forschungsfamilie mit Gästen! Ich 
habe in meinem Redemanuskript des öfteren zwei 
Wörter aufgeschrieben und immer wieder durchge-
strichen, und zwar die Wörter: „nachdenkliche De-
batte". Ich muß sagen, teilweise haben wir eine 
nachdenkliche Debatte geführt, und ich glaube, 
daran werden wir gemessen. 

Aber Sie, Herr Minister Rüttgers, haben hier für 
das Bierzelt geübt. Die bayerischen Standards haben 
Sie aber nicht erreicht. Ich bitte doch, hier nicht wei-
ter zu trainieren. Das schadet der Sache. 

Herr Mayer, zu Ihnen: Sie kultivieren fleißig Ihre 
Vorurteile. 

(Dr. Martin Mayer [Siegertsbrunn] [CDU/ 
CSU]: Was kriege ich von Ihnen für eine 

Note, Herr Studienrat?) 

Ich würde Ihnen raten, neue Ideen einzuführen; 
denn für Ihre bisherigen Reden, die ich kenne, be-
kommen Sie keinen Innovationspreis. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unsere Enkel 
werden uns in 50 Jahren verfluchen, werden den 
Stab über uns brechen, wenn wir jetzt nicht handeln. 
Die Bundesregierung handelt für mich nicht ent-
schieden genug. Wir müssen eine nachhaltige, zu-
kunftsverträgliche Entwicklung einleiten. 

Der Bundesregierung fehlt ein Gesamtkonzept für 
eine Politik der nachhaltigen Entwicklung, in das die 
Forschungs- und Technologiepolitik eingebunden 
ist. Es fehlen langfristig verläßliche Rahmenbedin-
gungen, die eine ökologische Orientierung der For-
schungs- und Entwicklungsanstrengungen in Wis-
senschaft und Wirtschaft fördern und Planungssi-
cherheit für Investitionen von Unternehmen und Ver-
brauchern schaffen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unsere Enkel 
werden uns daran messen, ob wir damit anfangen, 
unsere Produktionsweisen und Dienstleistungen auf 
Nachhaltigkeit, auf Zukunftsfähigkeit umzustellen. 
Wir müssen damit beginnen, in Kreisläufen zu den-
ken und zu handeln. Die Umstellung auf eine Kreis-
laufwirtschaft für Produktion und Dienstleistung 
wird viele Jahrzehnte dauern; das ist ein langwieri-
ger Prozeß. 
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Dies bedeutet in der Praxis: Wir müssen Ressour-
cen schonen und abfallarm wirtschaften, eine stetige 
Erhöhung der Stoff- und Materialproduktivität errei-
chen, eine massive Effizienzsteigerung in der Ener-
gieversorgung einleiten, der Solarwirtschaft zum 
Durchbruch verhelfen und die Verkehrssysteme um-
weltgerecht und energiesparend umgestalten. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese zukünftige Entwicklung erfordert ein neues 
Leitbild von Forschung und Entwicklung. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir brauchen 
eine Forschungs- und Innovationspolitik, die die Si-
cherung der natürlichen Lebensgrundlagen, den Er-
halt der wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit, aber 
auch - das ist genauso wichtig - die gerechte Vertei-
lung von Arbeit, Einkommen und Lebenschancen als 
gleichrangige Ziele verfolgt. 

Entgegen allen Bekundungen verfolgt die Bundes-
regierung diese Ziele nicht. Nach wie vor ist eine er-
kennbare Umorientierung der Forschungspolitik auf 
das Kriterium „Nachhaltigkeit" nicht eingeleitet wor-
den. Im Gegenteil: Der um 52 Millionen DM gekürzte 
Mittelansatz bei der nichtnuklearen Energiefor-
schung - von 290 Millionen DM auf 238 Millionen 
DM im Jahre 1997 - hat dazu geführt, daß es neue 
Bewilligungen im Jahre 1997 praktisch nicht gege-
ben hat. Noch immer liegen die Ausgaben für er-
neuerbare Energien deutlich unter denen für Ke rn

-energieforschung. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Bauwirtschaft 
und das Bauhandwerk brauchen dringendst Impulse. 
Die IG Bau hat ermittelt, daß die Verdreifachung des 
heutigen Anteils der erneuerbaren Energien in der 
Europäischen Union zu 2 Millionen neuen Arbeits-
plätzen führt. Im Baubereich würde das 800 000 neue 
Stellen bedeuten. Damit würden wir Arbeit und nicht 
Arbeitslosigkeit finanzieren - und ein Schritt zur 
Nachhaltigkeit wäre getan. 

(Beifall bei der SPD) 

Eine konsequente Effizienz- und Solarstrategie 
löst Innovationen auf breiter Front aus. Energiespar- 
und Solartechnologien sind echte Problemlösungs-
technologien und nicht - wie die End-of-pipe-Tech-
nologien - Problemverlagerungstechnologien, Solar-
technologien und Energiespartechniken sind eine 
gute Vorbereitung auf die Weltmärkte der Zukunft. 

(Beifall bei der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Forschen und 
Entwickeln ist die eine Seite der Medaille, den neuen 
Erkenntnissen zum Durchbruch auf dem Markt zu 
verhelfen ist die andere. Dafür muß eine gezielte 
Markteinführungspolitik bet rieben werden. 

Das Ministerium für Bildung, Wissenschaft, For-
schung und Technologie muß aufgewertet werden. 
Die neuen Erkenntnisse, das neue Wissen muß in In-
novationen umgesetzt werden. Dazu ist ein Innovati-
onsministerium erforderlich. Dieses muß die notwen-
digen Marktstrategien entwickeln und den Innova-
tionen eine Chance geben. Wir dürfen nicht Wissen, 
sondern müssen Produkte exportieren. 

Dazu ein Negativbeispiel - nicht das berühmte Bei-
spiel Telefax -, damit Sie, Herr Mayer, etwas Neues 
zu begreifen haben: Das Ministe rium förderte mit 
30 Millionen DM die Hochgeschwindigkeitsbearbei-
tung im Werkzeugmaschinenbau. Diese Erkennt-
nisse wurden jedoch nicht in Deutschland in Arbeits-
plätze umgesetzt, sondern in Japan. Japan ist heute 
in dieser Technologie führend. Man schätzt, daß we-
gen des Technologiesprunges der Japaner in 
Deutschland 30 000 Arbeitsplätze verlorengegangen 
sind. Bei uns wurden die Erkenntnisse erarbeitet, 
und die Japaner haben diese umgesetzt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zur Zeit wer-
den die Forschungseinrichtungen „auf schlank" ge-
trimmt. Stellenkürzungen müssen her, so nach dem 
Modell Rasenmäher. So soll zum Beispiel die Max-
Planck-Gesellschaft bis zum Jahre 2000 740 Planstel-
len abbauen, ohne Rücksicht auf die Inhalte und For-
schungsschwerpunkte. Das Ergebnis: Der Nach-
wuchs steht draußen vor der Tür. Wir bilden die jun-
gen Wissenschaftler aus; im Zuge des Generationen-
vertrages werden erhebliche Mittel dafür aufgewen-
det. Aber: Bei uns haben sie dann auf dem Arbeits-
markt nur eine geringe Chance. Die Industrie hält 
sich zurück, die Forschungseinrichtungen des Bun-
des können sie nicht brauchen. Der Wissenstransfer 
ist gefährdet. Bekanntlich findet dieser vor allem 
über die Köpfe der Nachwuchswissenschaftler statt. 
Herr Kollege Laermann, da stimmen wir überein: 
Hier müssen wir etwas machen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Deutschlands 
technologische Leistungsfähigkeit muß angezweifelt 
werden. Die Ausgaben für Forschung und Entwick-
lung stagnieren; sie liegen gerade einmal bei 2,3 Pro-
zent des Bruttoinlandsprodukts. Forschungs- und 
Entwicklungsinvestitionen führen bei uns nicht zu 
mehr Arbeitsplätzen. Deutschland hat bei den wis-
sensintensiven Dienstleistungen einen großen Nach-
holbedarf. 

Bei den Zukunftsbranchen ist nicht alles Gold, was 
glänzt. In der Biotechnologie liegt der Patentspitzen-
reiter Deutschland weit hinter den USA zurück. In 
der Mikroelektronik und der Multimediabranche 
„schwimmt Deutschland im weltweiten Trend mit", 
ohne nennenswert aufzuholen. 

Die Forschungs- und Technologiepolitik dieser 
Regierung ist zu stark technikzentriert und auf kon-
ventionelle Themen ausgerichtet. Aus diesen Grün-
den werden wir Sozialdemokraten und Sozialdemo-
kratinnen den Haushalt des Bildungs- und For-
schungsministeriums nach der gewonnenen Bundes-
tagswahl deutlich aufstocken und die richtigen 
Schwerpunkte für eine auf Nachhaltigkeit orientierte 
Innovations- und Forschungspolitik setzen, 

(Beifall bei der SPD) 

die mit innovativen Produkten und intelligenten 
Dienstleistungen neue Arbeitsplätze schafft und die 
vorhandenen Arbeitsplätze sichert. 

Weil ich sozusagen der Libero meiner Fraktion bin, 
möchte ich zum Schluß den Wissenschaftlern und 
Forschern für ihre Leistungen danken und sie auffor- 
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dem, so weiterzumachen. Zudem möchte ich den 
Nachwuchs bitten, nicht zu resignieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, die größte 
und beste Innovation für Deutschland wäre der Re-
gierungswechsel. 

Ich danke Ihnen fürs Zuhören. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Hans-Otto Schmiedeberg. 

Hans-Otto Schmiedeberg (CDU/CSU): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Kollege Kubatschka, gerne ginge ich 
auf Ihren energiepolitischen Beitrag ein; aber ich 
möchte mich in meinem Beitrag auf die Industriefor-
schung in den neuen Ländern konzentrieren. Das ist 
meines Erachtens eine ganz wichtige Sache, die wir 
in den nächsten Jahren intensiv verfolgen werden. 
Aber eines lassen Sie mich Ihnen sagen: Wenn Sie in 
Kreisläufen denken, dann müssen Sie berücksichti-
gen, daß Sie immer wieder an Ihren Ausgangspunkt 
zurückkommen. Das haben Sie mit Ihrem Redebei-
trag gerade bewiesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Umfang 
und Leistung von Forschung und Entwicklung bei 
kleinen und mittelständischen Betrieben sind ent-
scheidend für den Aufbau einer wettbewerbsfähigen 
ostdeutschen Industrie. Die Wirtschaftsstruktur in 
den neuen Bundesländern ist fast ausschließlich 
durch kleine und mittelständische Bet riebe gekenn-
zeichnet. Dieser Struktur hat sich die ostdeutsche In-
dustrieforschung in den vergangenen Jahren ange-
paßt. So arbeiten fast 90 Prozent des FuE-Personals 
in Betrieben mit weniger als 500 Beschäftigten. Die 
Hälfte des FuE-Personals der kleinen und mittelstän-
dischen Betriebe arbeitet in der externen Industrie-
forschung, den sogenannten Forschungs-GmbHs. 
Die Forschungslandschaft im Bereich der Indust rie 
unterscheidet sich also gravierend von der in den al-
ten Bundesländern, so daß für deren Entwicklung 
spezielle Programme in den letzten Jahren auf den 
Weg gebracht werden mußten. 

Auch im achten Jahr der deutschen Einheit befin-
den sich die forschungsintensiven Bereiche der Indu-
strie in den neuen Ländern in einer noch unbefriedi-
genden Situation. Die Eigenkapitaldecke der meisten 
ostdeutschen Unternehmen ist nach wie vor so 
schwach, daß sie nicht in der Lage sind, Forschung 
und Entwicklung im notwendigen Umfang mit eige-
nen Mitteln zu finanzieren. Dies führte in den ersten 
Jahren zu einem gefährlichen Abbau der Ausgaben 
im Bereich Forschung und Entwicklung. 

(Jörg Tauss [SPD]: Dann stimmen Sie doch 
unseren Anträgen zu!) 

- Kollege Tauss, Sie haben vielleicht gar nicht be-
merkt, daß wir heute einen gemeinsamen Antrag vor-
gelegt haben. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Horst Kubatschka [SPD]: 

Dann stimmen Sie also zu!) 

Ein Vergleich dieser Ausgaben mit denen in den 
alten Bundesländern macht deutlich, daß gerade auf 
diesem Gebiet bei den Bet rieben in den neuen Län-
dern noch ein enormer Nachholbedarf besteht. Wäh-
rend in den alten Bundesländern annähernd 5 Pro-
zent des gesamten Personals Forschung und Ent-
wicklung betreiben, liegen die neuen Länder mit nur 
2,5 Prozent auf halbem Niveau. Deshalb ist die Un-
terstützung der ostdeutschen Industrieforschung 
auch in den nächsten Jahren aus unserer Sicht durch 
direkte und gezielte Zuschüsse erforderlich. 

Die staatliche Förderung muß sich ganz besonders 
daran orientieren, daß die Unternehmen Produkte 
mit einer überlegenen Qualität zu kostendeckenden 
Preisen auf den Märkten anbieten können. Langfri-
stig geht es auf keinen Fall um die Unterstützung sol-
cher Unternehmen, deren Wettbewerbsvorteil auf 
den deutschen und internationalen Märkten aus-
schließlich auf Kostenvorteilen der staatlichen Förde-
rung basiert. 

Die jungen Unternehmer in den neuen Ländern 
müssen in bereits verteilte Märkte eindringen. Sie 
müssen den Kunden mit besseren Leistungen dazu 
bewegen, sich aus langfristigen Lieferbeziehungen 
zu verabschieden. Es bleibt deshalb unsere Aufgabe, 
diese Unternehmen bei der Innovation zu unterstüt-
zen, so daß sie neue Märkte erschließen können. Für 
die Entwicklung eines innovativen Mittelstandes ist 
die verstärkte Wiederansiedlung von FuE in den klei-
nen und mittelständischen Bet rieben eine unabding-
bare Voraussetzung. 

Dabei werden folgende Absichten verfolgt: Die 
kleinen und mittelständischen Bet riebe müssen 
selbstverständlich einen eigenen Beitrag zu ihren In-
novationen leisten. Vor allem müssen sie mehr als 
bisher eine intensive Kooperation mit der übrigen 
Forschungslandschaft in ganz Deutschland - also 
nicht nur in den neuen Bundesländern - anstreben 
und betreiben. 

Die Ansiedlung von Forschung und Entwicklung in 
den Betrieben wurde bisher durch zwei spezielle 
Förderprogramme unterstützt. Das eine ist das Pro-
gramm „Personalförderung Ost" des BMWi, das an-
dere das Programm „Personalzuwachsförderung in 
der Wirtschaft" des BMBF. Das BMBF-Programm 
läuft aus, während das BMWi-Programm eine Lauf-
zeit bis zum Jahre 2001 hat. 

Der gemeinsame Antrag von CDU/CSU, F.D.P. und 
SPD - die SPD hat sich uns angeschlossen, was ich 
gut finde; ich wünschte, sie würde es in vielen ande-
ren Politikbereichen auch machen, weil es uns dann 
besser ginge - 

(Beifall bei der CDU/CSU - Horst 
Kubatschka [SPD]: Wer hat sich hier wem 

angeschlossen?) 
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zielt deshalb in die Richtung, durch ein Bündel von 
Maßnahmen die Unterstützung der ostdeutschen In-
dustrieforschung zu verstetigen. Es ist deshalb erfor-
derlich, die BMWi-Programme „Personalförderung 
Ost" und „Marktvorbereitende Industrieforschung" 
fortzuführen und finanziell angemessen auszustat-
ten. Das gleiche gilt für die BMBF-Programme 
„FUEGO" und „FUTOUR", welche die Beschleuni-
gung des Transfers von Forschungsergebnissen und 
die Förderung besonders innovativer und risikorei-
cher Existenzgründungen beinhalten. 

Herr Kollege Richter, Sie kritisierten hier insbeson-
dere die ganz schwierige Situation der Existenzgrün-
der in den neuen Bundesländern. Ich verweise hier 
noch einmal deutlich auf das Programm „FUTOUR" 
Jemand, der in den neuen Bundesländern eine Idee 
hat, braucht kein Kapital, da dieses Programm eine 
Förderung in Höhe von bis zu 80 Prozent von der 
Idee bis hin zur Markteinführung ermöglicht. Es ist 
ein hervorragendes Programm. Wichtig ist natürlich, 
dieses Programm in den neuen Ländern weiterhin 
bekannt zu machen, damit noch mehr Unterneh-
mensgründer es in Anspruch nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In der Anhörung vor dem Bund-Länder-Arbeits-
kreis „Innovationszulage" im Januar dieses Jahres 
haben sich die Sachverständigen überwiegend ge-
gen die Ablösung des bisherigen PFO-Programms 
durch eine Innovationszulage ausgesprochen. Trotz-
dem sollten wir nach Möglichkeiten einer personel-
len Innovationszulage suchen, zumal eine solche In-
novationszulage die Vorteile des Rechtsanspruchs 
wie auch der Planungssicherheit beinhaltet. Da bin 
ich mir der Problematik der Abgrenzung und auch 
der Verhinderung von Mitnahmeeffekten bewußt. 

Daß es sich lohnt, Technologieunternehmen zu un-
terstützen, belegt auch die neueste Studie der Tech-
nologiebeteiligungsgesellschaft der Deutschen Aus-
gleichsbank. Wenn ich sie in einen Satz zusammen-
fassen muß, dann kann man sagen: Technologieun-
ternehmen schaffen Arbeitsplätze. Dazu einige Zah-
len: Mit einem Durchschnittsalter von nur knapp vier 
Jahren beschäftigte jedes Unternehmen 1997 durch-
schnittlich 23 Personen. Gegenüber 1996 gab es hier 
einen Zuwachs von fünf Arbeitskräften pro Bet rieb. 
Auch 1998 sollen laut Umfrage neue Arbeitsplätze 
geschaffen werden. Es ist mit einem Zuwachs von 
ungefähr 30 Prozent auf somit 30 Beschäftigte zu 
rechnen. 

Verglichen mit 1997 erwarten annähernd 40 Pro-
zent der befragten Unternehmen für 1998 eine Ver-
besserung der allgemeinen wi rtschaftlichen Lage. 
Besonders optimistisch sehen die Unternehmen der 
Biotechnologie und der Softwarebranche die wirt-
schaftliche Zukunft. Hier rechnen ungefähr 80 Pro-
zent mit einer weiteren Verbesserung ihrer Lage. 
Ebenfalls positiv schätzen die Unternehmen aus den 
Bereichen Kommunikation und Lasertechnologie 
ihre Zukunftsaussichten ein. 

Meine Damen und Herren, die Ergebnisse dieser 
Umfrage bestätigen, daß die Art und Weise der För-
derung richtig ist. Sicherlich wäre es wünschenswert, 

die finanzielle Ausstattung dieser Programme zu er-
weitern. In Anbetracht der aktuellen Haushaltslage 
bin ich jedoch der festen Überzeugung, daß die For-
schungsförderungsprogramme sowohl des BMBF als 
auch des BMWi ein Maximum an Förderung unter 
den gegebenen Bedingungen bewirken. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Parlamentarische Staatssekretär Kolb. 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Kollege Kubatschka hat 
seine Rede mit der Begrüßung „Liebe Forschungsfa-
milie mit Gästen!" begonnen. Gestatten Sie deswe-
gen, daß ich zu dieser forschungs- und innovations

-

politischen Debatte auch einige Beiträge aus wirt-
schaftspolitischer Sicht leiste, wobei ich der Meinung 
bin, daß die Wirtschaftspolitik, gemessen an ihren 
Beiträgen, insbesondere auch Finanzbeiträgen, mehr 
als nur Gaststatus in dieser Debatte haben sollte. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Jawohl! - Horst 
Kubatschka [SPD]: Wir sind offen! Zu uns 

kann sich jeder zählen!) 

Innovationen sind die Basis unserer Zukunft. Das 
hat, wenn ich das hier richtig verfolgt habe, inzwi-
schen auch die Opposition erkannt. Ihre Vorwürfe, 
wir seien auf diesem Gebiet nicht aktiv genug, gehen 
allerdings ins Leere. Das zeigt - Frau Kollegin Bul-
mahn, ich bleibe dabei - auch die jüngste erfreuliche 
Entwicklung in diesem Bereich. Im Welthandel mit 
forschungsintensiven Gütern hat Deutschland auf ge-
holt. Wenn ich mir dies im Bundesbericht Forschung 
1996 im Tabellenanhang auf Seite 624 ansehe, so ist 
festzustellen, daß im Zeitraum zwischen 1989 und 
1993 ein Rückgang stattgefunden hat. Aber Sie fin-
den auch eine Fußnote, in der steht, daß ab 1991 ge-
samtdeutsche Zahlen zugrunde gelegt werden und 
diese deswegen mit den Vorjahreswerten nicht unbe-
dingt vergleichbar sind. Unabhängig davon ist wich-
tig, daß wir seit 1993, also seit der Zeit, seit der wir 
die Standortdebatte führen, eine kontinuierliche Auf-
wärtsbewegung haben. 

Auch was den Anteil forschungsintensiver Bran-
chen an der gesamtwirtschaftlichen Wertschöpfung 
anbelangt, ist festzustellen, daß er höher als in den 
USA ist. Wir haben in Deutschland einen Anteil von 
12,1, in Japan von 11,7 und in den USA von 7,9 Pro-
zent. Bei den Weltmarktpatenten liegt Deutschland 
wieder an der Spitze. Auch hierauf haben Sie über 
einen längeren Zeitraum Ihre Argumentation aufge-
baut. Aber nehmen Sie einmal die Abbildung 4.3. Sie 
sehen deutlich, daß wir nur 1989 - dies eben auch ei-
nigungsbedingt - einen Bruch hatten. Seitdem zeigt 
die Entwicklung aber wieder deutlich aufwärts. In 
der Graphik sind die Triate, Patente, je Million Be-
schäftigte dargestellt. Es ist klar, daß auf Grund der 
gestiegenen Zahl von Beschäftigten in Deutschland 
in 1989 ein Bruch erfolgen mußte. 
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Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Staatsse-
kretär, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Mosdorf? 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wi rtschaft: Ja, selbstverständlich. 

Siegmar Mosdorf (SPD): Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie dem Hohen Haus bestätigen, daß die Lei-
stungsbilanz bei Hochtechnologieprodukten noch 
immer defizitär ist und daß die Defizite in diesem Be-
reich sogar steigen, weil zwischen Patenten und Um-
setzung natürlich noch etwas liegt? 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Kollege Mosdorf, nach 
den Erfahrungen und den Argumentationen der Kol-
legin Bulmahn bin ich vorsichtig geworden, was Un-
terstellungen von seiten der SPD anbelangt. Ich will 
das gerne prüfen. Ich habe die Zahlen hier nicht prä-
sent. Ich will Ihnen, wenn Sie das wollen, darauf 
schriftlich antworten. 

(Zuruf des Abg. Siegmar Mosdorf [SPD]) 

- Alle Leistungsbilanzzahlen, insbesondere wenn Sie 
es dann noch ein bißchen spezialisieren, hat man na-
türlich nicht im Kopf. Ich bitte um Nachsicht. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Gestatten Sie 
auch eine Zwischenfrage der Kollegin Bulmahn? 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Ich gestatte auch eine 
Zwischenfrage der Kollegin Bulmahn. Das muß ich 
ja, nachdem ich Sie direkt angesprochen habe. 

Edelgard Bulmahn (SPD): Ist Ihnen die Leistungs-
bilanz - ich habe sie dabei - bekannt? 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Wenn Sie sie haben, 
dann ist das doch gut! Dann geben Sie sie 

ihm doch!) 

- Herr Kolb kennt sie offensichtlich nicht. 

Ich nenne noch einmal die Zahlenreihe. Sie haben 
gerade auf die Welthandelsanteile der OECD-Länder 
in bezug auf FuE-intensive Bereiche hingewiesen. In 
diesem Zusammenhang haben Sie einen Vergleich 
angeführt, der die Tatsache, daß es sich ab 1990 um 
Gesamtdeutschland handelte, nicht berücksichtigte. 
Ich frage Sie also, ob Sie folgende Zahlen vorliegen 
haben: 1989 betrug der Anteil Deutschlands 19,0 Pro-
zent, 1990 - das gilt bereits für Gesamtdeutschland -
19,1 Prozent, 1991 18,2 Prozent, 1992 18,6 Prozent, 
1993 16,2 Prozent - das war das absolute Tief -, 1994 
16,7 Prozent und 1995 17,1 Prozent. Das heißt, meine 
Aussage „minus 2 Prozent" trifft zu. 

Es ist nicht zulässig, einen absoluten Tiefpunkt 
zum Maßstab zu nehmen. Vielmehr muß man die 
Reihe betrachten. Wenn man das tut, stellt man fest, 
daß wir uns eben nicht auf dem Stand unmittelbar 
nach der Einigung Deutschlands befinden, sondern 
noch eine Menge nachzuholen haben. Diese Tatsa

-

che kann man einfach nicht ignorieren. Von daher: 
Betrachten sie doch bitte die Reihe! 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Was war jetzt Ihre Frage, 
Frau Kollegin Bulmahn? 

(Heiterkeit bei der F.D.P. und der CDU/ 
CSU) 

Edelgard Bulmahn (SPD): Ob Ihnen die Reihe be-
kannt ist, Herr Kolb. - Offensichtlich nicht. 

(Jörg Tauss [SPD]: Ob Sie sich die Zahlen 
merken können!) 

- Genau: ob Sie bereit sind, sich die Zahlen für die 
Zukunft zu merken. 

Dr. Heinrich L. Kolb, Pari. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Frau Kollegin Bulmahn, 
ich habe mich auf die Debatte natürlich gut vorberei-
tet. Ich habe den Bericht dabei, ich habe auch die 
Seite 76 aufgeschlagen. Ich kann Ihnen bestätigen: 
Sie haben die Zahlen richtig vorgelesen. Es bleibt bei 
dem, was ich gesagt habe: Ab 1993 - dem Zeitpunkt, 
ab dem wir die Standortdebatte so intensiv führen - 
gibt es einen deutlichen Aufwärtstrend. Wir brau-
chen gar nicht darüber zu streiten, daß es in 1991/92 
einen starken Bruch gab. Ab 1993 zeigt die Entwick-
lung deutlich nach oben. Das zeigt: Wir sind mit un-
serer Forschungs- und Innovationspolitik auf einem 
guten Weg. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Bundesregie-
rung unterstützt die Forschungs- und Innovations

-

entwicklung mit einer Doppelstrategie für mehr In-
novationsdynamik. Zum einen verbessern wir die 
Rahmenbedingungen für innovative Unternehmen, 
zum anderen haben wir konkrete Maßnahmen ent-
wickelt, die die Gründung technologieorientierter 
Unternehmen fördern, die die Innovationsfähigkeit 
mittelständischer Unternehmen stärken und die 
neue Technologiefelder erschließen. 

Wir haben damit innovationspolitische Akzente ge-
setzt, von denen ich als Mittelstandsbeauftragter der 
Bundesregierung nur einige wenige aufgreifen 
möchte: Erstens - ergänzend zu dem, was Minister 
Rüttgers hier gesagt hat -: Die Kultur der Selbstän-
digkeit wird weiter ausgebaut. Der Kollege Schily ist 
nicht mehr hier, aber vielleicht kann er es im Proto-
koll nachlesen: Die Selbständigenquote ist in den 
letzten Jahren, seit 1982, in der Tat wieder angestie-
gen. Heute haben wir eine Selbständigenquote von 
8,9 Prozent. Das ist zugegebenermaßen etwas weni-
ger als Ende der 50er/Anfang der 60er Jahre - da-
mals betrug sie 14 Prozent -, aber das unterstreicht 
nur, wie wichtig es ist, daß wir auf dem Feld der Exi-
stenzgründungen voranschreiten, auch und gerade 
aus Gründen der Beschäftigung. 

Übrigens haben 1997 rund 500 000 Mitbürger den 
Sprung in die Selbständigkeit gewagt. Das Problem, 
wenn man es denn so nennen darf, ist, daß im glei-
chen Zeitraum 430 000 Existenzen liquidiert - nur ein 
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Teil von ihnen ist in Konkurs gegangen - worden 
sind. Wenn wir uns hier über Selbständigkeit unter-
halten, müssen wir auch fragen, wie der Saldo - die 
Nettogröße: Unternehmensgründungen pro Jahr - 
deutlich stabilisiert und gesteigert werden kann. 

Wir fördern die Selbständigkeit durch eine Reihe 
von Maßnahmen: Wir unterstützen mit gut 2 Milliar-
den DM mittelständische Unternehmen im Rahmen 
des EigenkapitalhilfeProgramms. Im Rahmen des 
ERP-Innovationsprogramms haben wir 1,5 Milliarden 
DM zur Verfügung, um Unternehmen bei der Lösung 
ihrer Innovationsfinanzierung zu helfen. Mit dem von 
uns gestarteten Beteiligungsfonds Ost leisten wir ei-
nen wichtigen Beitrag zur Verbesserung der Eigen-
kapitalsituation. Und: Die verbesserten Rahmenbe-
dingungen werden ergänzt durch spezifische Förder-
maßnahmen wie das Beteiligungsprogramm für tech-
nologieorientierte Unternehmen, dessen Volumen al-
lein im letzten Jahr um rund 50 Prozent gestiegen ist. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, man muß also 
ganz deutlich sehen: Es gibt einen direkten Zusam-
menhang zwischen der Ausstattung mit Eigenkapital 
und der Innovationsfähigkeit eines Unternehmens. 
Deswegen ist es so wichtig und richtig, daß wir hier 
einen Schwerpunkt setzen. 

All diese finanziellen Fördermöglichkeiten werden 
aber allein nicht ausreichen, weil der Schritt zur 
Selbständigkeit in den Köpfen anfangen muß. 
Deutschlands Hochschulen - um es so drastisch zu 
sagen - produzieren zuwenig Unternehmer. Fast je-
der zweite Hochschulabsolvent - über 40 Prozent - 
versucht beim Staat unterzukommen. Nur jeder 
zehnte wagt den Schritt in die Selbständigkeit. 

(Jörg Tauss [SPD]: Wie bei der F.D.P.! Da 
kommen 60 Prozent zum Staat!) 

Deswegen brauchen wir auch eine neue Wissen-
schaftskultur der Selbständigkeit. 

Die Bundesregierung hat hier gehandelt. Ich habe 
eine Initiative zur Errichtung von Existenzgrün-
dungslehrstühlen und Lehrstühlen für Betriebsfüh-
rung in mittelständischen Unternehmen an deut-
schen Hochschulen ins Leben gerufen und - das 
kann man aus heutiger Sicht sagen - voll ins 
Schwarze getroffen. An verschiedenen Hochschulen 
in den alten und den neuen Bundesländern laufen 
die Vorbereitungen auf Hochtouren. Es gibt mittler-
weile an der p rivaten European Business School ei-
nen ersten Lehrstuhl. Der Vorlesungsbetrieb wird im 
nächsten Semester aufgenommen. Wir sind dabei, in 
Witten-Herdecke, in Berlin, in Dresden, in Karlsruhe, 
in Köln, in Magdeburg und in Mannheim entspre-
chende Lehrstühle vorzubereiten. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und 
der CDU/CSU) 

Unser Ziel, flächendeckende Aktivitäten für Exi-
stengzründungslehrstühle anzustoßen, haben wir da-
mit schon fast erreicht. Es vergeht kaum ein Monat, 
in dem wir nicht neue Anfragen seitens der Hoch-
schulen, aber auch seitens potentieller Sponsoren er-
halten. Das zeigt: Wir sind auf gutem Wege, die Kul

-

tur der Selbständigkeit auch in den Köpfen zu veran-
kern. 

Ich fasse mich jetzt etwas kürzer. 

Zweitens. Die Brücke zwischen Grundlagenfor-
schung und angewandter Forschung wird weiter ge-
stärkt. Die industrielle Gemeinschaftsforschung mit 
ihren über 100 Forschungsvereinigungen hilft Mei-
nen und mittleren Unternehmen, gemeinsam anwen-
dungsorientierte Grundlagenforschung durchzufüh-
ren. In diesem Jahr werden neben den 1400 laufen-
den Projekten zirka 350 Projekte neu gestartet. 

Drittens. Der Aufbau und die Sicherung der For-
schungskapazitäten in Ostdeutschland wird fortge-
setzt und weiter beschleunigt. Der Prozeß der Um-
strukturierung und des Neuaufbaus ist gut vorange-
kommen. Die Bundesregierung und die neuen Län-
der haben seit 1991 rund 6,6 Milliarden DM für die 
ostdeutsche Industrieforschung bereitgestellt, davon 
das Bundeswirtschaftsministerium 2,2 Milliarden 
DM. 

Mit 20 Agenturen für Technologietransfer und In-
novationsberatung sowie mit 13 technologiespezifi-
schen Transferzentren in den neuen Bundesländern 
beschleunigen wir die Umsetzung neuer Ideen. Mit 
dem technologieorientierten Besuchsprogramm TOP 
fördern wir den Technologieaustausch auf Unterneh-
mensebene. 

Aber trotz dieser unbestreitbaren Erfolge sieht die 
Bundesregierung weiteren Handlungsbedarf. Des-
wegen sind die FuE-Maßnahmen integraler Bestand-
teil des im Mai letzten Jahres beschlossenen mittelfri-
stigen Förderkonzepts für die neuen Länder. Damit 
sind die forschungs- und innovationspolitischen Wei-
chen für den Aufbau Ost bis zum Jahr 2004 gestellt. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluß. 
Die Bundesregierung setzt auf einen breiten Ansatz 
der Innovationspolitik, der ganz entscheidend auf die 
Schaffung und Nutzung unternehmerischer Hand-
lungsspielräume zielt. Es ist zuallererst Aufgabe der 
Unternehmen, die Märkte von morgen zu suchen. 
Der Staat kann hierbei nur Hilfestellung leisten. Ge-
nau dies haben wir getan, und genau dies werden 
wir auch künftig konsequent weiter tun. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Danke schön. 
Ich schließe damit die Aussprache, und wir kommen 
zu den Abstimmungen. 

Zunächst zur Beschlußempfehlung des Ausschus-
ses für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technolo-
gie und Technikfolgenabschätzung zum Bundesbe-
richt Forschung 1996. Der Ausschuß empfiehlt 
Kenntnisnahme. Wer stimmt für diese Beschlußemp-
fehlung? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Be-
schlußempfehlung ist mit den Stimmen der Koaliti-
onsfraktionen, der SPD und der PDS gegen die Stim-
men von Bündnis 90/Die Grünen angenommen wor-
den. 
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Beschlußempfehlung des Ausschusses für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung, Technologie und Technik-
folgenabschätzung zu dem Entschließungsantrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zum Bundesbericht 
Forschung 1996. Das ist Drucksache 13/7128 Nr. I 
Buchstabe b. Der Ausschuß empfiehlt, den Entschlie-
ßungsantrag abzulehnen. Wer stimmt für diese Be-
schlußempfehlung des Ausschusses? - Gegenstim-
men?  - Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung ist 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen und der PDS 
bei Enthaltung der SPD angenommen worden. 

Der Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, For-
schung, Technologie und Technikfolgenabschätzung 
empfiehlt unter Nr. II seiner Beschlußempfehlung auf 
Drucksache 13/7128 die Annahme einer Entschlie-
ßung. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - 
Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Diese Beschluß-
empfehlung ist mit den Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen gegen die Stimmen der gesamten Opposition 
angenommen worden. 

Es ist beantragt worden, die Entschließungsan-
träge der Fraktionen der CDU/CSU und der F.D.P. so-
wie der Fraktion der SPD auf Drucksachen 13/9744 
und 13/9746 zur federführenden Beratung an den 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung und zur 
Mitberatung an den Ausschuß für Wi rtschaft und an 
den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung zu über-
weisen. Sind Sie damit einverstanden? - Das ist der 
Fall. Dann sind diese Überweisungen so beschlossen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den An-
trag der Fraktion der SPD zu neuen Prioritäten zu-
gunsten einer sozialverträglichen Forschungs- und 
Technologiepolitik; das ist Drucksache 13/7866. Ich 
bitte diejenigen, die dem Antrag zustimmen wollen, 
um das Handzeichen. - Wer stimmt dagegen? - Ent-
haltungen? - Dieser Antrag ist mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die gesamte Opposition 
abgelehnt worden. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung, Technologie und Technik-
folgenabschätzung zu dem Antrag der Fraktion der 
SPD zu einer innovativen Forschungs- und Technolo-
giepolitik; das ist Drucksache 13/6181. Der Ausschuß 
empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/3979 abzu-
lehnen. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - 
Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Die Beschluß-
empfehlung ist mit den Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen gegen die Stimmen der gesamten Opposition 
angenommen worden. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung, Technologie und Technik-
folgenabschätzung zu dem Antrag der Fraktion der 
SPD zu Risikokapital für junge Technologieunterneh-
men. Das finden Sie auf Drucksache 13/6182. Der 
Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 
13/3302 abzulehnen. Wer stimmt für die Beschluß-
empfehlung des Ausschusses? - Gegenstimmen? - 
Gibt es Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung ist 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
gesamte Opposition angenommen worden. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Wirt-
schaft zu dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen zu einer neuen Innovationskultur; Drucksa-
che 13/7010. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag 
auf Drucksache 13/5962 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? - Gegenstimmen? - Ent-
haltungen? - Die Beschlußempfehlung ist mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der SPD und Bündnis 90/Die Grünen bei etli-
chen Enthaltungen der PDS angenommen worden. 

Wir kommen zur Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Tech-
nologie und Technikfolgenabschätzung zu dem An-
trag der Fraktion der SPD zu neuen Akzenten bei der 
Förderung der Industrieforschung in den neuen Län-
dern. Der Ausschuß empfiehlt unter Buchstabe a, sei-
ner Beschlußempfehlung auf Drucksache 13/7768 
die Annahme einer Entschließung. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? - Gibt es Gegenstim-
men? - Enthaltungen? - Diese Beschlußempfehlung 
ist damit mit den Stimmen des ganzen Hauses ange-
nommen worden. 

Unter Buchstabe b) seiner Beschlußempfehlung 
auf Drucksache 13/7768 empfiehlt der Ausschuß, den 
Antrag der SPD auf Drucksache 13/4967 für erledigt 
zu erklären. Wer stimmt für diese Beschlußempfeh-
lung? - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Auch 
diese Beschlußempfehlung ist mit den Stimmen des 
ganzen Hauses angenommen worden. 

Damit sind wir am Schluß der Abstimmungen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 15a und 15 b 
auf: 

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten Ursu-
la Schönberger, Elisabeth Altmann (Pommels-
brunn), Michaele Hustedt, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 

Keine Hermes-Bürgschaften für den Weiter-
bau des AKW Mochovce 
- Drucksache 13/5142 - 
Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Haushaltsausschuß 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Wolf-
gang Schmitt (Langenfeld), Dr. Uschi Eid und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Demokratische, ökologische und entwick-
lungspolitische Gestaltung der Vergabe von 
Hermes-Bürgschaften 
- Drucksache 13/8724 - 
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung 
Haushaltsausschuß 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen, wo- 
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bei die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sechs Minu-
ten erhalten soll. - Widerspruch gibt es nicht. Dann 
ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat zunächst 
der Abgeordnete Wolfgang Schmitt. 

Wolfgang Schmi tt  (Langenfeld) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-
ren! Wir reden heute über die politische Ausgestal-
tung des Hermes-Instrumentariums. 

Die Hermes-Kreditversicherung ist das wichtigste 
Instrument bundesdeutscher Außenhandelsförde-
rung. Als Politikinstrument muß sich auch die Ex-
portförderung darauf überprüfen lassen, ob sie ande-
ren Politikzielen zuwiderläuft. Daß das zweite zu-
trifft, zeigt die Gewährung von Hermes-Bürgschaften 
für den Drei-Schluchten-Staudamm in der Volksre-
publik China. 

Bislang ist allerdings nicht abschließend geklärt, 
inwieweit bei der Gewährung von Exportbürgschaf-
ten außer rein ökonomischen auch andere Kriterien 
berücksichtigt werden. Der Bundeswirtschaftsmini-
ster erweckt den Eindruck, als gehe es in erster Linie 
um Rentabilitätsfragen und finanzielle Risiken. 

Die Existenz des interministeriellen Ausschusses, 
der letztlich über die Gewährung von Ausfuhrbürg-
schaften entscheidet, deutet allerdings darauf hin, 
daß ganz allgemein die Frage eine Rolle spielt, ob die 
Gewährung einer Bürgschaft den Interessen der 
Bundesrepublik Deutschland entspricht. Dies sind si-
cherlich nicht nur rein ökonomische Interessen; son-
dern da spielt Politik ganz allgemein eine Rolle. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung in ihrer 
Antwort auf eine Anfrage des Kollegen Ingomar 
Hauchler, SPD, selbst eingeräumt, daß umweltpoliti-
sche und menschenrechtliche Kriterien bei der Beur-
teilung einer Exportgewährleistung sehr wohl eine 
Rolle spielen können. Man kann also festhalten: Die 
Bundesregierung läßt sich in ihrer Entscheidungsfin-
dung prinzipiell auch von politischen Kriterien leiten. 
Das behauptet sie zumindest. Ich verweise unter an-
derem auf die restriktive Handhabung von Rüstungs-
exporten, wenn das auch bei weitem nicht ausrei-
chend ist. 

Worüber streiten wir uns also? Reicht das Instru-
mentarium aus, reichen die Regeln aus, um bei der 
Bürgschaftsgewährung entsprechende Politikziele 
verfolgen zu können? Wir glauben, daß die be-
stehende Situation erhebliche Defizite aufweist: Er-
stens ein Transparenzdefizit. Obwohl es sich bei Her-
mes-Krediten um ein Politikinstrument handelt und 
ein öffentliches Interesse an der Handhabung eines 
solchen Instrumentes besteht, ist die Beteiligung der 
Öffentlichkeit und des Parlamentes unzureichend. In 
Zukunft soll Transparenz sichergestellt werden, in-
dem die Öffentlichkeit und das Parlament erfahren, 
wer für welches Projekt welche Deckungssumme be-
antragt hat. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, in diesem Zusammen-
hang wird eingewandt, derartige Publizität stelle ei

-

nen Wettbewerbsnachteil dar; es handele sich bei 
diesen Informationen um schützenswerte Betriebs- 
und Geschäftsdaten. 

Blicken wir über den Tellerrand: Die US-amerika-
nische Eximbank - das Pendant zu Hermes - kommt 
unseren Vorstellungen von Transparenz und Beteili-
gung der Öffentlichkeit sehr viel näher. Allerdings 
wird niemand behaupten, daß US-amerikanischen 
Firmen daraus gravierende Wettbewerbsnachteile 
entstehen. 

Zweites Defizit. Entgegen den Bekundungen der 
Bundesregierung gegenüber dem Kollegen Hauchler 
deutet die Praxis der Bürgschaftsgewährung darauf 
hin, daß bei der Entscheidungsfindung letztlich allein 
kommerzielle Kriterien Berücksichtigung finden. 
Beispiele: Drei-Schluchten-Projekt in China - wie 
erwähnt -, die Gewährung von Bürgschaften für den 
Weiterbau des Atomkraftwerkes Mochovce in der 
Slowakei, der Expo rt  von Rüstungsgütern in die Tür-
kei, nach Indonesien oder Korea. 

Damit es zu einem ausgewogeneren Verfahren 
kommt, schlagen wir vor, daß in Zukunft das Bundes-
umweltministerium und - neben den Vertretern der 
Wirtschaftsverbände - unabhängige Entwicklungs- 
und Umweltexperten an den Beratungen beteiligt 
werden. Dabei ist natürlich Vertraulichkeit zu wah-
ren; das versteht sich von selbst. 

Meine Damen und Herren, daß es so etwas wie ei-
nen kalten Krieg an der Außenhandelsfront gibt, 
habe ich an anderer Stelle schon einmal erwähnt. Die 
G-8-Staaten haben das auf ihrem Gipfel in Denver 
im Grunde genommen anerkannt, indem im Ab-
schlußkommuniqué festgestellt wurde, daß die Ex-
portförderungspolitiken der größten Industriestaaten 
einer Harmonisierung bedürfen. Wir denken, daß 
dies als Akt einer ökonomischen Rüstungsbegren-
zung durchaus Sinn macht und daß die Bundesregie-
rung dieses Anliegen tatkräftig unterstützen sollte. 

Ein international abgestimmtes Vorgehen hätte im 
übrigen auch die inte rnationale Kontroverse zum 
Drei-Schluchten-Projekt, die letztlich für die ameri-
kanische Initiative in Denver verantwortlich war - ich 
erwähnte das Abschlußkommunique -, zu einem 
besseren Ergebnis geführt. Man muß hier noch ein-
mal sagen: Letztlich hat es die Bundesregierung zu 
verantworten, daß diese Chance versäumt wurde. 

(Zustimmung beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN) 

Ich möchte noch kurz die Korruptionsbekämpfung 
ansprechen. Welche Folgen eine endemisch um sich 
greifende Korruptionskultur haben kann, erleben wir 
derzeit in Südostasien und speziell in Indonesien. In-
sider geben freimütig zu, daß bis zu 20 Prozent der 
Auftragssumme als Schmiergelder zu zahlen sind. 
Das Hermesinstrumentarium muß so ausgerichtet 
werden, daß dies in Zukunft unterbleibt. 

Zwei Bemerkungen zum Schluß: Erstens. Die Kom-
petenz und Qualität der Risikobewertung der Her-
mes-Versicherungs-AG selbst ist zumindest in Zwei-
fel zu ziehen, wenn man in „Die Zeit" vom 17. Okto-
ber letzten Jahres blickt. Darin hat der Chef der Her- 
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I mes-Versicherungs-AG, Herr Dr. Janus, die Zah-
lungsunfähigkeit Indonesiens - obwohl die Zeichen 
in eine andere Richtung deuteten - schlicht und ein-
fach damit bestritten, daß er behauptete, Indonesien 
verfüge über Währungsreserven in Höhe von 28 Mil-
liarden US-Dollar. Wir wissen, daß sie längst wie der 
Schnee in der Sonne dahingeschmolzen sind. 

Zweitens. Wir rufen mit unserem Antrag nicht zum 
Sturm auf ein Instrument der deutschen Exportförde-
rung  auf, sondern zu dessen Reform im Sinne der Po-
litikziele, die auch der Bundeskanzler nicht müde 
wird auf internationalen Konferenzen als handlungs-
leitend für die Politik der Bundesregierung und für 
die Bundesrepublik Deutschland zu reklamieren. In 
diesem Sinne dürfte Ihnen, meine Damen und Her-
ren, eine wohlwollende Behandlung unseres Antra-
ges wohl nicht allzu schwer fallen. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Kollege E rich Fritz. 

Erich G. Fritz (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege Schmitt, es 
ist gut, daß Sie zu dem ersten der beiden Anträge, 
über die heute debattiert wird, nichts gesagt haben, 
denn dazu ist eigentlich alles gesagt worden. Es gibt 
seit 1995 keine neuen Argumente. Es ist alles durch 
Antworten auf Anfragen und in Ausschußberatungen 
gesagt worden. Die Nachrüstung des Kernkraftwerks 
in Mochovce ist sinnvoll. Sie ist ohnehin beschlossen. 
Sie bringt einen Gewinn an nuklearer Sicherheit. 
Dies ist sowohl in unserem Interesse als auch im In-
teresse der Nachbarländer und Europas. Es wird des-
halb von der Europäischen Union unterstützt. 

Der Antrag mit dem schönen Titel „Demokratische, 
ökologische und entwicklungspolitische Gestaltung 
der Vergabe von Hermes-Bürgschaften", zu dem Sie 
jetzt hauptsächlich gesprochen haben, hat einen lan-
gen Vorlauf. Die Diskussion ist nicht neu. Wir kennen 
das Anliegen aus vielen Gesprächen und Diskussio-
nen mit Nicht-Regierungsorganisationen. Ich disku-
tiere mit diesen Gruppen gern auch über dieses An-
liegen, weil ich weiß, daß die entwicklungspoliti-
schen Anliegen und die Sorge um Umweltschäden 
von ihnen sehr ernst genommen werden. 

Ich weiß allerdings nicht, ob es richtig ist, daß die 
Grünen dies nun 1 : 1 als Antrag vorlegen. Es könnte 
bedeuten, daß dieser Antrag nur eine Facette der 
außerparlamentarischen Diskussion ist. Sie müßten 
schon noch das eine oder das andere dazutun. 

(Zuruf der Abg. Dr. Dagmar Enkelmann 
[PDS]) 

- Nein, die Transportfunktion ist in Ordnung. Aber 
das kann nicht alles sein. 

Ich halte es für völlig in Ordnung, daß die Diskus-
sion über Hermes zum Anlaß genommen wird, auf 
Projekte hinzuweisen, die Eine-Welt-Gruppen, kirch-
liche Organisationen, Friedensgruppen oder Um

-

weltgruppen für falsch halten. Es ist aber sicher auch 
keine Überinterpretation, wenn man sagt, daß das In-
strument der Außenwirtschaftsförderung durch Aus-
fuhrgewährleistungen natürlich nur deshalb von die-
sen Gruppen genutzt wird, um daran die Kritik am 
Staat festmachen zu können. Wenn man sich anders 
verhalten würde, müßte man mit vielen Adressaten 
umgehen. Das muß man wissen, wenn man sich da-
mit auseinandersetzt. 

Ich glaube, daß auch in diesem Antrag die Bedeu-
tung von Hermes überschätzt wird. Es ist zum Teil 
eine symbolische Diskussion, auch wenn ich an-
erkenne, daß es den Beteiligten darum geht, daß in 
einer globalisierten Welt eine politische, soziale, öko-
logische und wirtschaftliche Verantwortung auch 
von den handelnden Unternehmen eingefordert wer-
den muß. Denn in einer Welt, in der in allen Berei-
chen Zusammenhänge und Abhängigkeiten be-
stehen, kann nicht in bestimmten Teilen der Welt 
ohne Schaden für alle verantwortungslos gehandelt 
werden. Darin sind wir uns hoffentlich einig. 

Diese Position unterstützen auch wir. Deshalb gibt 
es eine Fülle von Initiativen im Bereich des interna-
tionalen Umweltschutzes, der Politik für Menschen-
rechte und in anderen eingeforderten Politikberei-
chen. 

Die Maßstäbe auf der Welt sind allerdings ziemlich 
unterschiedlich. Wir können nicht davon ausgehen, 
daß sich alle nur auf Grund der Diskussion hier schon 
nach unseren Maßstäben richten. Wir alle wissen, 
daß im Zuge einer Marktöffnung auch Standards 
transportiert werden. Das ist auch gut so. Das heißt 
aber natürlich nicht, daß jeder Standard, den wir für 
richtig halten, auch schon vom Rest der Welt aner-
kannt wird. 

Konkret auf Ihren Antrag bezogen heißt das: Das 
Hermes-Instrument wird überschätzt, weil es nur bei 
5 Prozent der deutschen Expo rte angewandt wird. Es 
geht also um einen Umfang von 35 Milliarden DM. 
Der weitaus größte Teil kommt ohne staatliche Absi-
cherung zustande und wird über Banken finanziert. 
Wichtig ist auch: Die meisten der Investitionen, deren 
Risiko auf diese Weise abgesichert wird, würden 
auch ohne solche Absicherung zustande kommen; 
dann wären allerdings deutsche Unternehmen even-
tuell nicht beteiligt. Die kurzfristigen Risiken sind 
übrigens seit einiger Zeit nur noch Angelegenheit 
der privaten Versicherungswirtschaft. Auch das ist 
gut so. 

Die Richtlinien, nach denen entschieden wird, sind 
veröffentlicht und damit öffentlich zugänglich. Auch 
das ist richtig so. Die Entscheidungen im intermini-
steriellen Ausschuß werden unter Beteiligung der 
von Herrn Schmitt schon genannten Ministerien ge-
troffen. Für die Praxisnähe sorgen Vertreter der Wirt-
schaft, die allerdings kein Stimmrecht haben. Die Mi-
nisterien müssen im Einvernehmen entscheiden; nur 
der Finanzminister hat ein Vetorecht. Umgesetzt wer-
den die Entscheidungen von dem Mandatarkonsor-
tium aus Hermes Kreditversicherungs-AG und C&L 
Deutsche Revision AG. Auch das ist richtig so. Im 
Jahr sind es etwa 30 000 Anträge, die anders ga r 

 nicht abzuwickeln wären. 
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Die Zusammensetzung des IMA zeigt, daß der 
Wille besteht, neben den wirtschaftlichen Aspekten 
wie Arbeitsplatzwirksamkeit, Markterschließung so-
wie branchenmäßigen und strukturellen Überlegun-
gen auch Gesichtspunkte in die Prüfung der Anträge 
eingehen zu lassen, die sich mit entwicklungs-, au-
ßen- und umweltpolitischen Fragestellungen befas-
sen. Allerdings sagt die Bundesregierung auch ganz 
offen: Hermes ist kein umwelt- oder entwicklungs-
politisches Instrumentarium, sondern ein Außen-
wirtschaftsförderungsinstrument, das Wettbewerbs-
gleichheit und Beweglichkeit insbesondere auf 
schwierigen Märkten sichern soll. Natürlich ist da 
von Bedeutung, daß man sich bemüht, dieses zu har-
monisieren. 

Die Zielsetzung dieses Instruments ist nicht ver-
werflich, aber natürlich will auch niemand, daß durch 
Ausfuhren aus Deutschland Umweltschäden und po-
litische Schäden entstehen. Deshalb müssen die 
Aspekte abgewogen werden. Der Besteller ist natür-
lich nicht die Bundesregierung, sondern ein Kunde 
im Ausland. Dem zu erklären, daß er eigentlich etwas 
ganz anderes haben sollte, als er bestellt hat, dürfte 
schwerfallen. Übrigens würden Sie von den Grünen 
wahrscheinlich die Anwendung einer solchen Ver-
kaufspraxis gegenüber den p rivaten Verbrauchern 
im Inland sehr in Frage stellen. 

Daß das Hermes-Instrumentarium trotz gelegent-
lich vorgetragener Kritik ein hohes Ansehen genießt, 
liegt nicht zuletzt darin begründet, daß es nahe an 
der wirtschaftlichen Praxis ist, . daß schnell entschie-
den werden kann - das ist ganz entscheidend - und 
daß man sich sehr flexibel auf neue Situationen ein-
stellen kann. Immer wenn sich irgend etwas geän-
dert hat, sowohl in der Lage der Länder als auch hin-
sichtlich der Frage, auf welche Risiken man bei der 
Gewährung Rücksicht nehmen muß, ist das schnell 
gegangen. Es wurde also immer sehr flexibel ge-
handhabt. Die heutige Form ist ein Beitrag zur Siche-
rung von Arbeitsplätzen. Viele Aufträge kämen sonst 
nicht zustande; somit entstünden dann auch keine 
Arbeitsplätze. 

Sieht man die Forderungen der Grünen zur Neu-
gestaltung von Hermes an, so lassen sie doch vermu-
ten, daß Mißtrauen angebracht ist. Viele Vorschläge 
lassen nämlich den Eindruck entstehen, daß ein sehr 
formalisiertes Verfahren entstehen könnte, das das 
Instrument in kurzer Zeit obsolet werden ließe. Mehr 
Bürokratie in der Außenwirtschaft brauchen wir 
nicht. Auch längere Verfahren können wir nicht ge-
brauchen. 

Sie, Herr Schmitt, haben das Drei-Schluchten-Pro-
jekt angesprochen. Das ist ein Musterbeispiel dafür, 
daß solche Fragestellungen natürlich nicht ohne wei-
teres streitfrei zu stellen sind. Das ist ja auch gar nicht 
sinnvoll. Aber das zeigt, wie unterschiedlich die Be-
trachtungsweise ist. Es wird in diesem Zusammen-
hang als großes menschenrechtliches Problem ange-
sehen, daß dort 1,2 Millionen Leute umgesiedelt wer-
den. Das ist ein Promille der chinesischen Bevölke-
rung. Umsiedlungen dieser Art hat es auch schon 
häufig in Deutschland in einer vegleichsweisen Grö-
ßenordnung gegeben. Im Braunkohlebergbau oder 

bei Staudammprojekten war das gar nichts Außerge-
wöhnliches. 

Daß das nicht unter den gleichen Bedingungen ge-
schieht, das wissen wir auch. Doch die Bewe rtung, 
die daraus zu treffen ist, ist eben nicht so einfach, ge-
nauso wie die Bewe rtung der Folgen für die Umwelt 
nicht so einfach ist. Vermutlich können Sie daher 
das, was in Ihrem Antrag steht, nicht realisieren. Um 
dort ein umfangreiches Ökobilanzierungsverfahren 
in Gang zu setzen, bräuchten Sie allein schon für 
eine Beurteilung die Ergebnisse des Zeitraums einer 
Vegetationsperiode. Bis dahin ist das Projekt schon 
gebaut bzw. von anderen geliefert. Das geht nicht. 
Ich kann mir schon gar nicht vorstellen, daß man die-
jenigen Verifikationsverfahren, die Sie vorgeschla-
gen haben, im nachhinein mit riesigen Verwaltungs-
verfahren durchführt. Darüber muß man intensiv 
sprechen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Schmitt? 

Erich G. Fritz (CDU/CSU): Aber gerne. 

Wolfgang Schmitt  (Langenfeld) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Kollege Fritz, sind Sie bereit, zur 
Kenntnis zu nehmen, daß die US-amerikanische 
Eximbank, die sicherlich nicht im Rufe steht, ein voll-
kommen wirkungsloses, ineffektives und schwerfälli-
ges Instrument zu sein, sehr wohl - natürlich auf poli-
tische Weisung hin - eine umfangreiche Überprü-
fung der umweltpolitischen Implikationen des Drei-
Schluchten-Projekts in der Volksrepublik China vor-
genommen hat? Würden Sie darüber hinaus zur 
Kenntnis nehmen, daß die amerikanische Eximbank 
nach Überprüfung des Sachverhalts zu einem ande-
ren Ergebnis als die bundesdeutsche Hermes-Versi-
cherung gekommen ist und daß dieses Überprü-
fungsverfahren nicht grundsätzlich die Wirksamkeit 
auch der US-amerikanischen Exportförderung in 
Frage stellt? 

Erich G. Fritz (CDU/CSU): Ich nehme das zur 
Kenntnis; ich muß gestehen, daß ich es sogar schon 
wußte. 

(Dr. Helmut Lippelt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Erstaunlich!) 

Doch es gibt einen kleinen Unterschied: Diese Be-
wertung der umweltpolitischen Zusammenhänge des 
Drei-Schluchten-Projekts ist in Amerika im Endeffekt 
nicht nur eine ökologische Entscheidung gewesen, 
sondern auch eine politische. Sie wissen sehr wohl - 
Sie haben das ja genau nachvollzogen und viel dar-
über diskutiert -, daß es eine sehr differenzie rte um-
weltpolitische Betrachtungsweise gibt und daß es 
nicht nur eine Meinung zu diesem Problem gibt. Sie 
wissen, daß es auch Aussagen gibt, die abwägen: 
umweltpolitische Auswirkungen, Ersatz von CO 2

- Emissionen, Schutz von 30 Millionen Bürgern am Un-
terlauf des Jangtse vor Überschwemmungen usw. 
Dies sind Dinge, die man zwar nicht mathematisch 
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bilanzieren kann, deren Abwägung man einem Land 
aber schon selbst überlassen muß. 

Dies darf nicht ohne Prüfung geschehen; gleich-
wohl muß man respektieren, daß solche Abwägun-
gen in einem anderen Land geschehen und daß 
dann, wenn das Land sich entschieden hat, zu bauen, 
auch tatsächlich gebaut wird. Natürlich bauen auch 
die Amerikaner mit. Die amerikanische Regierung 
hat nichts getan, um amerikanische Unternehmen 
davon abzuhalten, sich auf Ausschreibungen dieses 
Projektes zu bewerben. 

Rigorismus in der Beurteilung ersetzt eben noch 
nicht den Willen des Landes, ein Projekt zu bauen. 
Das müssen wir so akzeptieren. 

Ich möchte noch eine Anmerkung zu einem weite-
ren Anliegen des Antrages machen. Es interessie rt 

 schon viele im Parlament und in meiner Fraktion, wie 
und nach welchen Kriterien denn die von der Bun-
desregierung immer wieder zugesicherte Abwägung 
der Beurteilungsfaktoren vonstatten geht. Wir möch-
ten als Parlamentarier schon gerne wissen, wie die 
Regierung diese Arbeit macht. 

Was wir von der CDU/CSU allerdings nicht ma-
chen wollen, ist die Arbeit der Exekutive. Das soll die 
Exekutive schon selbst machen. Wir wollen aber in 
der Lage sein, das Regierungshandeln zu überprü-
fen. Ob die praktizierte Berichtsweise dazu ausreicht, 
das werden wir in der Diskussion einmal ausloten. 
Die pausenlose und dann öffentliche Behandlung der 
Anträge ist sicherlich auch nicht der richtige Weg; 
mit dieser Forderung schießen die Grünen über das 
Ziel hinaus. 

Ebenfalls nicht nachvollziehbar ist es, wenn die 
Grünen immer wieder den Eindruck zu vermitteln 
versuchen, Hermes sei ein Instrument des Rüstungs-
exports. Es handelt sich um wenige Schiffe und 
Motoren für Küstenschutzboote und ähnliche Dinge, 
die insgesamt 1 Prozent der Gesamtausgaben ausma-
chen. Das können Sie nun wirklich nicht zum Haupt-
punkt der Diskussion stilisieren. 

Mir erscheint die Harmonisierung in der EU und in 
der OECD sehr wichtig. Ich glaube, daß die Bundes-
regierung in diesem Bereich eine sehr konstruktive 
Rolle spielt. Wir werden das Kind nicht mit dem Bade 
ausschütten. Aber wir werden sicher auch nicht ein 
bewährtes Instrument heiligsprechen, nur weil man 
sich daran gewöhnt hat. 

Wenn heute in diesem Zusammenhang über wei-
tere Privatisierungen gesprochen wird, finde ich das 
gut. Wenn es Private gibt, die noch einen größeren 
Teil dieser Absicherung übernehmen können, dann 
sollen sie das tun. Sie können das allemal besser als 
der Staat. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Kollege Siegmar Mosdorf. 

Siegmar Mosdorf (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Wir beschäftigen uns 
heute mit einem wichtigen Instrumenta rium der Au-
ßenwirtschaftsförderung. Ich möchte zu Beginn mei-
ner Ausführungen zunächst einmal sagen, daß sich 
das Hermes-Instrumenta rium, das wir seit vielen 
Jahrzehnten kennen, gut bewäh rt  hat. Man muß da-
für dankbar sein, daß man mit diesem Instrumenta-
rium eine gute Absicherung vieler außenwirtschaftli-
cher Projekte erreicht hat. Man muß auch denjeni-
gen, die sich hier besonders engagieren - das Stich-
wort  30 000 Anträge ist eben schon gefallen - dan-
ken. 

(Beifall des Abg. Ulrich Irmer [F.D.P.]) 

Solche Instrumentarien wie die Hermes-Versiche-
rung sind im Bereich der OECD-Volkswirtschaften 
nicht so oft vertreten. Zu dieser Erkenntnis kommt 
man, wenn man die Eximbank in den USA betrach-
tet. Es gibt bei uns also durchaus gewachsene Struk-
turen, die beizubehalten sich lohnen. 

Was wir wollen, ist eine Reform der Hermes-Struk-
turen und eine Reform der Instrumente, die es in die-
sem Bereich gibt, weil wir glauben, daß sich die Welt-
wirtschaft ganz grundlegend verändert hat. Diese 
Veränderung führt dazu, daß in zunehmendem Maße 
gar nicht mehr so sehr die Produkte an sich, sondern 
die Finanzierung der Produkte entscheidend sind. 
Wir haben bei vielen Gelegenheiten immer wieder 
gesehen, daß manche Auftragserteilungen an der 
Finanzierung gescheitert sind. Wir merken zuneh-
mend, daß die Finanzierungsfrage zur kardinalen 
Wettbewerbsfrage wird. 

Wenn man sich anschaut, wie manche OECD- 
Volkswirtschaften mit soft loans operieren und uns 
damit sozusagen wegkonkurrieren, obwohl unsere 
Produkte gleichwe rtig sind und nur Unterschiede in 
der Finanzierungsfrage bestehen, dann muß man 
feststellen, daß die Frage, wie man mit diesem Pro-
blem im Zuge der Globalisierung umgeht, sehr wich-
tig ist. 

Ich möchte gern zehn Punkte nennen, die wir für 
reformbedürftig halten und von denen wir glauben, 
daß es für sie einen dringenden Handlungsbedarf 
gibt und daß man sie nicht unverände rt  lassen kann. 

Der erste Punkt betrifft die Frage der Harmonisie-
rung. Wir haben innerhalb der europäischen Volks-
wirtschaften, aber auch in den anderen OECD-Volks

-

wirtschaften völlig unterschiedliche Deckungspoliti-
ken und unterschiedliche Deckungskonditionen, die 
natürlich - das gilt immer, wenn staatliche Dek-
kungsinstrumente vorgesehen sind - die Wettbe-
werbssituation verzerren. Wir können nicht auf ein 
gemeinsames Europa zusteuern, wenn wir in diesem 
Punkt nicht zu einer Harmonisierung kommen. Das 
führt nämlich ansonsten zu einer Verzerrung von 
Wettbewerbsstrukturen. Deswegen brauchen wir 
möglichst rasch - und nicht erst 1999, wenn OECD- 
Vereinbarungen vorgesehen sind - harmonisierte 
Handlungsweisen. Wir brauchen sie schneller, weil 
jetzt über die Aufteilung des Weltmarktes entschie-
den wird. 
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Der zweite Punkt. Wir wollen eine stärkere Aus-
richtung des Hermes-Instrumenta riums in Richtung 
Versicherungsstrukturen und Versicherungsgebüh-
ren in bezug auf den Mittelstand. Es ist wahr: Von 
den 30 000 Anträgen sind 73 Prozent vom Mittelstand 
gestellte Anträge. Wenn man sich aber die Volumina 
ansieht, dann stellt man fest, daß hier das Verhältnis 
genau umgekehrt ist. Der Mittelstand hat dann nur 
einen relativ kleinen Anteil. Wir wollen deshalb ei-
nen stärkeren Akzent auf die Förderung des Mittel-
standes legen. Wir wollen, daß der Mittelstand das 
Instrumentarium, das er teilweise gar nicht kennt 
und das er teilweise wegen der Komplexität zuwenig 
nutzt, stärker nutzen kann. Man sollte dem Mittel-
stand möglicherweise mit speziellen Prämienrabat-
ten besonders helfen. 

Es gibt einen dritten Punkt, der uns besonders 
wichtig ist. In der Veränderung der weltwirtschaftli-
chen Strukturen nach der Auflösung des Ost-West-
Systemgegensatzes gibt es eine ganze Reihe von 
neuen aufstrebenden Volkswirtschaften, die teil-
weise noch nicht so bekannt sind. Diese entwickeln 
sich vor allen Dingen in den Ländern stetig, in denen 
zum Beispiel, wie im Falle von Georgien oder Aser-
baidschan, Rohstoffe eine große Rolle spielen. Wir 
wollen, daß die Prämienstruktur angepaßt wird und 
daß zum Beispiel der Rußland-Plafond von 1,5 Milliar-
den DM auf 2 Milliarden DM erhöht wird. Wir wollen 
weiterhin, daß für Georgien und Aserbaidschan Son-
derplafonds vorgesehen werden, damit wir auf dem 
Sektor der Exportaktivitäten rascher vorankommen. 

Vierter Punkt. Für den Export in die lateinamerika-
nischen Staaten müssen die Gebühren gesenkt wer-
den - für sie muß es andere Kategorien geben -, weil 
wir dort  unmittelbar mit Wettbewerbern wie Spanien 
und Italien, aber auch Nordamerika konfrontiert 
sind, die uns dort  mit anderen Gebührenstrukturen 
den Wettbewerb sehr schwer machen. Wir haben 
noch immer Gebührenstrukturen in einer bestimm-
ten Wettbewerbskategorie in lateinamerikanischen 
Ländern, die eine Benachteiligung für die deutsche 
Wirtschaft bedeuten. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auf einen 
Punkt hinweisen, der besonders wichtig ist. In dem-
selben Maße, wie die Globalisierung der Weltwirt-
schaft voranschreitet, exportiert man nicht von einem 
zentralen Punkt aus Güter in die ganze Welt, sondern 
produziert teilweise dezentral, von zentral gesteuer-
ten Unternehmen aus in quasi transnationalen Struk-
turen. Das führt auch dazu, daß man große Infra-
strukturprojekte nicht mehr in Teilen anliefert, son-
dern in Projekten direkt vor Ort erstellt und teilweise 
sogar die Beteiligung übernimmt. Für diese Hermes-
Beteiligung gibt es bisher keine Versicherungsstruk-
turen. Das ist ein wichtiger Punkt. Insbesondere bei 
großen Infrastrukturprojekten wird es zunehmend zu 
direkten Beteiligungen derer, die diese Infrastruktu-
ren erstellen, kommen. Dazu braucht man eine spe-
zielle Form der Versicherung. Das wäre ein neuer 
Ansatz, den wir bisher nicht haben. 

Fünfter Punkt. Die Wertschöpfungs- und Produk-
tionstiefe muß bei den Hermes-Bürgschaften berück-
sichtigt werden. Wir wollen das nicht protektioni-

stisch anlegen, aber wir wollen schon, daß bei Ex-
portgeschäften vor allem diejenigen Güter abgesi-
chert werden können, deren Wertschöpfungskette in 
Deutschland ist, das heißt, bei denen man nicht 80 
oder 90 Prozent zukauft und wo hier nur die Holding 
ist, die die Güter dann exportiert oder die entspre-
chenden Verträge macht. Die Frage, wo die We rt

-schöpfungskette ist, ist für uns wichtig. Auch das 
muß bei Hermes bedacht werden. 

Sechster Punkt. Exporte sollten nach unserer Auf-
fassung auf Umwelt- und Entwicklungsverträglich-
keit geprüft werden, auch strenger geprüft werden. 
Dazu haben wir eben schon ein Beispiel gehört. Ich 
glaube, daß das zunehmend eine Rolle spielen wird, 
wenn man das partnerschaftlich und nicht oberleh-
rerhaft gegenüber den Schwellenländern macht. 
Wenn man das gemeinsam macht, kann das mögli-
cherweise sogar ein Wettbewerbsvorteil sein. Es gibt 
Beispiele, daß Schwellenländer, die an bestimmten 
Produkten und Infrastrukturen interessie rt  sind, mit 
den Exportländern gemeinsame Umweltverträglich-
keitsprüfungen und ähnliche Dinge mehr machen. 
Ich meine, wir sollten hier unser Instrumentarium 
verbessern. 

Siebter Punkt. Wir glauben, daß wir bei der Förde-
rung der Umwelttechnik, wo wir heute einen Welt-
marktanteil von 18, 19 Prozent haben, bei der Her-
mes-Absicherung eine besondere Prämierung vorse-
hen sollten. Damit könnten wir diese wichtige Welt-
marktposition festigen und stabilisieren und gleich-
zeitig einen Beitrag zur Entwicklung in den Ländern 
leisten. Wenn man so will, ist das eine spezielle Ra-
battierung bei den Prämien für bestimmte Umwelt-
technikprojekte. Damit könnte man uns und gleich-
zeitig diesen Ländern helfen. 

Achter Punkt. Die Vergaberichtlinien müssen um 
eine Antikorruptionsklausel ergänzt werden. Die 
Exporteure müssen versichern, keine Schmiergelder 
anzunehmen. Der Versicherungsschutz soll bei nach-
gewiesener Korruption automatisch erlöschen. 

(Zustimmung des Abg. Wolfgang Schmitt 
[Langenfeld] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Das ist eine wichtige Sache, die man in die Spielre-
geln aufnehmen muß. Ich glaube, daß das eine prä-
ventive Wirkung hat. Wenn man das in die Vergabe-
richtlinien aufnimmt, wird sich mancher überlegen, 
wie er bei solchen Dingen verfährt. Ich weiß, daß das 
ein schwieriger Punkt ist, weil viele Länder in der Tat 
mit solchen Instrumentarien arbeiten. Aber das darf 
uns nicht davon abhalten, hier mit einem guten Bei-
spiel voranzugehen. 

Neunter Punkt. Wir sollten noch präziser darüber 
reden - das wird teilweise schon getan, aber wir soll-
ten das auch in den entsprechenden Gremien tun - 
und exakt darauf achten, daß da, wo es um die Frage 
geht, in welche Länder wir Güter exportieren, auch 
die Frage der Antiterrorismusklausel stärker be-
rücksichtigt wird. Wenn Länder zum Beispiel ganz 
offensichtlich terroristische Aktivitäten unterstützen, 
sollten wir versuchen, mit einer Antiterrorismusklau-
sel darauf zu achten, daß do rt  nicht nur keine Rü-
stungsgüter hinkommen, sondern daß auch andere 
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Fragen bedacht werden. Auch das ist ein qualitatives 
Kriterium, das wir nicht vernachlässigen wollen. 

Zehnter und letzter Punkt. Das, was vorhin schon 
gesagt worden ist und was auch im Antrag der Grü-
nen steht, nämlich daß man eine größere Transpa-
renz herstellen sollte, ist ein richtiges Anliegen. Wir 
selber haben in unseren Anträgen vorgeschlagen, 
eine Form von Control ling im Parlament zu organi-
sieren - durch den Wirtschafts- oder Haushaltsaus-
schuß oder wie immer man das strukturiert -, damit 
die Exekutive ihren Job machen kann und damit die 
Hermes-Versicherung autonom arbeiten kann. Das 
ist ja eine p rivate Versicherung. Es geht nur um die 
Frage, wie die Projekte, die wir für wichtig halten, 
bei denen wir auch ein „backing" von seiten des 
Staates geben wollen, letztlich beurteilt werden. 

Deshalb scheint mir ein Transparenzreport ange-
bracht zu sein, in dem man klar sagt, wohin die ent-
sprechenden Absicherungen gehen. Zweitens halten 
wir auch ein schlankes, schlichtes Kontrollgremium 
auf parlamentarischer Ebene für notwendig, um 
diese wichtigen finanziellen Abdeckungen im inter-
nationalen Verkehr von seiten des Parlaments zu 
kontrollieren. 

Zusammenfassend, meine Damen und Herren: Ich 
glaube, wir sollten dieses wichtige Instrumentarium 
im Grundsatz positiv beurteilen. Die zehn Punkte, 
die ich genannt habe, sind Reformpunkte, über die 
wir nachdenken sollten. Ich glaube, daß es gemein-
same Ansätze dazu gibt, um unsere Wettbewerbsfä-
higkeit zu stärken, damit wir in einer globalen Welt-
wirtschaft stärker präsent sein können und damit wir 
das gleichzeitig auch dort, wo sich der Staat selbst 
engagiert - und das tut er hier -, nach inhaltlichen 
Kriterien tun können. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Paul Friedhoff. 

Paul K. Friedhoff (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Mosdorf, ich 
möchte ausdrücklich dafür danken, daß Sie zu Be-
ginn Ihrer Ausführungen ein paar lobende Worte 
über ein funktionierendes Instrument gesagt haben. 
Wir stimmen sicher darin überein, daß die Finanzie-
rung ein Wettbewerbselement ist. Auch die Absiche-
rung dieser Finanzierung - denn Hermes finanziert 
ja nicht direkt - spielt eine Rolle. 

Ihren kritischen Äußerungen, daß das weniger mit 
dem Mittelstand zu tun habe, kann man nicht so 
ganz zustimmen; denn über 40 Prozent sind direkt 
dem Mittelstand zugeordnet. Wie Sie wissen, sind 
sehr viele Aufträge, die über Große abgewickelt wer-
den, von Zulieferungen aus dem Mittelstand abhän-
gig. Wenn man sich einmal eine Statistik daraufhin 
ansieht, kann man auch zu anderen Ergebnissen 
kommen. Es sollte uns jedoch immer möglich sein, 
darüber nachzudenken. 

Die Anträge, die die Grünen heute zur Beratung 
vorgelegt haben, sind allerdings weit von dem ent-
fernt. Sie sind, wie ich meine, ein typisches Beispiel 
für die Neigung der Grünen, in Politik die Gesinnung 
vor Verantwortung zu setzen 

(Widerspruch beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN) 

und das Ganze mit einem großen Schuß Bürokratie 
zu verbinden. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Denn das kann man, glaube ich, unschwer aus dem, 
was Sie aufgeschrieben haben, erkennen. Aber das 
kennen wir ja. 

Ich will deswegen auch nicht viel zu den Rahmen-
daten dieses Projektes sagen; sie sind allgemein be-
kannt. Wir wissen aber, daß die Entwicklung der Welt-
wirtschaft in den kommenden Jahren durch eine er-
hebliche Steigerung des Energieverbrauchs geprägt 
sein wird. Einigen Staaten, wie zum Beispiel Deutsch-
land, ist es gelungen, ihren Energieverbrauch durch 
effizienten und sparsamen Einsatz der zur Verfügung 
stehenden Energieträger zu stabilisieren. Bei der 
Mehrzahl der anderen Länder - vor allen Dingen bei 
denen der Dritten Welt - wird das nicht möglich sein. 
Dort  wird es ein Energiewachstum geben. Dieses 
Wachstum wird natürlich im wesentlichen durch Ener-
gieträger wie Kohle, Öl und in geringem Maße auch 
Gas gespeist werden. Das bedeutet selbstverständlich 
einen unweigerlichen Anstieg der CO 2-Emissionen. 

Wenn wir mit der Reduktion von CO2  Ernst ma-
chen wollen, dann muß die Kernenergie eine Option 
bleiben. Deshalb befürwortet die Bundesregierung 
die friedliche Nutzung der Kernenergie als Element 
ihrer vielfältigen Anstrengungen im Bereich klima-
schutzfördernder Maßnahmen. Darin wird sie von 
der F.D.P.-Fraktion nachhaltig unterstützt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Klar ist für uns auch, daß bei der Nutzung der 
Kernenergie die Sicherheit oberste Priorität hat. Ge-
rade weil wir in der Sicherheit von Kernkraftwerken 
führend sind, müssen wir denjenigen, die es brau-
chen, unser Know-how zur Verfügung stellen. Ge-
rade wegen dieser Verantwortung müssen wir uns 
daran beteiligen, Sicherheit zu exportieren. Genau 
das wird in diesem Fall mit den Hermes-Bürgschaf-
ten für den Weiterbau des slowakischen Atomkraft-
werkes Mochovce auch getan; denn hier handelt es 
sich um eine sicherheitstechnisch notwendige Nach-
rüstung. Die Bundesregierung handelt verantwor-
tungsbewußt, wenn sie an der Unterstützung dieses 
Projektes festhält. 

An die Adresse der Grünen sage ich: Schlagen Sie 
sich nicht im Bewußtsein vermeintlich moralischer 
Überlegenheit auf die Brust! Helfen Sie lieber mit, 
daß es in dieser Welt ein bißchen sicherer wird! Dazu 
dienen die Hermes-Bürgschaften. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Die Überlegungen zum zweiten Gegenstand der 
Debatte lassen sich nahtlos anschließen. Die Vergabe 
von Hermes-Bürgschaften soll von der Einhaltung 
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demokratischer, ökologischer und entwickungspoliti-
scher Kriterien abhängig gemacht werden. 

Meine Damen und Herren, die Hermes-Bürgschaf-
ten sind ein ökonomisches Instrument. Die Bundesre-
publik Deutschland übernimmt dabei eine Gewähr-
leistung für Exportgeschäfte; dafür zahlt der Expor-
teur eine Versicherungsprämie, die sich am Risiko 
des Geschäftes bemißt. Die Hermes-Bürgschaften 
sind - sie sollten es auch bleiben - ein bewährtes In-
strument der Wirtschaftsförderung, und wir sollten 
sie nicht überladen. Sie haben geholfen, viele neue 
Märkte zu erschließen und Arbeitsplätze in Deutsch-
land zu schaffen und zu sichern. 

Weil das so ist und diese Anträge dem zuwiderlau-
fen, wird die F.D.P.-Fraktion den Anträgen nicht zu-
stimmen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Kollege Köhne. 

Rolf Köhne (PDS): Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Erstens. Hermes-Bürgschaften 
sind im Prinzip eine indirekte Subvention. Daher ist 
es recht und billig, daß sie nur vergeben werden, 
wenn die Projekte, die damit abgesichert werden sol-
len, im Interesse der Allgemeinheit liegen. 

(Beifall des Abg. Rolf Kutzmutz [PDS]) 

Zweitens. Die Bundesrepublik Deutschland be-
kennt sich zu einer nachhaltig zukunftsfähigen Ent-
wicklung. Dazu hat der Deutsche Bundestag eigens 
eine Enquete-Kommission eingerichtet. 

Aus diesen beiden Tatsachen ergibt sich konse-
quenterweise, daß Hermes-Bürgschaften nicht allein 
nach wirtschaftlichen Kriterien vergeben werden 
sollten. Von daher ist grundsätzlich zu fordern, daß 
die geförderten Vorhaben ökologischen und entwick-
lungspolitischen Grundsätzen, zumindest im Sinne 
der Agenda 21, entsprechen und Menschenrechte 
nicht verletzt werden. Rüstungsexporte sollten ohne-
hin generell verboten werden. 

(Beifall bei der PDS) 

Zwei Drittel der Expo rte, die durch Hermes-Bürg-
schaften abgesichert werden, gehen in Entwick-
lungsländer. Sie sind dennoch kein geeignetes In-
strument der Entwicklungshilfe; denn zum einen 
geht es nur um privatwirtschaftliche Projekte, und 
zum anderen wird das Verschuldungsproblem der 
Entwicklungsländer durch sie eher verschärft als ge-
löst. 

Dennoch werden wir dem Antrag von Bündnis 90/ 
Die Grünen zustimmen. Ergänzend halten wir es für 
sinnvoll, daß Nichtregierungsorganisationen und Be-
troffenen aus den Zielländern vor einer Vergabe die 
Möglichkeit eingeräumt wird, gehört zu werden. 

Ein eklatantes Beispiel für eine Hermes-Bürg-
schaft, die den Interessen der Allgemeinheit wider-

spricht, ist die Bürgschaft für die Vollendung des 
Atomkraftwerkes Mochovce in der Slowakei. Hier 
möchte ich den Vorrednern von der Regierungsseite 
ausdrücklich widersprechen. Herr Fritz und Herr 
Friedhoff, hören Sie mir bitte zu. 

(Paul K. Friedhoff [F.D.P.]: Wir hören immer 
zu!) 

In Greifswald wurde nach der Wiedervereinigung 
ein baugleiches Atomkraftwerk nicht vollendet, weil 
es wirtschaftlich nicht auf den bundesdeutschen Si-
cherheitsstandard hochzurüsten war. 

(Paul K. Friedhoff [F.D.P.]: Und jetzt?) 

- Es wurde nicht hochgerüstet. Aber jetzt muten Sie 
der Slowakei zu, daß ein baugleiches Atomkraftwerk 
in Mochovce vollendet wird. Angeblich soll es wirt-
schaftlich genug arbeiten, so daß sich ein Hochrüsten 
auf den Sicherheitsstandard der Bundesrepublik 
lohnt. 

(Paul K. Friedhoff [F.D.P.]: Natürlich!) 

- Nein, das ist es eben nicht. Es ist unwirtschaftlich, 
und die Slowakei hat nicht unsere Sicherheitsbestim-
mungen. Dabei wird nichts Gutes herauskommen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Kollegen F ritz? 

Rolf Köhne (PDS): Ja. 

Erich G. Fritz (CDU/CSU): Herr Kollege, Sie haben 
gerade ein häufig benutzes Argument vorgetragen. 
Sind Sie nicht dennoch der Meinung, daß es, richtig 
bewertet, eigentlich nicht zutrifft? Für das von Ihnen 
genannte deutsche Kernkraftwerk mit schlechtem 
russischen Sicherheitsstandard gab es keinen Inve-
stor, der bereit gewesen wäre, die Nachrüstung zu 
übernehmen und das Kraftwerk zu betreiben. 

Die Slowakische Republik hat aber beschlossen, 
das Kraftwerk in Mochovce fertigzustellen. Das heißt, 
die Entscheidung, daß das Kraftwerk ans Netz gehen 
wird, war gefallen. Ist es dann nicht besser, wenn - 
auch mit Hilfe der Europäischen Union - dafür ge-
sorgt wird, daß dieses Kraftwerk, das Strom aus 
Kernkraft produzieren wird, so sicher und auf so ho-
hem Standard wie eben möglich arbeitet? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Rolf Köhne (PDS): Das ist in diesem Fall nicht rich-
tig, Herr Fritz. Wenn diese Hermes-Bürgschaft nicht 
gewährt worden wäre, hätte es für die Slowakei nicht 
ohne weiteres die Möglichkeit gegeben, den Bau von 
Mochovce fortzusetzen. Es wäre dann alternativ ein 
Gaskraftwerk mit Kraft-Wärme-Koppelung gebaut 
worden, für das viele Nichtregierungsorganisationen, 
die Opposition in der Slowakei und vor allen Dingen 
die Österreicher eingetreten sind. Die Österreicher 
hatten auch angeboten, dazu entsprechende Kredite 
zu geben. In diesem Fall wäre es also ganz klar von 
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Vorteil gewesen, wenn dieses Kraftwerk nicht gebaut 
worden wäre. - Soweit zu Ihrer Frage. 

(Erich G. Fritz [CDU/CSU]: Sie hätten lieber 
die anderen Blöcke weiterfahren lassen!) 

- Es war noch gar nicht in Betrieb, Herr Fritz. 

Ich höre, meine Redezeit ist zu Ende. Ich möchte 
noch einmal alle auffordern: Stimmen Sie den beiden 
vorliegenden Anträgen zu! 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Parlamentarische Staatssekretär Kolb. 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte mich zunächst 
an den Kollegen Schmitt wenden und zum Vorbild 
US-Eximbank nur soviel sagen: Die US-Eximbank 
hat bei einer Präsentation in der OECD eingeräumt, 
daß das Drei-Schluchten-Projekt das einzige Projekt 
ist, das sie aus umweltpolitischen Gründen abgelehnt 
hat. Sie sollten, wenn Sie an eine Gesamtbetrachtung 
dieses Komplexes herangehen, auch bedenken, daß 
die Vereinigten Staaten mit China die Lieferung von 
Kernkraftwerken vereinbart haben. 

(Dr. Helmut Lippelt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Eine Sünde entschuldigt nicht 

die andere!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Bundestags-
fraktion von Bündnis 90/Die Grünen hat beantragt, 
die Bundesregierung aufzufordern, keine Hermes

-

Bürgschaften für den Weiterbau des slowakischen 
Atomkraftwerks Mochovce zu gewähren. Ich will 
gleich zu Beginn sagen: Die Bundesregierung hält an 
ihrer Unterstützung für dieses Projekt fest. 

(Wolfgang Schmitt [Langenfeld] [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN]: Das wundert uns nicht!) 

Das Projekt ist allen bekannt. Die Bundesregierung 
hat mehrfach Stellung genommen: im Zusammen-
hang mit der vorgesehenen Kreditvergabe durch die 
Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwick-
lung in London, aber auch im Hinblick auf die Ge-
währung von Hermes-Bürgschaften. 

Geprüft werden vor Zusage insbesondere die För-
derungswürdigkeit und die risikomäßige Vertret-
barkeit. 

Zum ersten: Die sicherheitstechnische Nachrü-
stung dieses Kernkraftwerks ist förderungswürdig 
und steht im Einklang mit den staatlichen Interessen 
der Bundesrepublik Deutschland. Die Bundesre-
gierung unterstützt - dies auch in Übereinstimmung 
mit den Beschlüssen der G-7-Wirtschaftsgipfel - die 
Politik der Europäischen Union, im Rahmen des 
PHARE-Programms die nukleare Sicherheit in der 
Slowakischen Republik zu erhöhen. Daran ist auch 

Österreich als Mitgliedsland der Europäischen Union 
beteiligt; es bringt do rt  seine Interessen ein. 

Alle Aspekte, insbesondere der Aspekt der Erhö-
hung der nuklearen Sicherheit, wurden gewissenhaft 
geprüft. Die Sicherheit von Mochovce wird ganz er

-

heblich erhöht. Darüber hinaus wird erreicht, daß im 
Rahmen eines Junktims die sicherheitstechnisch be-
denklichen Blöcke Bohunice I und II stillgelegt wer-
den, sobald Mochovce in Bet rieb genommen wird. 
Derzeit werden vom deutschen Exporteur darüber 
hinaus kurzfristig angelegte Sicherheitsverbesserun-
gen in Bohunice vorgenommen, bis sich Mochovce 
am Netz befindet. 

Die Erhöhung der Sicherheit wird auch im Rahmen 
der internationalen Zusammenarbeit begleitet. Treter

-

national zusammengesetzte Missionen, koordiniert 
von der IAEA, haben sich von der Konzeptentwick-
lung überzeugt. Die slowakische Aufsichts- und Ge-
nehmigungsbehörde arbeitet im Rahmen des 
PHARE-/TACIS-Programms eng mit den Genehmi-
gungsbehörden der EU-Staaten zusammen. 

Zweitens. Die Übernahme der Hermes-Bürgschaft 
ist auch kein gewagtes Geschäft im Hinblick auf die 
risikomäßige Vertretbarkeit. Alle unter Risikoaspek-
ten wichtigen Fragen wurden genau geprüft und im 
Ergebnis positiv beurteilt. Das geschah auch im Hin-
blick auf eine Garantie der Slowakischen Republik 
für alle Zahlungsverpflichtungen aus dem Darle-
hensvertrag. 

Dieses Vorgehen, das heißt umfassende Prüfung, 
Klären von Zweifelsfragen, Fordern von Erklärungen 
und Festlegen von Planvoraussetzungen, zeigt, daß 
der Interministerielle Ausschuß für Ausfuhrgewähr-
leistung in der Lage ist, auch komplexe Projekte effi-
zient zu unterstützen. 

Die Tatsache, daß Sie, meine Damen und Herren 
von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, mit dem 
Ergebnis nicht zufrieden sind, bedeutet aber nicht, 
daß die im IMA vertretenen Resso rts nicht alles ge-
wissenhaft bedacht hätten. Eine solch verantwor-
tungsvolle Prüfung entspricht auch den bereits jetzt 
geltenden Richtlinien. Es gibt deshalb keinen Grund, 
die 1996 nach Unterrichtung des Parlaments endgül-
tig erteilte Deckung wieder in Frage zu stellen. 

Der zweite Komplex, zu dem ich sprechen möchte: 
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat einen wei-
teren Antrag gestellt, der zur Debatte steht. Danach 
soll Hermes in ein primär umwelt- und entwicklungs-
politisches Instrument umfunktioniert werden. 

(Wolfgang Schmitt [Langenfeld] [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]: Oh!) 

Hermes ist aber gerade kein Instrument der Entwick-
lungshilfe, Herr Kollege Schmitt, weil die Ausfuhrge-
währleistungen des Bundes für kommerzielle Finan-
zierungen, das heißt: Finanzierungen ohne Schen-
kungselement, gegen Zahlung einer Versicherungs-
prämie, die am Risiko bemessen wird, gewährt wer-
den. 

Herr Kollege Köhne, die Hermes-Bürgschaften 
sind auch keine Subventionen. Das Instrument trägt 
sich längerfristig selbst. Hermes war 30 Jahre lang, 
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bis zum Beginn der internationalen Verschuldungs-
krise Anfang der 80er Jahre, in den schwarzen Zah-
len. Seit einigen Jahren verbessert sich das finan-
zielle Jahresergebnis wieder ganz deutlich. 

Der Entschließungsantrag erweckt den Eindruck, 
Hermes  fördere in erster Linie sensitive Güter. Auch 
dieser Eindruck, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist 
falsch. Der Anteil der Rüstungsgüter am insgesamt 
gedeckten Auftragswert lag in den letzten Jahren bei 
nur 1 Prozent und entfiel zudem auch noch auf 
NATO-Länder bzw. diesen gleichgestellte Pa rtner. 

Auch bei den Kernkraftwerken entspricht die In-
tensität der öffentlichen Diskussion in keiner Weise 
dem Umfang dieses Geschäfts. Über etwa 20 Jahre 
wurden keine neuen Kernkraftwerke mehr in Dek

-

kung genommen. In den letzten Jahren wurden ei-
nige Anträge zur Modernisierung und Rehabilitie-
rung bestehender Kernkraftwerke genehmigt; über 
einen haben wir eben gesprochen. 

Primärer Zweck des Hermes-Instruments ist und 
bleibt also, die deutsche Exportwirtschaft im interna-
tionalen Wettbewerb zu unterstützen. Mit Hermes 
werden gerade die interessanten, aber schwierigen 
Absatzmärkte erschlossen. Dies kommt insbesondere 
dem Mittelstand zugute. 

Wenn der Kollege Mosdorf noch hiergewesen 
wäre, hätte ich ihm gerne noch etwas gesagt. Aber 
meine Redezeit ist sowieso abgelaufen. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich schließe da-
mit die Aussprache. 

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorla-
gen an die in der Tagesordnung aufgeführten Aus-
schüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit einverstan-
den? - Das ist der Fall. Dann sind die Überweisungen 
so beschlossen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 12 auf: 

Aktuelle Stunde 

auf Verlangen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 

Haltung der Bundesregierung zu der vom 
Bundesrat geplanten Verschärfung des Asyl-
bewerberleistungsgesetzes 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat zunächst 
die Abgeordnete Andrea Fischer. 

Andrea Fischer (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Das Ziel des Gesetzentwurfes, der soeben vom Bun-
desrat verabschiedet wurde, liegt in der Unterbin-
dung des Mißbrauchs von Sozialleistungen. Als So-
zialpolitikerin kann man im Ernst nicht dagegen 
sein, weil Sozialmißbrauch die Legitimität von Sozial-
leistungsgesetzen untergräbt. Aber hier stellt sich die 
Frage: Haben wir es überhaupt mit Mißbrauch zu 
tun? 

Nach dem Gesetzentwurf sollen Ausländer mit ei-
nem unsicheren Aufenthaltsstatus von Leistungen 
des Asylbewerberleistungsgesetzes ausgeschlossen 
werden. Man kann sich ganz schnell im Dickicht des 
unübersichtlichen Ausländerrechts verlieren. Lassen 
Sie uns aber lieber von den Menschen reden, um die 
es hier geht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS sowie des Abg. Uwe Lühr 

[F.D.P.]) 

Es geht zum Beispiel um rund 5000 ausreisepflich-
tige algerische Flüchtlinge, die in Deutschland 
Schutz suchen vor dem Terror in ihrem Heimatland. 
Wegen des in vielen Fällen nichtstaatlichen Charak-
ters des Terrors in Algerien erhalten diese Flücht-
linge nach unseren sehr strengen Asylgesetzen in 
Deutschland kein Asyl. Weil die Lage in Algerien 
aber unabweisbar dramatisch ist, ist es in den letzten 
Tagen zu einer Debatte darüber gekommen, ob man 
für sie nicht ein Abschiebestopp verhängen sollte. 

Die Innenministerkonferenz hat eine sorgfältige 
Prüfung im Einzelfall zugesagt, wenn es denn bei der 
Rückführung um Gefahr für Leib und Leben geht. 
Dieses Versprechen ist das Papier nicht we rt , auf 
dem es abgegeben wurde. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

Wenn der Gesetzentwurf durchkommt, dann wird 
diesen algerischen Flüchtlingen jede materielle Un-
terstützung entzogen. Sie haben dann gar keine 
Alternativen, außer sich entweder in die Kriminalität 
zu flüchten - arbeiten dürfen sie ja nicht, um ihren 
Lebensunterhalt zu verdienen - oder in ihr Heimat-
land zurückzukehren. Das halte ich für eine beson-
ders niederträchtige Form, um Abschiebebegehren 
durchzusetzen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS sowie des Abg. Uwe Lühr 

[F.D.P.]) 

Deutsche Behörden haben die Abschiebung mit 
Verweis auf die gefährliche Lage in Algerien ausge-
setzt. Dann wird die Abschiebung durch den Entzug 
der materiellen Lebensgrundlagen hinterrücks er-
zwungen, ohne daß sich ein einziger Polizist die Fin-
ger schmutzig machen muß. Der Rechtsstaat wird da-
mit ad absurdum geführt, das Sozialrecht in sein Ge-
genteil verkehrt. Es soll nicht länger sozialen Schutz 
gewähren, sondern durch den Entzug des sozialen 
Schutzes soll massiver Druck zum Verlassen des Lan-
des ausgeübt werden. Diese Perversion des Sozial-
rechts trifft auf unseren erbitterten Widerstand. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Reden wir noch von einer anderen Gruppe, von 
den rund 200 000 bosnischen Flüchtlingen und von 
den Kosovo-Albanern. Der neugewählte Präsident 
der Republika Srpska, Dodik, hat angekündigt, sein 
Land wolle die Flüchtlinge wieder aufnehmen. Diese 
Ankündigung kann er aber nicht von einem Tag auf 
den anderen umsetzen, ohne dem Wiederaufbaupro-
zeß in seinem Lande schweren Schaden zuzufügen. 
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Wovon aber sollen die bosnischen Flüchtlinge in den 
nächsten Monaten, die bis zu ihrer Rückkehr in ihr 
Land vergehen mögen, leben, wenn dieser Gesetz-
entwurf durchkommt und ihnen die materielle Unter-
stützung unterzogen wird? Mir drängt sich der Ver-
dacht auf, daß der großen Koalition der Law-and-or-
der-Politiker eine erhöhte Kriminalität von Flüchtlin-
gen in den nächsten Wahlkampfmonaten nicht unge-
legen käme: Man hätte ein Thema, mit dem man von 
den ungelösten innenpolitischen Problemen ablen-
ken könnte. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Mich macht es richtig fassungslos, zu welchen Ge-
meinheiten man rechtsstaatliche Mittel nutzen kann. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Nehmen wir die Kosovo-Albaner. Trotz schwerster 
Verfolgung erhalten sie wegen des restriktiven Asyl-
rechts hier kein Asyl. Mit Jugoslawien wurde ein 
Rückübernahmeabkommen vereinbart, das in der 
Praxis nur zu einer sehr langsamen Rückkehr führt, 
weil Jugoslawien nur wenige Menschen aufnimmt. 
Obwohl wegen dieses Abkommens die Rückkehr 
nicht möglich ist, wollen Sie die Menschen aus 
Deutschland vertreiben, indem Sie sie dem Hunger 
aussetzen. Es macht mich unglaublich zornig, mit 
welchem Zynismus Menschen hier in eine rechtliche 
Falle gejagt werden, aus der sie sich nur durch neu-
erliche Flucht befreien können: durch eine Flucht ge-
nau in das Land, aus dem sie zuvor vor der Verfol-
gung geflohen sind. 

Das Asylbewerberleistungsgesetz selbst war be-
reits der Sündenfall. Damals haben Sie ein geteiltes 
Existenzminimum eingeführt. Seitdem haben wir 
zwei Klassen von Armen. Im nächsten Schritt haben 
Sie die Zahl der Menschen, die nur die schlechten 
Leistungen erhalten, dramatisch ausgeweitet. Jetzt 
muten Sie ihnen zu, drei Jahre von Eßpaketen und 
mit eingeschränkter medizinischer Versorgung zu 
leben. 

Nun geht man noch einen Schritt weiter und ent-
zieht den Betroffenen jedwede Unterstützung. Falls 
es überhaupt noch Leistungen gibt, dann in Form 
von Almosen und nach freiem Ermessen der Sozial-
behörde. Ich hätte es mir in meinen schlimmsten Alp-
träumen nicht vorgestellt, daß mein Land mit fein 
säuberlichen rechtsstaatlichen Vorschriften Men-
schen in die Not treibt, anstatt ihre Menschenrechte 
zu schützen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der PDS) 

Mit der drastischen Einschränkung des Asylrechts 
und mit der Abschottung der Grenzen haben Sie die 
Zahl derjenigen, die in unserem Land Zuflucht fin-
den können, ohnehin schon stark dezimiert. Dann 
sollten Sie wenigstens diejenigen, die es überhaupt 
noch hierher schaffen, anständig behandeln. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der PDS) 

Heute behaupten Sie, Sie würden unseren Sozial-
staat vor Mißbrauch schützen. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Jawohl!) 

Morgen werden wir alle merken, daß wir unserer 
Selbstachtung und Würde großen Schaden zugefügt 
haben, indem wir solche ungeheuerlichen Vorgänge 
zugelassen haben. Werfen Sie nicht alle Ansprüche 
an Rechtsstaat und Menschenwürde über Bord! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
der SPD und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Wolfgang Lohmann. 

Wolfgang Lohmann (Lüdenscheid) (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Jetzt sind von denjenigen, die diese Aktuelle 
Stunde beantragt haben, wenigstens zehn im Saal. 

(Dr. Helmut Lippelt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wir sind hier stärker vertreten 
als ihr, mein Lieber! - Dr. Dagmar Enkel

-

mann [PDS]: Ihnen scheint das Thema nicht 
so wichtig zu sein!) 

Das Schaulaufen für die Wahlen hat begonnen, und 
die rotgrüne Opposition kreist hilflos auf dem Eis. 

(Dr. Helmut Lippelt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was meinen Sie denn damit?) 

- Wenn Sie nicht soviel dazwischenschreien würden, 
hätten Sie das verstanden. Ich kann es aber gern wie-
derholen. 

(Christa Nickels [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Sie brauchen uns nicht noch einmal 
zu beleidigen!) 

- Sie sind doch gar nicht zu beleidigen. 

Diese Feststellung ist angesichts der - überflüssi-
gen - Aktuellen Stunde auf Antrag Ihrer Fraktion 
mehr als angebracht. Denn noch bevor überhaupt 
klar war, daß der Bundesrat seinen Gesetzentwurf 
für ein Zweites Gesetz zur Änderung des Asylbewer-
berleistungsgesetzes beschließen würde, beantrag-
ten Sie - interessanterweise - schon am Dienstag 
eine Aktuelle Stunde über die Haltung der Bundes-
regierung zu dieser Frage. 

Was hat nun eigentlich dieser Gesetzentwurf des 
Bundesrates so Spektakuläres zu bieten? Soll das 
Asylbewerberleistungsgesetz ersatzlos abgeschafft 
oder der Bedarf weiter eingeschränkt werden? Bei-
des ist nicht der Fall. Der Gesetzentwurf ist unspek-
takulär. Bereits kurze Zeit nach dem Inkrafttreten 
des ersten Asylbewerberleistungsgesetzes zum 1. Juli 
des vergangenen Jahres, das die Mehrheit der Bun-
desländer über ein Jahr verzögert hatte, hat das Land 
Berlin im September einen ergänzenden Gesetzesan-
trag im Bundesrat vorlegt. 

(Joseph Fischer [Frankfurt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Lohmann, Lüdenscheid!) 

- Sie können ruhig meinen Namen nachlesen. Sie 
können auch versuchen, mich zu Hause mit diesen 
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Fragen zu belästigen. Ich stehe zu dem, was ich hier 
heute sage. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich nenne einmal ein Beispiel: Der Ausländer X 
wird von einer Schlepperbande in die Bundesrepu-
blik Deutschland gebracht. Er reist in unser Land 
ausschließlich ein, um in den Genuß der - jedenfalls 
in seinen Augen üppigen Sozialleistungen zu kom-
men. Er stellt nach entsprechender Beratung keinen 
Asylantrag und ist heute trotzdem leistungsberech-
tigt. Das heißt, die Solidargemeinschaft muß ihn 
finanzieren. So ist der Stand. 

Ich frage: Ist es spektakulär, Schlepperbanden die 
Geschäftsgrundlage zu entziehen und Personen von 
Sozialleistungen auszuschließen oder ihre Soziallei-
stungen einzuschränken, die sie nach unserer ge-
meinsamen Meinung nie bekommen sollten? Ich 
meine, nein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Diese Einzelregelung führte bei den Bundeslän-
dern dann zu einer breiteren Diskussion, die auch 
von den SPD-geführten Bundesländern mitgetragen 
wurde, welche das erste Asylbewerberleistungsge-
setz, wie ich soeben sagte, lange blockiert hatten. Im 
Ergebnis verständigte sich der Bundesrat nun darauf, 
daß die Leistungsberechtigung auch bei Ausländern 
entfallen soll, deren Aufenthalt aus von ihnen zu ver-
tretenden Gründen nicht beendet werden kann. Dies 
sind beispielsweise die Fälle, in denen die Beteiligten 
mit Hilfe der Paßvernichtung oder auch der Weige-
rung, sich einen Paß zu beschaffen, erreichen wollen, 
unser Land nicht verlassen zu müssen. Ist es spekta-
kulär, so frage ich, Mißbrauch zu sanktionieren? 

Auch Personen, die nicht freiwillig ausreisen, ob-
wohl sie dies könnten, und bei denen eine Abschie-
bung nicht möglich ist, können zukünftig vom Lei-
stungsbezug ausgeschlossen werden. So lautet der 
Antrag. Dabei ist ausdrücklich festzustellen - das ha-
ben wir erst in den letzten Minuten erfahren -, daß 
der Bundesrat die Ziffer 3 des ursprünglichen Antra-
ges korrigiert bzw. herausgenommen hat, so daß Bos-
nien bzw. die Kriegsflüchtlinge gar kein Thema mehr 
sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Dr.  Heidi Knake-Werner [PDS]: Das ist der 

blanke Populismus!) 

Ist es spektakulär, daß zukünftig bei unbegründe-
ter Ablehnung einer Tätigkeit, nämlich der Auf-
nahme einer zumutbaren Arbeit, Leistungen entfal-
len sollen? Warum eigentlich haben wir im Sozialhil-
ferecht verankert, daß nach einem Angebot zumut-
barer Arbeit und entsprechender Verweigerung be-
stimmte Abzüge erfolgen? Warum soll es nicht in die-
sem Bereich genauso sein? Warum soll das nicht auf 
diejenigen übertragen werden, die sich in Abschie-
behaft usw. befinden? 

(Andrea Fischer [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Jetzt lenken Sie nicht ab!) 

Nun fordern Gruppen, zu denen auch Sie zählen - 
Sie regen sich ja maßlos auf; ich denke auch an an- 

dere Gruppen; es wird ja auf kirchliche Einrichtun-
gen usw. verwiesen -, alles beim alten zu belassen. 

(Christa Nickels [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Sie tragen das „C" im Namen! Dar

-

auf sollten Sie mal hören!) 

- Wenn man in Ihr Gesicht sieht, dann kennt man die 
politische Grundeinstellung. Das ist ja offensichtlich. 

(Widerspruch beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN - Dr. Uwe Küster [SPD]: Das ist jen-
seits von allem, was hier bisher geäußert 
wurde! - Joseph Fischer [Frankfurt] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Meine Güte!) 

- Solche Gröltypen wie Sie haben sich noch nie geän-
dert. 

(Christa Nickels [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Pontius Pilatus läßt grüßen!) 

Wenn diese Gruppen jetzt fordern, alles beim alten 
zu belassen, dann sollten sie den Menschen in unse-
ren Kommunen erklären, warum Zuschüsse für Ju-
gendarbeit in Sportvereinen, kulturelle Veranstaltun-
gen und die soziale Betreuung allgemein immer 
mehr heruntergefahren werden müssen. Jeder Kom-
munalpolitiker, egal, ob Sozial- oder Christdemokrat, 
weiß: Ein Hauptproblem der Kommunen sind die 
Sozialkosten. 

Verstehen Sie mich richtig: Niemand will asylbe-
gehrenden Menschen oder Flüchtlingen, die auf 
Grund von Kriegshandlungen derzeit nicht in ihr 
Heimatland zurückkehren können, die Lebens-
grundlage entziehen. Doch dem Geschäft von 
Schlepperbanden, dem Leistungsmißbrauch und der 
Überinanspruchnahme des Gastrechtes durch 
Flüchtlinge sollte zukünftig ein Ende gesetzt werden. 
Das ist unsere Auffassung. Deswegen begrüßen wir 
diesen Vorschlag. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Antje Hermenau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Mordsschlechte Rede!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Cornelie Sonntag-Wolgast. 

Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast (SPD): Meine Da-
men und Herren! Die kühle Lässigkeit, mit der Sie, 
Herr Kollege Lohmann, eben versuchten, das Thema 
abzuhaken, halte ich für gänzlich unangebracht. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Christa Nickels 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: „Christliche 

Politik" der CDU war das!) 

Ich muß durchaus gestehen, daß die geplanten Än-
derungen in mir ein tiefes Unbehagen erzeugen. Das 
sage ich in vollem Bewußtsein des schillernden Mei-
nungsbildes, das im Bundesrat herrscht, auch unter 
sozialdemokratisch geführten Ländern. 

Ich will mein Unbehagen erklären: Es richtet sich 
auf die gesamte Tendenz, den Zeitpunkt und den 
Zungenschlag. Mir ist dabei sehr wohl klar, daß es 
um die ungeliebteste Gruppe von Zuwanderern 
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geht: um Ausreisepflichtige, abgelehnte Asylbewer-
ber, illegal Eingereiste. Es ist sicherlich überlegens-
wert, diesen Gesetzentwurf in einigen Punkten zu 
billigen, zum Beispiel in dem Bestreben, Sozialhilfe-
empfänger und sogenannte Leistungsberechtigte 
gleichzustellen. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Aha!) 

Ich könnte auch noch akzeptieren, wenn illegal Ein-
gereiste, die keinen Asylantrag gestellt haben, dann 
auch nur eingeschränkt Anspruch auf finanzielle Lei-
stungen haben. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Aha!) 

Aber, meine Damen und Herren: Wenn die radika-
len Kürzungen auch Bürgerkriegsflüchtlinge treffen 
sollen - Geduldete, Menschen, die nach abgelehn-
tem Asylantrag eben noch nicht das Land verlassen 
haben -, dann kann das meine Billigung nicht finden. 
Insofern habe ich schon Verständnis dafür, daß die 
Arbeiterwohlfahrt von „kalter Abschiebung durch 
Aushungern" spricht. Und was ist eigentlich mit sol-
chen, die nicht freiwillig ausreisen, obwohl es, wie es 
im Text heißt, „tatsächlich oder rechtlich möglich" 
wäre? Ich frage mich: Fallen darunter etwa auch die 
afghanische Frau, die davor zurückschreckt, sich den 
fast sklavischen Unterdrückungsmethoden der Tali-
ban auszuliefern, und die abgelehnten algerischen 
Asylbewerber? 

(Andrea Fischer [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Fragen Sie das Herrn Glo

-

gowski, Frau Sonntag-Wolgast!) 

- Ich verstehe Ihre Zwischenrufe nicht. Es tut mir 
leid, daß ich mich damit jetzt nicht auseinanderset-
zen kann. 

(Andrea Fischer [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Diese Frage müssen Sie Herrn 

Glogowski stellen, nicht uns!) 

Ich vermag nicht zu sehen, wie eine Behörde ei-
nem Flüchtling hieb- und stichfest nachweisen will, 
daß er ausschließlich deshalb nach Deutschland ge-
kommen ist, um hier soziale und finanzielle Leistun-
gen in Anspruch nehmen zu können. 

Schlimmer ist noch: Vorgestern hat der Bundesin-
nenminister das politische Vorhaben auf die Spitze 
getrieben. Nach einer Pressemeldung sagte er 
schlankweg, ausreisepflichtigen Ausländern sollte 
nur noch die Unterbringung in einer Sammelunter-
kunft, ohne jede Geldleistung, gewährt werden, also 
nicht einmal ein Minimum für den alltäglichen Be-
darf und offenbar auch keine medizinische Hilfe 
mehr. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Das fiele dann wirklich unter die Rubrik: Wegekeln, 
Austrocknen der Existenz. Und leider, so fürchte ich, 
Herr Fink, findet das auch noch postwendend den 
Applaus der Stammtische. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Das stimmt 
doch alles gar nicht! - Ul rich Irmer [F.D.P.]: 

Das sind Greuelszenarien!) 

- Ich führe einfach aus, wie diese Pressemitteilung 
aufzufassen ist. Wenn Sie sie noch nicht gelesen ha-
ben, dann tun Sie es bitte einmal! 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Nach dem 
Gesetz müssen Sie schauen, nicht danach, 

was in der Presse steht!) 

- In diesem Moment war gar nicht von dem Gesetz 
die Rede, sondern von dem, was der Bundesinnenmi-
nister sagt. Die Aktuelle Stunde beschäftigt sich 
doch wohl mit der Haltung der Bundesregierung zu 
den geplanten Maßnahmen im Asylbereich. Da wird 
man sich doch wohl mit dem, was der Innenminister 
sagt, auseinandersetzen dürfen. Darum geht es hier. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

(Vorsitz : Vizepräsident Hans-Ulrich Klose) 

Darüber hinaus dürften sich die Betroffenen in 
Schwarzarbeit flüchten oder gar in Kriminalität. Das 
kann doch wohl niemand hier wünschen. 

Ich will überhaupt nicht leugnen, daß es Flücht-
linge gibt, denen man sehr ha rt  und eindeutig sagen 
muß, daß sie hier nicht bleiben können. Manch an-
dere aber trifft der allgemein erhobene Vorwurf des 
Mißbrauchs zu Unrecht. Vor allem aber - das emp-
finde ich eigentlich als das Schlimmste -: Wir erleben 
in diesen Monaten eine Kette von Maßnahmen, die 
ganz unterschiedliche Gruppen von Zuwanderern 
treffen. Aber immer sind sie restriktiv. 

Erst war es die Visapflicht für Kinder aus ehemali-
gen Gastarbeiterfamilien; dann, im vergangenen 
Sommer, waren es die abgesenkten Sozialhilfebei-
träge im Asylbewerberleistungsgesetz; dann Schika-
nen für ausländische Studenten; vor wenigen Wo-
chen war es die realitätsferne Debatte über die Ver-
ringerung der Zahl ausländischer Erntehelfer, die 
hier zu Minilöhnen beschäftigt werden; zu Beginn 
dieses Jahres war es die Panikmache des Bundesin-
nenministers angesichts der kurdischen Flüchtlinge 
in Italien - lauter Zeichen, die die Bürger der Bundes-
republik in dem Gefühl bestärken müssen, alle Zu-
wanderer, ohne Ausnahme, egal um welche Gruppe 
es geht, seien eine Bedrohung und eine Belastung. 

Auf der anderen Seite unternimmt die Bundesre-
gierung nichts, aber auch gar nichts, um für friedli-
che Partnerschaft zwischen Deutschen und Nicht-
deutschen zu werben und Vorurteile zu entkräften. 
Vor einer solchen Talfahrt in die Niederungen des 
Populismus kann ich uns alle nur dringend warnen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Uwe Lühr, F.D.P. 

Uwe Lühr (F.D.P.): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wir haben es heute mit 
einem absoluten verfahrensmäßigen Novum zu tun: 
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen beantragt eine 
Aktuelle Stunde, weil der Bundesrat - vielleicht - 
eine Verschärfung des Asylbewerberleistungsgeset- 
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zes plane. Eine Entscheidung des Bundesrates dar-
über, ob die Empfehlungen der Ausschüsse für Inne-
res und Gesundheit tatsächlich im Plenum des Bun-
desrates verabschiedet und als Gesetzentwurf des 
Bundesrates eingebracht werden würden, war aber 
noch gar nicht sicher, als der Antrag für eine Aktuelle 
Stunde gestellt wurde. Das hat sich in der Tat erst 
heute früh entschieden - interessanterweise mit der 
Zustimmung des Landes Niedersachsen! 

Wir haben aber mittlerweile eine eingehende Stel-
lungnahme des Hohen Flüchtlingskommissars der 
Vereinten Nationen, der eine Reihe Vorbehalte äu-
ßert . 

Wir sind also sozusagen in der nullten Lesung ei-
nes zweiten Gesetzes zur Änderung des Asylbewer-
berleistungsgesetzes. Kritik an Entscheidungen des 
Ältestenrates sind ja nicht opportun. Das weiß ich 
sehr wohl. Dennoch denke ich, daß dieses Verfahren 
keine Schule machen sollte. 

Meine Damen und Herren, der Gesetzesantrag des 
Landes Berlin ist durch die Empfehlungen der Bun-
desratsausschüsse zwar erheblich erweitert worden, 
aber ohne genauere Prüfung ist aus meiner Sicht 
noch fraglich, ob er damit auch wirklich verbessert 
wurde. 

Der ursprüngliche Antrag des Landes Berlin be-
stand nur darin, entsprechend einer Regelung, die es 
im Bundessozialhilfegesetz bereits gibt, solchen 
Menschen die Leistungen nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz nicht zu gewähren, die offensichtlich 
deswegen ins Land kommen, um diese Leistungen 
zu erhalten, bei denen also die Geldleistung das Mo-
tiv für die Einreise ist. Eine solche Regelung wäre in 
der Tat sinnvoll gewesen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Ausländer mit einem gefestigten Aufenthaltssta-
tus, die die höheren Leistungen nach dem Bundesso-
zialhilfegesetz erhalten, müssen sich unter Umstän-
den entgegenhalten lassen, daß die Leistungsgewäh-
rung der Grund für ihre Einreise war. 

Nach dem Asylbewerberleistungsgesetz, das Men-
schen mit nicht so gefestigtem Aufenthaltsstatus er-
faßt, fehlt allerdings bisher eine solche Regelung. 
Zwar darf man schon darüber nachdenken, ob es 
richtig sein kann, daß Ausländern, die sich illegal 
einschleusen lassen, um die im Verhältnis zum Hei-
matland üppigen Geldleistungen, von denen die 
Schleuserkosten abgezweigt werden, in Anspruch zu 
nehmen - nach geltender Rechtslage auch dann, 
wenn sie keinen Asylantrag stellen -, ein Anspruch 
auf diese Leistungen zusteht, der nicht einmal einge-
schränkt werden kann. Allerdings durfte es schon 
sehr verwundern, wenn ausgerechnet aus dem SPD- 
dominierten Bundesrat, der sonst immer als Besitz-
standswahrer auftritt, einige Einschnitte in soziale 
Leistungen vorgeschlagen werden, die eher als ein 
Versuch anzusehen sind, die Regelungen des Aus-
länderrechts zu umgehen. 

Menschen, die sich, wie etwa die Flüchtlinge aus 
dem ehemaligen Jugoslawien, nur noch auf Grund  

einer Duldung im Bundesgebiet aufhalten, obwohl 
sie prinzipiell ausreisen könnten, würden, ginge es 
nach dem Beschluß des Bundesrates, Leistungen 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz nur noch ge-
währt, „soweit" - ich zitiere - „dies im Einzelfall 
nach den Umständen unabweisbar geboten ist". 

Da muß ich mich schon fragen, wann das denn der 
Fall sein soll. Eine derart  unbestimmte Formulierung 
ließe eine Absenkung der Leistungen bis auf null zu. 
Der Status der Duldung wird doch nicht ohne Grund 
erteilt, sondern deswegen, weil die Ausreise in das 
Heimatland mit Gefahr für Leib oder Leben verbun-
den oder sonst rechtlich oder tatsächlich unmöglich 
ist. Wir erteilen diesen Menschen ausländerrechtli-
che Duldungen, weil es eben nicht sinnvoll ist, diese 
Menschen in ein von vornherein aussichtsloses Asyl-
verfahren zu drängen. 

Für Bürgerkriegsflüchtlinge haben wir im Auslän-
dergesetz einen Sonderstatus geschaffen, auf dessen 
Umsetzung sich Bund und Länder noch immer nicht 
einigen konnten. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Das ist ein Skandal!) 

Wenn man solchen Menschen vorübergehend über 
eine Duldung den weiteren Aufenthalt im Bundesge-
biet ermöglicht, dann hat der Staat auch eine Pflicht, 
diesen Menschen ein menschenwürdiges Dasein zu 
ermöglichen und ihnen zumindest das Existenzmini-
mum zu sichern. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P., der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 

und der PDS) 

Dazu gehört mehr als nur Butterbrot und Rückfahr-
karte. Hier kann man an die Adresse des Innenmini-
steriums nur sagen: Wer sich geduldet im Bundesge-
biet aufhält, ist gerade nicht illegal, sondern legal 
hier im Lande. 

(Beifall bei der F.D.P., der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der PDS) 

Es darf nicht sein, daß man diesen Flüchtlingen, die 
sicherlich nicht freiwillig gekommen sind, sondern 
wegen der schlimmen Zustände in ihrem Land, die 
Mittel für eine menschenwürdige Existenz in unse-
rem Land verweigert und dadurch versucht, sie zur 
Ausreise zu zwingen. Geduldete Bürgerkriegsflücht-
linge und abgelehnte Asylbewerber haben bei uns 
im Gegensatz zu anderen europäischen Ländern 
nicht die befriedigende Alte rnative, bis zu ihrer Aus-
reise ihren Lebensunterhalt durch Arbeit zu bestrei-
ten, weil sie gleichzeitig ein Arbeitsverbot trifft. 

(Christa Nickels [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Richtig!) 

Nach dem Beschluß des Bundesrates von heute 
vormittag, diese Änderungswünsche zum Asylbe-
werberleistungsgesetz als Gesetzentwurf einzubrin-
gen, werden wir noch genügend Gelegenheit haben, 
uns im einzelnen mit diesen Regelungen im üblichen 
parlamentarischen Verfahren auseinanderzusetzen. 
Ich gehe davon aus, daß die Hinweise des Hohen 
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Flüchtlingskommissars dabei eine nicht untergeord-
nete Rolle zu spielen haben. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Dr. Heidi Knake-Werner, PDS. 

Dr. Heidi Knake-Werner (PDS): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Der Vorstoß des 
Landes Berlin zur Änderung des Asylbewerberlei-
stungsgesetzes ist ein Vorstoß gegen die Menschen-
würde, ein Vorstoß gegen den Grundsatz, daß die 
Menschenwürde unteilbar ist. 

(Beifall bei der PDS) 

Hier im Hause waren sich bisher die Oppositionspar-
teien einig, daß eine weitere Verschlechterung des 
Asylbewerberleistungsgesetzes dringend verhindert 
werden muß. Aber in den Ländern sind die Minister 
und die Ministerpräsidenten, auch die der SPD, wie-
der einmal mit dabei, wenn es darum geht, der Kan-
ther-Koalition zu Mehrheiten zu verhelfen und damit 
Flüchtlingen die Leistungen noch weiter zusammen-
zustreichen oder ganz zu verweigern. 

(Christa Nickels [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Beckstein und Glogowski Seite an 
Seite!) 

Die Initiative Berlins wurde von den Ländern Bay-
ern, Baden-Württemberg und Niedersachsen noch 
weiter verschärft. 

(Rolf Köhne [PDS]: Leider, leider!) 

- Ja, auch von Niedersachsen; leider, leider. 

Aber alle, die sich an die letzte Sparrunde zum 
Asylbewerberleistungsgesetz hier im Hause erin-
nern, wird das überhaupt nicht wundern. Auch dabei 
spielte Herr Glogowski, der Innenminister von Nie-
dersachsen, bereits eine höchst unrühmliche Rolle, 
so wie er es auch heute im Bundesrat getan hat, wie 
man den Tickermeldungen entnehmen kann. 

(Beifall bei der PDS und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Während in der letzten Woche noch 14 Länder im 
Fachausschuß des Bundesrates dem verschärften Ge-
setzentwurf zugestimmt haben, wurde ja - ich sage: 
zum Glück - zumindest von allen rotgrünen Länder-
regierungen die Notbremse gezogen. 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, was im 
Bundesrat beschlossen wird, macht deutlich, daß 
Asyl- und Flüchtlingsfragen zunehmend unter die 
Räder finanzpolitischen Kalküls geraten. Berlins In-
nensenator Schönbohm, der ja bekanntermaßen aus 
seinem Herzen keine Mördergrube macht, hat der 
Öffentlichkeit bereits mitgeteilt, daß nach einer Neu-
regelung in Berlin 42 000 Personen die Leistungen 
gestrichen werden können. Die eingesparten 550 Mil-
lionen seien dringend nötig, um Haushaltslöcher zu 
stopfen. Bei der desolaten Haushaltslage der Stadt 
Berlin ist offensichtlich keine Geldquelle mehr schä-

big genug. Eine solche Position ist sittenwidrig. Sie 
bestreiten den Menschen das lebensnotwendige Exi-
stenzminimum, um diese Gelder in den schwarzen 
Löchern des Haushalts verschwinden zu lassen. 

(Beifall bei der PDS und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Nun ist ja gestern abend im Abgeordnetenhaus in 
Berlin mit der Mehrheit der Fraktionen von SPD, 
Grünen und PDS die Sozialministerin Hübner zu-
rückgepfiffen worden, und sie ist aufgefordert wor-
den, jetzt wenigstens nicht der verschärften Lösung 
zuzustimmen. Schönbohm jedoch geht weiter davon 
aus, daß nicht alle ausreisepflichtigen Ausländer bis 
zum Ende ihres Verfahrens gegen die Bundesrepu-
blik finanziell unterstützt werden könnten. Was heißt 
denn das im Klartext? - Wer jetzt gegen die Ausreise-
aufforderung Rechtsmittel einlegt, wer Gründe gel-
tend macht, derentwegen er nicht abgeschoben wer-
den sollte, der wird das nicht mehr tun können, wenn 
ihm oder ihr in dieser Zeit die Grundlage entzogen 
wird. Es soll also den geduldeten Flüchtlingen in 
Deutschland künftig keinerlei Leistung mehr ge-
währt werden, weder Geld noch Sachmittel. So will 
man diejenigen, die nicht abgeschoben werden kön-
nen, zur „freiwilligen Ausreise" zwingen. „Aushun-
gern" ist doch hier wohl das richtige Wo rt . 

Peinlich ist in diesem Zusammenhang - auch das 
sage ich mit aller Deutlichkeit -, daß ein SPD-regier-
tes Land wie Brandenburg nun auch noch bei Flücht-
lingen zwischen solchen und anderen unterscheiden 
will. Flüchtlingen aus Bosnien wird noch ein bißchen 
Hilfe gewährt, aber Kosovo-Albaner, Flüchtlinge aus 
Afghanistan und Algerien stürzen endgültig ins 
Nichts. 

(Ulf Fink [CDU/CSU]: Sonst loben Sie die 
Regine Hildebrandt doch immer!) 

- Ich wüßte das nicht. 

Die Frage, ob jemand Sozialleistungen erhält oder 
nicht, wird nicht mehr danach entschieden, ob derje-
nige für seinen Lebensunterhalt selbst sorgen kann 
oder nicht, sondern danach, ob es ins ausländerpoliti-
sche Konzept paßt. Das stellt das Sozialstaatsprinzip 
endgültig auf den Kopf. 

Das Ergebnis der Bundesratsinitiative wäre - so die 
unabhängige Expertenmeinung -, daß bis zu 240 000 
Menschen die Asylbewerberleistungen ganz entzo-
gen werden können. Die geplante Streichung fast 
sämtlicher Leistungen für geduldete und ausreise-
pflichtige Flüchtlinge empfinde ich als infam und ras-
sistisch. Sie ist Ausdruck einer Sichtweise, die 
Flüchtlinge nicht als Menschen in Not, sondern als 
Schmarotzer, Bittsteller und Betrüger betrachtet, de-
ren man sich schnellstens entledigen will. 

Ausreise- und Abschiebehindernisse wischen 
diese Innen- und Sozialminister und -ministerinnen 
mit einem Federst rich beiseite. Wer essen will, wer 
ärztliche Behandlung will, wer wohnen will, muß 
ausreisen. Hier gibt es für diese Menschen - Frauen, 
Männer und viele Kinder - nur noch ein Butterbrot 
und eine Fahrkarte. Zurückgejagt werden Menschen 
in die Serbische Republik in Bosnien, nach Algerien, 
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nach Afghanistan, in den Kosovo - alles Gebiete, in 
denen ihnen nachweislich Gefahr für Leib und Leben 
droht. 

Diese Bundesratsinitiative ist ein Paradebeispiel 
dafür, wie das Asyl- und Flüchtlingsrecht ausgehöhlt 
und bis zur Unkenntlichkeit entstellt wird. Sie ist 
gleichzeitig ein Vorgeschmack auf den künftigen 
Umgang der Regierenden mit dem Sozialstaatsprin-
zip. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Sie drücken Flüchtlinge mit dem Asylbewerberlei-
stungsgesetz nicht nur unter das Existenzminimum, 
sondern betrachten sie sogar ausschließlich als Ko-
stenstelle im Haushaltsgerangel. 

Wenn Sie sich einmal Gedanken über die Kosten 
machen würden, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
würden Sie feststellen: Wir geben pro Jahr 5 Milliar-
den DM im Zusammenhang mit dem Asylbewerber-
leistungsgesetz aus. Dieser Betrag ist geringer als die 
Steuereinnahmen, auf die Sie durch die Absenkung 
des Solidaritätszuschlages in diesem Jahr verzichten. 
Wenn man diese Größenordnungen betrachtet, muß 
man sagen: Das ist ein Skandal. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich sage Ihnen: Pax Ch risti hat absolut recht mit 
dem Vorschlag, das Gesetz ehrlicherweise gleich „fi-
nales Leistungsverweigerungsgesetz" zu nennen. 
Dem ist wirklich nichts hinzuzufügen. 

(Beifall bei der PDS und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Parlamentarische Staatssekretärin Dr. Sabine Berg-
mann-Pohl. 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Frau Fischer, ich möchte 
ganz kurz etwas zum Verfahren sagen. Der Bundes-
rat hat vor einer halben Stunde den Beschluß gefaßt, 
und wir sollen jetzt darüber diskutieren, ohne ge-
naue Kenntnis zu haben, wie der Beschluß überhaupt 
aussieht. 

(Amke Dietert-Scheuer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, wir machen eben voraus

-

schauende Politik!) 

- Ich bitte Sie! Sie wissen, daß es in Bundesratssit-
zungen auch noch Änderungen geben kann. 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Hoffentlich!) 

Das Verfahren ist schon sehr eigenartig. Wir kennen 
den genauen Wortlaut des Beschlusses nicht. 

Ich rate Ihnen, Art . 76 Abs. 3 des Grundgesetzes 
nachzulesen. Dort  werden der Bundesregierung 
sechs Wochen und nicht sechs Stunden oder sechs 

Minuten zugestanden, um eine Stellungnahme zu er-
arbeiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Widerspruch 
beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Christa 
Nickels [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie 

sollten einmal Art . 1 lesen!) 

Ich denke, die Botschaft dieser Regelung ist klar: Die 
Arbeit an Gesetzen hat zügig zu erfolgen; sie ver-
langt aber Besonnenheit und Gründlichkeit. 

(Andrea Fischer [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aber Ihre Meinung können wir 

heute doch schon einmal erfragen!) 

- Ich komme dazu; bleiben Sie ganz ruhig. 

Die Bundesregierung wird ihre Stellungnahme 
deshalb auch besonnen und gründlich erarbeiten. 
Sie wird das zügig tun. Zumindest die Koalitionsfrak-
tionen werden ebenso besonnen und gründlich zu ei-
ner Beschlußfassung im Deutschen Bundestag bei-
tragen. Wir halten nichts von unüberlegten Schnell-
schüssen, wie sie hier abgegeben werden sollen. 

Das Anliegen des Bundesrates, das hinter dieser 
Gesetzesinitiative zur Änderung des Asylbewerber-
leistungsgesetzes steht, teilen wir voll und ganz. Es 
geht im wesentlichen um finanzielle Leistungen an 
Ausländer, die nach unserer Rechtsordnung vollzieh-
bar, Frau Fischer, zur Ausreise verpflichtet sind, aber 
eben nicht ausreisen. Es handelt sich dabei um Per-
sonen, die einer eindeutigen Rechtspflicht nicht 
nachkommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es können natürlich unterschiedliche Gründe für 
eine nicht beabsichtigte Ausreise vorliegen. Es kön-
nen zum Beispiel Krankheit, die Nichtaufnahme im 
Herkunftsland, das Drohen von Gefahren für Leib 
und Leben sein, die dafür ursächlich sind. Das sind in 
der Tat beachtliche Gründe, die nicht einfach auf die 
Seite geschoben werden können. 

Letztlich geht es aber gar nicht um diese Asylbe-
werber. 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Worum geht es denn dann?) 

- Das sage ich Ihnen gleich. 

Es ist auch das nicht richtig, was hier mehrfach von 
der PDS und auch von Frau Fischer eben gesagt 
wurde, daß nämlich pauschal abgeschoben wird. Na-
türlich wird jeder Einzelfall geprüft. Das ist völlig 
klar. 

Es können aber auch andere Gründe vorliegen, die 
wir im Gegensatz zu den vorgenannten nicht akzep-
tieren können. Nur solche nicht hinnehmbaren 
Gründe werden in der Gesetzesinitiative aufgezählt 
und mit der Folge verbunden, daß solche Personen 
nicht mehr so finanziell unterstützt werden wie die 
anderen Ausreisepflichtigen, deren Hierbleiben für 
eine bestimmte Zeit zu tole rieren ist. 

Wer ist betroffen? - Betroffen sind vollziehbar aus-
reisepflichtige Ausländer, wenn sie nur deswegen 
hergekommen sind, weil sie finanzielle Leistungen in 
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Anspruch nehmen wollen. Betroffen sind auch voll-
ziehbar ausreisepflichtige Ausländer, wenn sie selbst 
dafür verantwortlich sind, daß sie nicht ausreisen 
können, 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Wer prüft denn das alles?) 

insbesondere in Fällen, in denen die eigene Identität 
oder Nationalität verschleiert wird oder Ausweispa-
piere einfach zum Verschwinden gebracht werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist das!) 

Betroffen sind ferner vollziehbar ausreisepflichtige 
Ausländer, wenn sie zwar aus bestimmten Gründen 
nicht abgeschoben werden können, aber ohne weite-
res freiwillig in ihr Herkunftsland oder einen anderen 
aufnahmebereiten Staat ausreisen können. Sie könn-
ten ihrer Rechtspflicht also nachkommen, wenn sie 
nur wollten. Das in diesen Fällen gezeigte Verhalten 
dürfen wir doch nicht noch durch eine ungerechtfer-
tigte Gewährung von Leistungen unterstützen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Sie, meine Damen und Herren von der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen, haben offenbar genau das 
im Sinn. 

(Christa Nickels [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Wie viele Einzelfälle haben Sie 
eigentlich mal selber geprüft?) 

Das haben Sie auch durch Ihre Reden dokumentiert. 
Genau das lehnen wir wie auch der Bundesrat ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Christa Nickels 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ich schicke 

Ihnen einmal Akten!) 

Meine Damen und Herren, etwas muß uns natür-
lich zusätzlich aufhorchen lassen: Da unterstützen 
die meisten SPD-geführten Länder - soweit ich weiß, 
haben alle SPD-geführten Länder im Bundesrat zu-
gestimmt - diese Initiative im Bundesrat, weil sie of-
fenbar die Probleme kennen, die in der Praxis - ich 
sage bewußt: leider - auftreten. Und was macht der 
ersehnte Koalitionspartner der SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen? - Er gräbt im Deutschen Bundestag, vor al-
ler Öffentlichkeit, Wort  für Wort  protokolliert, demon-
strativ das Kriegsbeil gegen diese SPD-regierten 
Länder aus. 

(Andrea Fischer [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das mit Rotgrün lassen Sie 

unsere Sorge sein!) 

- Das sind auch unsere Sorgen, Frau Fischer. Wir ha-
ben schon ein Interesse daran, was zwischen Ihnen 
abgeht. 

Ich hoffe nicht, daß sich die Kollegen von der SPD- 
Fraktion, Frau Sonntag-Wolgast, gegen eine Initia-
tive auch von SPD-geführten Ländern stellen oder 
hier zunächst herumlavieren wollen. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat 
Frau Senatorin Hübner, Berlin, Bundesrat. 

Senatorin Beate Hübner (Berlin): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist auch 
für mich ungewöhnlich, direkt nach einer Entschei-
dung des Bundesrates hier vor Ihnen zu einem 
Thema Stellung zu beziehen, das wir selbst als Initia-
tive in den Bundesrat eingebracht haben, die jetzt im 
übrigen - wenn Sie den Text vorliegen haben - ohne 
Ziffer 3 beschlossen worden ist. 

Vielleicht ist es hilfreich, an dieser Stelle noch ein-
mal auf die Grundsatzinitiative Berlins zurückzugrei-
fen. Uns ging es primär darum, eine Angleichung 
zwischen dem Asylbewerberleistungsgesetz und 
dem BSHG zu schaffen. Das sind unsere beiden größ-
ten Leistungsgesetze. Es gab bisher eine unter-
schiedliche Behandlung von Ausländern nach dem 
BSHG und nach dem Asylbewerberleistungsgesetz. 
Es wäre schon längst, eigentlich schon bei der letzten 
Novelle zum Asylbewerberleistungsgesetz, fällig ge-
wesen, hier eine Rechtsangleichung vorzunehmen. 
Es geht um die sogenannte „Um-zu-Regelung" . Wer 
eindeutig nach Deutschland kommt, um Leistungen 
zu beziehen, hat keinen Rechtsanspruch auf diese 
Leistungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Andrea Fischer 
[Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wer 

prüft das denn?) 

Es gab darüber eine sachliche Diskussion auch in 
den Ausschüssen des Bundesrates, die insgesamt der 
Situation der Länder sehr angemessen war. Ich war 
von der Atmosphäre während der Diskussion, die im-
merhin ein Vierteljahr angedauert hat, angenehm 
überrascht und angetan. Ich habe mich letzten Endes 
auch darüber gefreut, daß andere Bundesländer - 
und das unabhängig von den Regierungen - Erweite-
rungen eingebracht haben, die für meine Begriffe 
auch hilfreich sind, um dem sozialen Mißbrauch ent-
gegenzuwirken. 

Wenn Sie, Frau Fischer, sagen: Es gibt keinen Miß-
brauch, kann ich Ihnen dazu eine Zahl aus Berlin 
nennen. Immerhin sind im letzten Jahr 800 Bürger 
aus Ex-Jugoslawien illegal eingereist, meist mit Hilfe 
von Schlepperbanden, die allein in Berlin Kosten von 
10 Millionen DM, hochgerechnet auf das Jahr, verur-
sachen. Bei der derzeitigen Haushaltslage kann man 
solche Summen nicht außer acht lassen, obwohl der 
finanzielle Aspekt nicht der primäre Grund für die 
Initiative Berlins war. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die Stellungnahme des UNHCR bezieht sich im 
wesentlichen auf die Einbeziehung der Asylbewer-
ber bzw. Ausländer in den § 55 des Ausländergeset-
zes. Es bestehen da Bedenken, daß unter diese Rege-
lung auch die Personen fallen, die nach § 53 oder § 54 
des Ausländergesetzes eindeutig einen Anspruch auf 
Leistungen und auf Bleiberecht in Deutschland ha-
ben. Das sind diejenigen, denen Gefahr an Leib und 
Leben oder Folter droht, oder solche, denen auf 
Grund von Beschlüssen des Innenministeriums ein 
besonderes Bleiberecht gewährt wurde. Diese Perso- 
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nenkreise fallen eindeutig nicht unter die Regelung. 
Es ist lediglich gesagt worden, daß dem Personen-
kreis, der zwar geduldet wird, aber dessen Rückkehr 
kein Hindernis entgegensteht, keine Leistungen 
mehr zusteht. Das heißt nicht, daß er keine Leistun-
gen mehr bekommt oder daß er Deutschland sofort 
verlassen muß. Ich bitte an dieser Stelle darum, die 
Probleme auseinanderzuhalten. Wir sprechen hier 
nämlich nicht über die Novelle zum Ausländerge-
setz, also über das Statusrecht, sondern ausschließ-
lich über die Novelle zum Asylbewerberleistungsge-
setz. Wenn man diese beiden Dinge auseinanderhält, 
dann dürften eigentlich die Probleme, die Sie in die 
Diskussion eingebracht haben, an dieser Stelle nicht 
auftauchen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Frau Sonntag-Wolgast, vielleicht kann ich auch auf 
Ihre Frage eine direkte Antwort geben: Selbstver-
ständlich sind die Sondertatbestände nach dem Asyl-
verfahrensrecht durch diese Novelle zum Asylbewer-
berleistungsgesetz nicht tangiert. 

Ich würde mich eigentlich freuen, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, wenn die sachliche Dis-
kussion ohne die Polemik, die heute gerade von sei-
ten der Oppositionsparteien betrieben wurde, weiter 
fortgeführt werden könnte und wenn man gerade 
auch in diesem Gremium bei dieser hochsensiblen 
Thematik, die natürlich Gelegenheit dazu bietet, daß 
man sie politisch und polemisch überfrachtet, eine 
sachgerechte Diskussion führte, die diesem Perso-
nenkreis gegenüber angemessen ist. Es ist nämlich 
wichtig, immer deutlich zu machen, daß jeder, der 
unserer Hilfe bedarf, diese Hilfe auch in Deutschland 
bekommt. Allein durch Verhinderung von Mißbrauch 
können wir diese Personenkreise endgültig auch aus 
der Mißbrauchsdiskussion heraushalten. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Deswegen bitte ich Sie an dieser Stelle inständig, 
sachgerecht und nicht polemisch zu diskutieren. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Amke Dietert-Scheuer, Bündnis 90/Die Grü-
nen. 

Amke Dietert-Scheuer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Der Gesetzentwurf zur Verschärfung des Asyl-
bewerberleistungsgesetzes, der jetzt leider vom Bun-
desrat verabschiedet wurde, wird von allen, die et-
was von der Thematik verstehen, einhellig abge-
lehnt: von Kirchen, von Flüchtlingsorganisationen - 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

- ja, von Ihnen natürlich nicht; Sie verstehen ja auch 
nichts davon -, 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS - Wolfgang Zöller [CDU/ 
CSU]: Eine Frechheit! Wer nicht Ihrer Mei

-

nung ist, versteht nichts davon! Arroganter 
geht es gar nicht mehr!) 

von Wohlfahrtsverbänden und vom UNHCR. Die Ca-
ritas bezeichnet den Entwurf als ein „Gesetz, das 
dazu dient, Menschen auszuhungern". Der Münste-
raner Weihbischof Voß befürchtet die Abstempelung 
von Flüchtlingen als unerwünschte Personen. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Ich bin ein

-

mal gespannt, ob Sie den auch zum § 218 
zitieren würden!) 

Die Wohlfahrtsverbände kritisieren das Vorhaben als 
menschlich untragbar und für Deutschland unwür-
dig. Diesen Bewe rtungen kann ich mich nur voll und 
ganz anschließen. 

Der UNHCR befürchtet insbesondere - darauf hat 
Frau Hübner eben schon aufmerksam gemacht -, 
daß den Menschen, die nach der Genfer Flüchtlings-
konvention schutzbedürftig sind, die soziale Siche-
rung entzogen wird. Gerade der soziale Status und 
die Leistungen an Menschen, die geduldet sind, sind 
nach der Vorlage eben nicht eindeutig geregelt. Es 
mag sein, daß da noch Nachbesserungen möglich 
sind. Bisher ist aber nicht ausgeschlossen, daß sol-
chen Menschen, die nach § 53 Ausländergesetz, zum 
Beispiel weil ihnen Folter oder Todesstrafe drohen 
oder die auf Grund eines Abschiebestopps oder des-
wegen geduldet werden, weil sie von' ihren Her-
kunftsländern nicht übernommen werden, 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Stimmt doch 
gar nicht! Sie kennen sich wirklich nicht 
aus! - Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN: Bei Ihnen ist Weihrauch statt Näch-
stenliebe angesagt! Das wissen wir doch!) 

die Existenzgrundlage genommen wird. Das sind 
Menschen, denen deutsche Behörden aus guten 
Gründen Duldungen erteilt haben und denen man 
auf der anderen Seite die Sozialhilfe verweigern will. 
Man kann daran sehen, daß dieser Gesetzentwurf in 
einem Hopplahopp-Verfahren eingebracht worden 
ist; er ist mit heißer Nadel gestrickt, undurchdacht 
und insbesondere unmenschlich. Er verstößt gegen 
die Genfer Konvention, die festlegt, daß für Flücht-
linge, die hier leben, auch das soziale Existenzmini-
mum gesichert sein muß. 

Eine andere Frage ist, wie Sie den Bereich der Aus-
nahmeregelungen überhaupt umsetzen wollen. Es 
heißt, es handele sich um eine Kürzung. Tatsächlich 
ist es aber keine Kürzung, sondern ein Angriff auf 
die Menschenwürde. Außerdem heißt es, Leistungen 
würden auf unabweisbare Ausnahmefälle be-
schränkt. Es fragt sich, wer das ist und wer das ent-
scheidet. 

(Margareta Wolf [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Richtig!) 
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Müssen jetzt die Sozialamtssachbearbeiterinnen und 
Sozialamtssachbearbeiter in jedem Einzelfall ent-
scheiden, ob und wieviel sie einem einzelnen Flücht-
ling gewähren? Müssen sie prüfen, ob jemand tat-
sächlich ausreisepflichtig ist und ob die Ausreise 
möglich ist? Das Ganze wird eine Flut von Anträgen 
und Gerichtsverfahren zur Folge haben, die ja wohl 
kaum im Sinne des Erfinders sein können. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Dr. Heidi Knake-Werner 

[PDS]) 

Eine weitere Folge wird sein, daß die Anzahl von 
Asylantragsstellungen wiederum in die Höhe getrie-
ben wird, da Menschen, die zum Beispiel auf Grund 
von Kriegs- und Bürgerkriegssituationen nach 
Deutschland kommen, nach unserer restriktiven und 
ebenfalls im Widerspruch zur Genfer Konvention ste-
henden Auslegung in diesem Lande keine Anerken-
nungschancen haben und zunächst oft keine Asylan-
träge stellen. Diesen Menschen wird auf dem Wege 
des Entzugs der Leistungsberechtigung kein anderer 
Ausweg gelassen, als ins Asylverfahren zu gehen. 
Ich sehe schon die Tiraden von Herrn Innenminister 
Kanther voraus, der sich dann wieder hinstellen 
kann, um zu sagen: Die Asylbewerberzahlen steigen 
wieder, also müssen wir wieder die Gesetze verschär-
fen. - Dasselbe ist schon einmal mit den bosnischen 
Bürgerkriegsflüchtlingen gemacht worden, die ge-
nau zu diesem Zweck unsinnig in die Asylverfahren 
hineingetrieben wurden. 

Meiner Meinung nach ist es besonders empörend - 
bei den sogenannten christlichen Parteien wundert 
man sich in dieser Hinsicht ja schon über nichts mehr -, 

(Ulf Fink [CDU/CSU]: Über Sie auch nicht!) 

daß auch die SPD immer wieder sämtliche Verschär-
fungen und Schikanen gegen Flüchtlinge mitträgt 
und ihnen im Bundesrat und meist ja auch im Bun-
destag zustimmt. Es reicht nicht aus, im Bundestag 
die menschenrechtswidrige Ausländer- und Flücht-
lingspolitik zu kritisieren, die von den SPD-Innenmi-
nistern selbst bet rieben und in aller Schärfe exeku-
tiert wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

Nach dem Bundesrat werden auch wir im Bundes-
tag das Gesetz zu behandeln haben. Ich möchte alle 
Kolleginnen und Kollegen, insbesondere die aus der 
sozialdemokratischen Fraktion, dringend auffordern, 
diesem unsinnigen und menschenverachtenden Ge-
setzentwurf nicht zuzustimmen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Ulf Fink, CDU/CSU. 

Ulf Fink (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der bisherige Verlauf 
der Debatte hat sehr deutlich gezeigt, wie wichtig es  

ist, daß man den genauen Gesetzestext kennt, daß 
man sich genau mit ihm beschäftigt, weil erst dann 
wirklich beurteilt werden kann, wer betroffen ist und 
um wie viele Menschen es sich handelt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Deshalb hätten Sie, meine Damen und Herren von 
der Grün-Alternativen Liste - - 

(Christa Nickels [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Wir heißen Bündnis 90/Die Grünen, 
Herr Fink!) 

- Gut, Frau Nickels. Ihre Bemerkungen haben bei 
mir einfach den naheliegenden Gedanken hervorge-
rufen, daß bei Ihnen offenbar eine entsprechende 
Entwicklung da ist. Wenn Sie wirklich das Wohl der 
Menschen meinen würden, dann hätten Sie diese 
Debatte nicht heute führen dürfen, sondern erst nach 
einer gründlichen Lektüre des Gesetzestextes. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es ist doch so, daß wir seit Jahr und Tag - und zwar 
von niemandem kritisiert; vielmehr ist es allgemeiner 
Konsens - sagen, daß wir den Menschen dann Sozial-
hilfeleistungen zukommen lassen wollen - das Asyl-
bewerberleistungsgesetz ist aus dem Sozialhilferecht 
entstanden -, 

(Andrea Fischer [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nicht mit uns!) 

wenn der Betreffende nicht selbst mutwillig die So-
zialhilfebedürftigkeit herbeiführt. 

Dieser Grundsatz gilt. Er gilt nicht nur gegenüber 
Ausländern, sondern er gilt gegenüber jedermann, 
der Sozialhilfe in Anspruch nimmt, also auch gegen-
über Deutschen - und das seit langem. Wenn ich es 
recht verstanden habe, ist es das Ziel dieses Gesetz-
entwurfes, diesen allgemein geltenden Grundsatz 
auch auf die Berechtigten im Sinne des Asylbewer-
berleistungsgesetzes auszudehnen. 

Wenn das der Fall ist, dann allerdings, liebe Frau 
Fischer, muß ich Ihnen sagen: Sie wissen, daß ich 
Ihre Diskussionsbeiträge ansonsten schätze. Aber die 
Presseerklärung, die Sie herausgeben haben und in 
der vom Rückfall in völkische Betrachtungsweisen 
und dergleichen mehr gesprochen wird - vielleicht 
wollen Sie damit in Berlin Wählerstimmen sam-
meln -, hat mit der Sache wirklich nichts zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Widerspruch 
der Abg. Andrea Fischer [Berlin] [BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN]) 

Ich möchte noch einen weiteren Gesichtspunkt 
nennen. Es ist so, daß die Bundesrepublik Deutsch-
land - das ist inte rnational anerkannt; aber offenbar 
spricht es sich nicht bis zu Ihrer Fraktion herum - 
dasjenige europäische Land ist, das unter den ver-
gleichbaren Ländern die meisten Flüchtlinge aufge-
nommen hat. 

(Dr. Helmut Lippelt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Schweden hat pro Kopf mehr 

aufgenommen!) 
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- Das ist so: Unter vergleichbaren Ländern. Immer 
die Größenordnung betrachten! Wir sind ferner unter 
vergleichbaren Ländern dasjenige Land, das den 
Flüchtlingen einen sehr beachtlichen sozialen Stan-
dard bietet. 

(Amke Dietert-Scheuer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Man muß ihn nicht aufgeben!) 

Ich bitte Sie einfach, diesen Grundkonsens, den 
wir in der Bundesrepublik Deutschland haben, nicht 
dadurch in Frage zu stellen, daß Sie immer dann, 
wenn es nur darum geht, Mißbrauch zu vermeiden, 
Schlagwörter wie allgemeine Humanität und soziale 
Gerechtigkeit bemühen. 

Die letzte Bemerkung meinerseits. Es scheint nun 
klargestellt zu sein - das begrüße ich sehr -, daß die 
Bosnier von dieser Regelung nicht betroffen sind. In 
diesem Zusammenhang gab es Irritationen. Der 
dritte Absatz ist offenbar entfallen. Das finde ich gut. 

Deshalb laßt uns jetzt diesen Gesetzentwurf im ein-
zelnen genauer anschauen und dann zu einem ver-
nünftigen Urteil kommen! 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Die Aktuelle 
Stunde ist beendet. 

Wir sind damit am Schluß unserer heutigen Tages-
ordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Mittwoch, den 11. Februar 1998, 13 Uhr 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 13.33 Uhr) 

Berichtigung 

216. Sitzung, Seite 19 797A, Redetext der Abgeord-
neten Christa Nickels: Der zweite Absatz erhält fol-
gende Fassung: 

Ich möchte jetzt eine Passage aus einem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts von 1975 zitieren, in dem 
sehr deutlich gesagt wird: Das Grundgesetz 

... verlangt gesetzliche Vorkehrungen dagegen, 
daß Abgeordnete Bezüge aus einem Angestell-
tenverhältnis, aus einem sog. Beratervertrag oder 
ähnlichem, ohne die danach geschuldeten Dien-
ste zu leisten, nur deshalb erhalten, weil von ih-
nen im Hinblick auf ihr Mandat erwartet wird, sie 
würden im Parlament die Interessen des zahlen-
den Arbeitgebers, Unternehmers oder der zah-
lenden Großorganisation vertreten und nach 
Möglichkeit duchzusetzen versuchen. Einkünfte 
dieser Art  sind mit dem unabhängigen Status des 
Abgeordneten und ihrem Anspruch auf gleich-
mäßige finanzielle Ausstattung in ihrem Mandat 
unvereinbar. 

216. Sitzung, Seite VIII, Anlage 7, und Seite 19 827 D, 
zweiter Absatz von unten: Statt „Egbe rt  Nitsch 
(Rendsburg) CDU/CSU" ist „Egbe rt  Nitsch (Rends-
burg) BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN" zu lesen. 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) entschuldigt bis 
einschließlich 

Altmann (Aurich), Gila BÜNDNIS 6. 2. 98 
90/DIE 
GRÜNEN 

Augustin, Anneliese CDU/CSU 6. 2. 98 

Blank, Renate CDU/CSU 6. 2. 98 

Dr. Böhmer, Maria CDU/CSU 6. 2. 98 

Dr. Bötsch, Wolfgang CDU/CSU 6. 2. 98 

Borchert, Jochen CDU/CSU 6. 2. 98 

Dempwolf, Gertrud CDU/CSU 6. 2. 98 

Dreßler, Rudolf SPD 6. 2. 98 

Graf von Einsiedel, PDS 6. 2. 98 
Heinrich 

Folta, Eva SPD 6. 2. 98 

Dr. Haussmann, Helmut F.D.P. 6. 2. 98 

Dr. Höll, Barbara PDS 6. 2. 98 

Ibrügger, Lothar SPD 6. 2. 98 

Dr. Jork, Rainer CDU/CSU 6. 2. 98 

Dr. Kinkel, Klaus F.D.P. 6. 2. 98 

Kleinert (Hannover), F.D.P. 6. 2. 98 
Detlef 

Dr. Kohl, Helmut CDU/CSU 6. 2. 98 

Kronberg, Heinz-Jürgen CDU/CSU 6. 2. 98 

Krüger, Thomas SPD 6. 2. 98 

Kühn-Mengel, Helga SPD 6. 2. 98 

Kurzhals, Christine SPD 6. 2. 98 

Leidinger, Robert  SPD 6. 2. 98 

Lengsfeld, Vera CDU/CSU 6. 2. 98 

Lüth, Heidemarie PDS 6. 2. 98 

Dr. Luft, Christa PDS 6. 2. 98 

Mascher, Ulrike SPD 6. 2. 98 

Meckel, Markus SPD 6. 2. 98 

Michels, Meinolf CDU/CSU 6. 2. 98 

Möllemann, Jürgen W. F.D.P. 6. 2. 98 

Müller (Düsseldorf), SPD 6. 2. 98 
Michael 

Neumann (Berlin), Ku rt  fraktionslos 6. 2. 98 

Dr. Ortleb, Rainer F.D.P. 6. 2. 98 

Poppe, Gerd BÜNDNIS 6. 2. 98 
90/DIE 
GRÜNEN 

Dr. Rochlitz, Jürgen BÜNDNIS 6. 2. 98 
90/DIE 
GRÜNEN 

Abgeordnete(r) entschuldigt bis 
einschließlich 

Rupprecht, Marlene SPD 6. 2. 98 

Schaich-Walch, Gudrun SPD 6. 2. 98 

Schmidt (Salzgitter), SPD 6. 2. 98 
Wilhelm 

Schmidt-Zadel, Regina SPD 6. 2. 98 

Schmitz (Baesweiler), CDU/CSU 6. 2. 98 
Hans Peter 

Schulhoff, Wolfgang CDU/CSU 6. 2. 98 

Schultz (Köln), Volkmar SPD 6. 2. 98 

Schulz (Berlin), Werner BÜNDNIS 6. 2. 98 
90/DIE 
GRÜNEN 

Schumann, Ilse SPD 6. 2. 98 

Schwanitz, Rolf SPD 6. 2. 98 

Sorge, Wieland SPD 6. 2. 98 

Terborg, Margitta SPD 6. 2. 98 

Thiele, Carl-Ludwig F.D.P. 6. 2. 98 

Welt, Jochen SPD 6. 2. 98 

Yzer, Cornelia CDU/CSU 6. 2. 98 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Die Vorsitzenden der folgenden Ausschüsse haben mitgeteilt, daß 
der Ausschuß gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 der Geschäftsordnung von 
einer Berichterstattung zu den nachstehenden Vorlagen absieht: 

Innenausschuß 

- Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Jahresbericht der Bundesregierung zum Stand der Deutschen 
Einheit 1997 
- Drucksache 13/8450 - 

Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technologie 
und Technikfolgenabschätzung 
- Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Bericht der Bundesregierung über die künftige wissenschaft-
lich-technische und wirtschaftliche Nutzung der Raumstation 
Nutzungskonzept für die Internationale Raumstation von 
deutscher Seite 
- Drucksachen 13/8376, 13/8507 Nr. 1.16- 

- Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Bericht der Bundesregierung über die zukünftigen Perspekti-
ven der Weltraumforschung 

Konzept Raumfahrt: Perspektiven für Forschung und Anwen-
dung 

- Drucksachen 13/8377, 13/8507 Nr. 1.17 - 

Die Vorsitzenden der folgenden Ausschüsse haben mitgeteilt, daß 
der Ausschuß die nachstehenden EU-Vorlagen bzw. Unterrichtungen 
durch das Europäische Parlament zur Kenntnis genommen oder von 
einer Beratung abgesehen hat. 

Auswärtiger Ausschuß 

Drucksache 13/8615 Nr. 1.19 
Drucksache 13/8615 Nr. 2.94 
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Drucksache 13/9312 Nr. 2.3 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
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